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Landwirtschaft und ländliche Entwicklung unter neuen Rahmenbedingungen
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EU-Osterweiterung
und WTO-Verhandlungen
beeinflussen Wett-
bewerbssituation in der
Landwirtschaft

Nach Ansicht von Dr. BENTRUP
werden mit der EU-Osterweiterung
neue Rahmenbedingungen für die
wirtschaftliche und soziale Zukunft
der Landwirtschaft und der ländli-
chen Räume geschaffen. Außer-
dem sei damit zu rechnen, dass
die WTO-Verhandlungen zu mehr
Liberalisierung auf den Agrarmärk-
ten führen werden. Allerdings sei-
en WTO-Lösungen für den Welt-
agrarmarkt noch nicht in Sicht,
denn das Modalitätenpapier des
Vorsitzenden des WTO-Agraraus-
schusses, Steward HARBINSON,
vom 12. Februar 2003 und der EU-
Verhandlungsvorschlag vom
27. Januar 2003 lägen weit
auseinander. Deshalb bedürfe es
bis zur nächsten WTO-Minister-
ratssitzung im September 2003 in
Cancun einer großen Kraftan-
strengung, um eine tragfähige Lö-
sung zu finden: tragfähig für ex-
portorientierte Entwicklungsländer
ohne Preis-, Sozial- und Umwelt-
Dumping, aber auch für Europa mit
dem Ziel einer nachhaltigen und
ländliche Räume sichernden ge-
meinsamen Agrarpolitik. Die Aus-
einandersetzung um den Irak hät-
te Bentrup zu Folge die Verschie-

bung der Kräfteverhältnisse in der
Welt sichtbar gemacht, was nicht
spurlos an den WTO-Agrarver-
handlungen vorbeigehen werde.

In der nationalen Agrarpolitik
gäbe es – bei aller regionalen und
politischen Differenziertheit – eine
durchaus erfreuliche Übereinstim-
mung hinsichtlich der

• Erhöhung der Lebensmittelsi-
cherheit,

• Stärkung des aktiven Umwelt-
und Naturschutzes in der land-
wirtschaftlichen Produktion,

• Ausweitung des Tierschutzes
und

• Unterstützung der regionalen
Vermarktung landwirtschaftli-
cher Produkte.

Festzustellen seien aber auch
eine Reihe von Fehlentwicklungen.
Die Agrarpolitik komme deshalb
nicht umhin, Antworten auf diese
sichtbar gewordenen Mängel, vor
allem im Bereich der tierischen
Produktion, zu finden. Sie sei es
den Verbrauchern und den Land-
wirten schuldig, das verloren ge-
gangene Vertrauen in die umwelt-
verträgliche und tiergerechte Pro-
duktion dauerhaft zurückzugewin-
nen.

Dr. Hans-Hermann BENTRUP, Vorsitzender des
Vorstandes der Agrarsozialen Gesellschaft e.V.
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Bayerns Politik für den
ländlichen Raum und die
Zukunft der Landwirtschaft

Angesichts der bevorstehenden
Weichenstellungen auf EU- und
WTO-Ebene bezeichnete Staats-
minister MILLER einen breiten Ag-
rardialog und eine breite gesell-
schaftliche Akzeptanz der Agrar-
politik für eine nachhaltige, multi-
funktionale Landwirtschaft als not-
wendig.

Im Zusammenhang mit der EU-
Osterweiterung betonte Miller,
dass die politischen und wirt-
schaftlichen Vorteile der Osterwei-
terung insgesamt unbestritten
seien. Er wies jedoch auf die be-
sondere Herausforderung für die
ländlichen Räume entlang der
Grenzen zu den Beitrittsländern
hin. Die Bayerische Staatsregie-
rung nehme die Herausforderung
sehr ernst und unterstütze die
Grenzregionen mit dem „Ertüchti-
gungsprogramm Ostbayern“
(100 Mio. Euro). Damit würde den
Unternehmen Ostbayerns ermög-
licht, ihre künftige zentrale Lage
als Chance für neue Märkte in Ost-
und Südosteuropa optimal zu nut-
zen.

In Bezug auf die Freizügigkeit
von Arbeitskräften beharre Bayern
auf einer Übergangsregelung, da
in den Sonderkulturbetrieben ein
erheblicher Bedarf an Saison-Ar-
beitskräften bestehe. Dagegen
seien in den grenznahen Regio-
nen das Handwerk und die klei-
nen Unternehmen vor der Konkur-
renz durch Niedriglohn-Firmen zu
schützen.

Miller zeigte sich besorgt
darüber, dass für die Zeit von 2007
bis 2013 eine Ausgabenobergren-
ze für die Marktstützung und die
Direktzahlungen festgelegt wor-
den sei, die für die bisherigen EU-
Mitgliedsstaaten Kürzungen der
Direktzahlungen bedeute. Er for-

dere daher schon seit langem die
Möglichkeit zur nationalen Kofi-
nanzierung der Direktzahlungen
und bedauere, dass die Bundes-
regierung es versäumt habe, das
Thema Kofinanzierung der Direkt-
zahlungen erfolgreich in die Ver-
handlungen einzubringen.

Um die Land- und Ernährungs-
wirtschaft sowie den ländlichen
Raum in Bayern im Wettbewerb
zu stärken und weiter zu entwi-
ckeln, habe die Bayerische
Staatsregierung ein hochdotiertes
und umfassendes Maßnahmenpa-
ket entwickelt. Ein Bestreben sei
immer gewesen, möglichst viele
unternehmerisch tätige, bäuerliche
Familienbetriebe zu erhalten. Be-
nachteiligte Gebiete und die Berg-
gebiete (61 % der landwirtschaft-
lichen Nutzfläche Bayerns) wür-
den seit 25 Jahren mit einer Aus-
gleichszulage gestärkt. Des wei-
teren würden einzelbetriebliche In-
vestitionen gefördert sowie
besonders artgerechte Tierhaltung
unterstützt. Das Qualitäts- und
Herkunftsprogramm „Geprüfte
Qualität“ liege mit seinen Leis-
tungsinhalten weit über den ge-
setzlichen Auflagen. In diesem Zu-

sammenhang forderte Miller mit
Blick auf die Beitrittskandidaten,
dass die heutigen hohen Stan-
dards in den Bereichen Verbrau-
cher-, Tier- und Umweltschutz ab
dem Tag des Beitritts erfüllt wer-
den müssten. Bayern habe seit
1994 zahlreiche innovative Projek-
te im Rahmen des Ziel 5b-Pro-
gramms und des LEADER-Pro-
gramms initiiert und mit europäi-
schen Strukturfondsmitteln und
bayerischen Landesmitteln geför-
dert. Für die Entwicklung der länd-
lichen Räume stünden bis 2006
rund 58 Mio. Euro aus EU-Mitteln
und nationale Gelder in gleicher
Höhe zur Verfügung.

Die Landwirtschaft werde auch
morgen, weit über ihre wirtschaft-
liche Bedeutung hinaus, für den
ländlichen Raum eine besonders
prägende Funktion haben, fasste
Miller zusammen. Dies gelte nicht
nur für die Gestaltung der Kultur-
landschaft, sondern auch für die
Pflege kultureller Traditionen. Des-
halb werde sich Bayern auch künf-
tig für eine zukunftsfähige Land-
wirtschaft und einen attraktiven
ländlichen Raum engagieren.

Staatsminister Josef Miller, Bayerisches Staatsministerium für
Landwirtschaft und Forsten, München
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Professor HENGSBACH leitete
den Festvortrag mit dem Hinweis
auf den brüchig gewordenen poli-
tischen Generationenvertrag ein.
Die nachwachsende Generation
habe den Eindruck, ohne einen
Systemwechsel in der Alterssi-
cherung schleichend enteignet zu
werden. Die Politik, sowohl die
konservativ-liberale als auch die
rot-grüne, reagiere darauf, indem
sie den Abbau der Staatsverschul-
dung zum Ziel Nr. 1 der Wirt-
schaftspolitik erkläre. So solle
vermieden werden, den zukünfti-
gen Generationen ein Übermaß an
Schulden zu hinterlassen. Eine
rigorose Sparpolitik solle den
ernsthaften Umkehrwillen des
Staates, der lange Zeit über sei-
ne Verhältnisse gelebt habe, be-
kräftigen. Mit einem Ausgleich der
öffentlichen Haushalte durch die
Senkung der Ausgaben und Lohn-
nebenkosten solle die Vorausset-
zung dafür geschaffen werden, die
Arbeitslosigkeit wirksam zu be-
kämpfen. Eine weitere politische
Reaktion sei, die Leistungsansprü-
che in der gesetzlichen Renten-
versicherung zu mindern und den
Anteil der privaten Vorsorge zu
erhöhen.

körpere sich in der Ungerechtig-
keit, die innerhalb derselben Ge-
neration offenkundig werde. Der
„Überarbeit“ der Erwerbstätigen,
der Nötigung zu bezahlten Über-
stunden und der Selbstausbeu-
tung durch unbezahlte Mehrarbeit
stehe die Masse der aus dem Er-
werbsleben ausgegrenzten Ar-
beitslosen und Sozialhilfeempfän-
ger gegenüber. Innerhalb der Be-
triebe werde die Polarisierung
zwischen qualifizierten, angemes-
sen entlohnten Wissensarbeitern
und gering qualifizierten, niedrig
entlohnten Beschäftigten größer.
Die Ungleichheit der Lebenschan-
cen von Männern und Frauen ver-
schärfe sich in der politischen
Debatte erneut, indem die Verein-
barkeit von Beruf und Familie in
erster Linie als Problem der Frau-
en und nicht auch der Männer
definiert werde. Der gesellschaft-
liche Riss zwischen West- und
Ostdeutschen sowie die relative
Benachteiligung von Haushalten
mit Kindern gegenüber Haushal-
ten ohne Kinder hinsichtlich der
Lebensentwürfe, Einkommen,
Wohnraumversorgung, Vermö-
gensbildung und Alterssicherung
seien ebenfalls keine Frage der
Gerechtigkeit zwischen den Ge-
nerationen, sondern innerhalb der-
selben Generation.

Hengsbach wies darauf hin,
dass der Hauptschlüssel,
wenngleich nicht der einzige
Schlüssel zur Gerechtigkeit inner-
halb derselben Generation, die
Beteiligung an der Erwerbsarbeit
sei. Deren Ende sei nicht in Sicht,
solange noch unzählige private
Bedürfnisse unbefriedigt und drin-
gende öffentliche Aufgaben uner-
ledigt seien. Als Beispiele nannte
er den ökologischen Umbau der
Wirtschaft, u. a. in den EU-Bei-
trittsländern, Investitionen in ein
umweltverträgliches Verkehrs- und
Energiesystem sowie in eine öko-
logisch orientierte Landwirtschaft.

Prof. Dr. Friedhelm Hengsbach SJ., Oswald
von Nell-Breuning-Institut für Wirtschafts- und
Gesellschaftsethik der Philosophisch-
Theologischen Hochschule Sankt Georgen,
Frankfurt am Main

Gerechtigkeit zwischen den Generationen?
Gerechtigkeit innerhalb derselben Generation!FESTVORTRAG

Vererbung sowohl von
Schulden als auch von
Vermögen

Seiner Ansicht nach könnte je-
doch weder die staatliche Ent-
schuldung noch der Wechsel von
der umlagefinanzierten zur kapi-
talgedeckten Finanzierung der
Alterssicherung mit dem Argu-
ment der Gerechtigkeit zwischen
den Generationen betrieben wer-
den. Denn vererbt würden sowohl
Schulden als auch Vermögen; öf-
fentliche Schuldnerpositionen ent-
sprächen privaten Gläubigerposi-
tionen. Dies bedeute, dass die
Übertragung einzelwirtschaftlicher
Denkmuster auf die gesamtwirt-
schaftliche Ebene zu Fehlschlüs-
sen führe. Zudem müssten unab-
hängig von der Finanzierungsform
(Umlage oder Kapitaldeckung) die
realen Transferleistungen an die
noch nicht erwerbstätige bzw. an
die nicht mehr erwerbstätige Ge-
neration von der erwerbstätigen
Generation erarbeitet werden.

Auch die sog. Generationenbi-
lanz, der zu Folge zukünftige Ge-
nerationen unerträglich belastet
würden und die die Gerechtigkeit
zwischen den Generationen ver-
letze, tauge nicht als Beleg für die
Blindheit der bisherigen Finanzpo-
litik. Denn der Vergleich des Bar-
werts aller Zahlungsströme einzel-
ner Altersklassen an den Staat
während ihres Lebens und des
Barwerts aller Transfers, die der
Staat solchen Altersklassen zu-
wendet, gründe auf einer Anzahl
unrealistischer Annahmen, die
den Aussagewert der Analyse,
dass die Belastungen der gegen-
wärtigen und zukünftigen Genera-
tionen unfair verteilt seien, ganz
erheblich einschränkten.

Gerechtigkeit innerhalb
derselben Generation

Die Verletzung der Gerechtigkeit
zwischen den Generationen ver-
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Die zukünftige Erwerbsarbeit wer-
de vor allem „Arbeit am Men-
schen“ sein. Personennahe
Dienstleistungen im Gesund-
heits-, Bildungs- und sonstigen
Kulturbereich würden die schon
bekannten Wirtschaftskreisläufe
erweitern und zusätzliche öffentli-
che und private Arbeitsplätze er-
schließen.

Drei Säulen der gesell-
schaftlich nützlichen
Arbeit

Gesellschaftlich nützliche Arbeit
sei nicht nur die herkömmliche,
markt- und geldwirtschaftlich or-
ganisierte Erwerbsarbeit, sondern
auch die private Haus- und Kin-
derarbeit, die geschlechtsneutral
und fair auf Männer und Frauen
zu verteilen sei, sowie das zivil-
gesellschaftliche Engagement.
Diese drei Formen seien als
gleichwertig anzuerkennen und

lichen und sozialen Zusammen-
halt“ vorgelegt, der die regionale
Entwicklung dokumentiere und
den Diskussionsstand über die
Reform der Strukturpolitik zusam-
menfasse. Schulz-Greve wies dar-
auf hin, dass die zukünftige finan-
zielle Ausstattung der Strukturhil-
fen und die Frage, ob und wie der
„statistische Effekt“ der Erweite-
rung berücksichtigt werden solle,
bisher besonders umstritten sei-
en. Konkrete Vorschläge für die
Strukturpolitik nach 2006 seien
aber erst Ende 2003 zusammen
mit dem dritten Kohäsionsbericht
zu erwarten. Schulz-Greve unter-
teilte die EU-Mitgliedsstaaten an-
hand der bisher geführten Debat-
te ganz grob in drei Interessen-
gruppen: die bisherigen Nettoemp-
fänger der Strukturpolitik, die
Nettozahler und die Beitrittsländer
als zukünftige Nettoempfänger.

Die Bundesregierung habe sich
schon frühzeitig Ende letzten Jah-
res auf wichtige Eckpunkte für die
zukünftige Strukturpolitik geeinigt.
Aus deutscher Sicht sollten die
finanziellen Obergrenzen für die
EU-Mittel auch weiterhin nicht voll-
ständig ausgeschöpft werden. Die
verfügbaren Strukturmittel sollten
auf die bedürftigsten Regionen der
erweiterten EU konzentriert wer-
den. Schulz-Greve folgerte daraus
die Notwendigkeit, in der nächs-
ten Förderperiode die Mittel für die
heutigen Mitgliedsstaaten zuguns-
ten der Beitrittsländer zu verrin-
gern. Eine weitere Konzentration
erfordere aus deutscher Sicht auch
eine strikte Beschränkung der EU-

Reform der EU-Struktur-
politik im Zeichen der
Osterweiterung

Dr. SCHULZ-GREVE stellte in
seinem Vortrag dar, dass die
Wohlstandsunterschiede zwi-
schen den EU-Regionen infolge
der Erweiterung der Europäischen
Union um zehn neue Mitgliedsstaa-
ten im Jahr 2004 deutlich wach-
sen werden. Das Pro-Kopf-Ein-
kommen der Beitrittsländer wer-
de im Durchschnitt nur 45 % des
EU15-Niveaus erreichen. Und
dies, obwohl großzügige Vorbei-
trittshilfen und die im Beitrittsver-
trag vereinbarten Hilfen der EU-
Strukturpolitik bis 2006 bereits zu
einer Verbesserung der Lebens-
verhältnisse in den Beitrittsländern
beigetragen hätten.

Die anstehende Erweiterung sei
darüber hinaus Anlass, über die
Ausgestaltung der Strukturhilfen
in der zukünftigen Förderperiode
ab 2007 zu diskutieren. Im Janu-
ar 2003 habe die Europäische
Kommission ihren „zweiten Zwi-
schenbericht über den wirtschaft-

vergleichbar sozial abzusichern –
durch eine Kombination aus Ar-
beits-, Kapital- und Transferein-
kommen.

Die gesellschaftliche Solidarität,
die bisher vorwiegend auf der Er-
werbsarbeit, der lebenslangen Bin-
dung einer Frau an ihren erwerbs-
tätigen Mann und auf dem Nor-
malfall eines Haushalts mit zwei
Kindern gegründet habe, sollte
erweitert werden: Allen Bürger-
innen und Bürgern, die ihren Le-
bensmittelpunkt innerhalb des
Geltungsbereichs des Grundge-
setzes eingerichtet hätten, stehe
das Recht auf einen Mindestan-
teil am Volkseinkommen und
Volksvermögen zu, der ihnen er-
mögliche, sich an den Prozessen
der Meinungsbildung und Ent-
scheidung in einer demokrati-
schen Gesellschaft zu beteiligen.
Darüber hinaus sichere ihnen die
Beteiligung an der gesellschaftlich

nützlichen Arbeit einen angemes-
senen Lebensstandard.

Die Finanzierung dieser erwei-
terten Solidarität dürfe nicht allein
den Schultern der abhängig Be-
schäftigten aufgeladen werden.
Nicht allein die Löhne, sondern
alle Einkommens- und Vermö-
gensarten seien gemäß der Leis-
tungsfähigkeit der Wirtschaftssub-
jekte beitragspflichtig. Die progres-
sive direkte Besteuerung mit ei-
nem Familiensplitting an Stelle
des Ehegattensplittings sei soli-
darischer als die Mehrwertsteuer
oder andere indirekte Steuern, die
die Haushalte mit Kindern über-
durchschnittlich belasteten. Die
öffentlichen Leistungsansprüche
im Risikofall müssten nicht bei-
tragsorientiert sein; sie könnten
gedeckelt und mit privaten An-
sprüchen kombiniert werden.

Dr. Willi Schulz-Greve,  Struktur-
und Agrarpolitik der EU,
Auswärtiges Amt, Berlin
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Förderung außerhalb der prioritä-
ren Ziel 1-Gebiete. Hier werde es
darum gehen, gezielt Programme
zu fördern, die einen europäischen
Mehrwert aufwiesen, wie z. B. die
grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit.

In Deutschland seien die Bun-
desländer für die Regionalpolitik

sei, so viel Geld für die Land-
wirtschaft auszugeben.
Insbesondere die Vertreter der
Städte seien bestrebt, einen
größeren Teil der Strukturfonds
für die Städtebauförderung oder
die Industriegebiete zu bekom-
men.

Dass der Anteil der Agraraus-
gaben am EU-Budget auch des-
halb so hoch sei, weil es sich
beim Agrarbereich um das ein-

zige fast vollständig vergemein-
schaftete Politikfeld handle, dar-
auf wies Rupert HUBER, Präsiden-
tenkonferenz der Landwirtschafts-
kammern Österreichs, hin. Er for-
derte, darüber nachzudenken, wie
die integrierte ländliche Entwick-
lung nach 2006 aussehen könne
und wo das Potenzial zur Entwick-
lung der ländlichen Räume liege.

Christian HAMMEL, Forchten-
berg, gab zu bedenken, dass von
den Förderungen im Agrarbereich
die gesamte Region und die Be-
völkerung profitiere. Es werde ein
falsches Bild vermittelt, wenn
davon gesprochen werde, dass
alles ausschließlich der Landwirt-
schaft zu Gute komme. Diese
Sichtweise bringe die Landwirt-
schaft in Misskredit.

Uneinigkeit der Bundes-
länder schwächt deutsche
Position in der EU

Angesichts der Tatsache, dass
in Deutschland die Bundesländer
für die Strukturpolitik zuständig sei-
en, sprach sich Karl GROENEN,
Bundesverband der landwirtschaft-
lichen Sozialversicherungsträger,

für eine Sprachregelung aus, die
zum einen den Interessen der
Bundesländer gerecht werde und
zum anderen das Gewicht
Deutschlands innerhalb der erwei-
terten EU zum Ausdruck bringe.

Zu diesem Aspekt ergänzte
Schulz-Greve, dass der Bundes-
finanzminister so lange eigene
Vorstellungen umsetze, wie sich
die Bundesländer mit ihren unter-
schiedlichen Interessen nicht ei-
nigten. Deutschland befinde sich
derzeit in einer sehr defensiven
Rolle und habe große Vorbehalte
hinsichtlich der Finanzierung.
Trotz Sparmaßnahmen müsse
aber darüber nachgedacht wer-
den, wie das zur Verfügung ste-
hende Geld genutzt werden solle.
Hier könnte sich Deutschland ge-
rade auch im Hinblick auf den
ländlichen Raum stärker einbrin-
gen.

Während Kroll-Schlüter bedau-
erte, dass sich der Föderalismus
in diesem Zusammenhang als
große Schwäche erweise, habe er
sich Schulz-Greve zu Folge im
Vergleich zu anderen, zentralis-
tisch organisierten Mitgliedsstaa-
ten in der Regionalentwicklung als
Stärke erwiesen.

Ländliche Entwicklung
nach 2006 durch General-
direktion Regionalpolitik?

Zur ländlichen Entwicklung er-
gänzte Schulz-Greve, dass in den
Ziel 1-Gebieten die Förderung
ländlicher Gebiete in die Gesamt-
programme integriert sei. Die Fra-
ge sei, was außerhalb der Haupt-

zuständig. Gleichwohl gebe es
aufgrund der ganz unterschiedli-
chen Interessenlagen der Bundes-
länder bisher noch keine gemein-
same Position zur Zukunft der
Strukturfonds. Schulz-Greve be-
tonte, dass auch hier der „statis-
tische Effekt“ der Erweiterung eine
besondere Rolle spiele, da in Ost-
deutschland einige Regionen in

der nächsten Förderperiode ihren
Ziel 1-Status verlieren würden. Die
ostdeutschen Ziel 1-Länder hätten
ihre Position dazu dem zuständi-
gen EU-Kommissar Michel BAR-
NIER vor kurzem erläutert.

Nationale Mittel für
Landwirtschaft höher
als EU-Mittel

Hermann KROLL-SCHLÜTER,
der die Diskussionen im An-
schluss an die Vorträge leitete,
wies darauf hin, dass es  kaum
eine Berufsgruppe und einen Le-
bensbereich gebe, in dem so viel
Geld verteilt würde wie in der Land-
wirtschaft und im ländlichen
Raum. Diese erhielten nicht nur
50 % der EU-Haushaltsmittel,
sondern auch Mittel aus den
Strukturfonds. Er bezweifelte,
dass dies im Hinblick auf die Zu-
kunft Europas richtig sei.

Neben dem EU-Budget für Land-
wirtschaft und ländliche Räume
gebe es noch die nationalen Aus-
gaben, die wesentlich höher als
das EU-Budget lägen, betonte
Schulz-Greve. Gleichwohl sei rich-
tig, dass die Landwirtschaft nach
wie vor eine große Rolle im EU-
Budget spiele. Seiner Ansicht
nach werde sich diese Rolle nicht
auf Dauer halten lassen. Es wer-
de verstärkt Diskussionen darüber
geben, ob es noch gerechtfertigt

Hermann Kroll-Schlüter,
stellv.  Vorsit-
zender des Vor-
standes der
Agrarsozialen
Gesellschaft
e.V.

DISKUSSION
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Er sehe allerdings die Gefahr,
dass die Bereiche Städtebau-
förderung und Förderung der
Gebiete in Umstellung in der
Generaldirektion Regionalpoli-
tik so stark seien, dass der
ländliche Raum viel an Gewicht
verliere.

Planwirtschaftliches
Geldverteilungsinstru-
ment einschränken

In Zusammenhang mit der
Strukturfondsdiskussion erläuter-
te Schulz-Greve zwei Alternativen.
Eine sei, das planwirtschaftliche
Geldverteilungsinstrument so weit
wie möglich zu reduzieren. Für die
deutschen Bundesländer und für
die ländlichen Gebiete bedeute
dies, dass sie zukünftig weniger
Fördermittel aus Brüssel erhalten
würden und sich stärker um nati-
onale Mittel oder Länderfinanzie-
rungen bemühen müssten.
Möglicherweise würde so mehr
Geld in Deutschland bleiben. Die-

se Alternative werde vor allem von
den Nettozahlern vorgezogen.

Eine andere Alternative sei, das
Fördersystem weiter zu entwi-
ckeln, zu vereinfachen und inner-
halb der Planungsvorgaben zu ver-
bessern. Die Frage sei, wie viel
Geld zur Verfügung stehe und wie
es in der nächsten Runde aufge-
teilt werden solle. Im Moment
würde nicht über die Mittelkür-
zung, sondern um die Höhe der
Aufstockung diskutiert.

fördergebiete getan werden kön-
ne. Hierzu gebe es noch keine kon-
kreten Konzepte.

Dr. BÜHNER wies auf die Ge-
fahr hin, dass die ländliche Ent-
wicklungspolitik nach 2006 der
Generaldirektion Regionalpolitik
zugeschrieben und die Mittel aus
der 2. Säule in die Strukturfonds
geleitet werden könnten. Das hie-
ße, dass die Mittel aus der der-
zeitigen Förderung der ländlichen
Entwicklung abgezogen werden
würden. Das Ziel müsse Bühners
Ansicht nach jedoch eine eigen-
ständige 2. Säule sein, von der
dann auch die Ziel 1-Gebiete pro-
fitieren könnten. Eine Führungs-
und Koordinierungsrolle für den
Bereich der 2. Säule setze voraus,
dass hier genügend Mittel zur Ver-
teilung stünden.

Schulz-Greve bestätigte die Be-
strebungen der Generaldirektion
Regionalpolitik, die Verantwortung
für die 2. Säule zu übernehmen.

Elmar Hönekopp, Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB), Nürnberg

Arbeitsmärkte in den
MOE-Ländern –
Auswirkungen der EU-
Osterweiterung auf den
deutschen Arbeitsmarkt

Anfang der 90er Jahre sei mit
den Europaabkommen die Grund-
lage für die wirtschaftliche Integra-
tion und die Erweiterung der Eu-
ropäischen Union um die mittel-
osteuropäischen Staaten geschaf-
fen worden, so Elmar HÖNE-
KOPP. Unterstützungen durch die
EU im Rahmen des Programmes
PHARE und bilateraler Aktivitäten
in den mittelosteuropäischen
Staaten hätten den Integrations-
prozess erfolgreich vorangetrie-
ben. In wirtschaftlicher Hinsicht
sei die Integration bereits Realität
und werde sich seiner Einschät-
zung nach durch die Erweiterung
der Europäischen Union nicht
mehr wesentlich verändern.

Der Austausch von Arbeitskräf-
ten sei bisher von diesem Prozess

ausgenommen gewesen. Erst mit
dem Beitritt der mittel- und osteu-
ropäischen Staaten zur EU wer-
de die Arbeitnehmerfreizügigkeit
schrittweise auf die Beitrittsländer
ausgedehnt. Es sei eine Über-
gangsfrist von bis zu sieben Jah-
ren vereinbart worden, während
derer die Freizügigkeit einge-
schränkt werden könne. Höne-
kopp ging davon aus, dass ein Teil
der heutigen EU-Mitgliedsländer
(voraussichtlich u. a. Deutschland
und Österreich) diese Möglichkeit
in Anspruch nehmen werde.

Bereits heute habe die wirt-
schaftliche Integration spürbare
Arbeitsmarkteffekte. Hönekopp
wies darauf hin, dass durch die
Ausweitung des Außenhandels
z. B. eine Verstärkung des Trends

der Nachfrage nach hochqualifi-
zierten Arbeitskräften und eine
tendenziell verringerte Nachfrage
nach geringer qualifizierten Ar-
beitskräften entstanden sei. Be-
schäftigung von MOE-Angehöri-
gen fände bisher überwiegend in
Deutschland und Österreich
(80 % aller in der EU beschäftig-
ten MOE-Arbeitskräfte) statt. Die
stark zunehmende Beschäftigung
von Saisonarbeitnehmern in der
Landwirtschaft habe sich auf die
Arbeitsmarktsituation auch für In-
länder in diesem Sektor eher po-
sitiv ausgewirkt. Hönekopp wies
darauf hin, dass die Zuwanderung

Dr. Theodor Bühner,
Bundesminis-
terium für
Verbraucher-
schutz, Er-
nährung und
Landwirt-
schaft, Bonn
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gut ausgebildeter Arbeitkräfte in
Deutschland einen durchaus po-
sitiven Effekt hätte. Es sei jedoch
davon auszugehen, dass nach
der 7-jährigen Übergangszeit die
Volkswirtschaften in den Beitritts-
ländern so gewachsen sein wer-
den, dass sie selbst ihre qualifi-
zierten Arbeitskräfte benötigten.
Die aktuelle Arbeitsmarktsituati-
on zeige schon jetzt in diese Rich-
tung. Wanderungsdruck werde
daher eher von den niedrig qualifi-
zierten Arbeitskräften ausgehen,
bei denen die Arbeitslosenquote
in den Beitrittsländern ähnlich
hoch sei wie in Deutschland. Die
Hoffnung, dass mit der Osterwei-
terung das Problem des Mangels
an qualifizierten Arbeitskräften in
Deutschland behoben werden kön-
ne, werde nicht erfüllt werden, pro-
gnostizierte Hönekopp.

Die Wirtschafts- und Arbeits-
marktentwicklung sei in den ver-
schiedenen Beitrittsländern sehr
unterschiedlich verlaufen. Fast
durchgängig hätten die Wachs-
tumsraten des Bruttoinlandspro-
dukts in den letzten Jahren weit
über denen Deutschlands und der
EU gelegen. Insofern hätten sich
die Einkommensunterschiede
schon deutlich reduziert, wenn sie
auch immer noch beträchtlich sei-
en, so Hönekopp. Die Entwicklun-
gen auf den Arbeitsmärkten sei-
en sehr differenziert zu betrach-
ten: einzelne Länder (insbeson-
dere Polen) hätten hier derzeit mit
erheblichen Schwierigkeiten zu
kämpfen, z. T. aus demographi-
schen Gründen oder als Folge von
Strukturanpassungen in verschie-
denen Wirtschaftszweigen (Land-
wirtschaft, Bergbau, Schwerindus-

trie). Andere Länder, wie Ungarn
und Slowenien, wiesen insgesamt
ein recht positives Erscheinungs-
bild auf. Für die kommenden Jah-
re sei nach Einschätzung Höne-
kopps noch von signifikanten
Wanderungsanreizen auszuge-
hen.

 Besondere Probleme könnten
sich in den Grenzregionen zu den
Beitrittsstaaten ergeben, z. B.
dort, wo eine hohe Bevölkerungs-
dichte und eine ungünstige Ar-
beitsmarktlage bestehe, wie z. B.
im Grenzgebiet Böhmen-Sach-
sen. In anderen Regionen könn-
ten zusätzliche Arbeitnehmer be-
nötigt werden, um mögliche Eng-
pässe auszugleichen, wie z. B.
in den mittleren und südlichen
Regionen des bayerisch-tschechi-
schen Grenzgebiets.

DISKUSSION

Regelung für Arbeitskräfte
aus Beitrittsländern
erforderlich

Auf den Hinweis von Dr. Karl
GROSS, dass Osteuropäer/-innen
in Privathaushalten illegal arbeite-
ten, machte Hönekopp deutlich,
dass es seit Februar 2002 eine
Regelung gegeben habe, die es
Arbeitskräften aus bestimmten
Beitrittsländern ermöglichte, im
Bereich der Pflege legal in
Deutschland zu arbeiten. Etwa
1 550 Personen hätten davon Ge-
brauch gemacht. Diese Regelung
sei jetzt ausgelaufen, weil sie an
das Zuwanderungsgesetz ge-
knüpft gewesen und dieses auf-
gehoben worden sei. Die Situati-
on werde sich jedoch verbessern,
wenn die Regelung der Arbeits-
kräftefreizügigkeit gelte.

Auch in neuen
Bundesländern fehlen
Arbeitskräfte für
saisontypische Arbeiten

Für die Pendlerbewegungen zwi-
schen osteuropäischen Staaten

und den angrenzenden neuen
Bundesländern interessierte sich
Dr. ZIMMERMANN. Hierzu erläu-
terte Hönekopp, dass die Situati-
on in Ostdeutschland der in West-
deutschland gleiche. Auch dort
seien kaum inländische Arbeits-
kräfte zu finden, die saisontypi-
sche Tätigkeiten in der Landwirt-
schaft übernehmen würden.

Schaffung von Arbeits-
plätzen für geringer
qualifizierte Arbeitskräfte
notwendig

KOCH bezweifelte, dass sich
die Nettozuwanderung von Ar-
beitskräften nach 2004, also
nach dem Beitritt, wesentlich ge-
genüber den Vergleichsjahren
nach der Wende ändern bzw. er-
höhen werde. Er äußerte die Ver-
mutung, dass die Ängste, die
manchmal geschürt würden, nicht
berechtigt seien. Auch eine Stu-
die des Deutschen Instituts für
Wirtschaft, in der die Einschätzun-
gen verschiedener Forschungsin-
stitute zur Zuwanderung ausge-

Dr. Ursula Zimmermann,
Erfurt

Helmut Koch,
Dienst auf
dem Lande
der Evangeli-
schen Kirche
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wertet wurden, sei zu diesem Er-
gebnis gekommen.

Dem stimmte Hönekopp zu.
Falls 2004 die Arbeitskräftefreizü-
gigkeit kommen würde – aller-
dings voraussichtlich zunächst
nicht in Deutschland und Öster-
reich – ,dann würde sich die Zu-
wanderung voraussichtlich in ei-
ner relativ geringen Größenord-
nung bewegen.

Dr. HAIMERL geht davon aus,
dass die Arbeitskräftefreizügigkeit
vor allem geringer qualifizierte Ar-
beitskräfte nach Deutschland brin-
gen würde.

Die Schaffung von Arbeitsplätzen
für schlechter qualifizierte Perso-
nen sei eine zentrale Aufgabe, be-
stätigte Hönekopp. Eine wesent-
liche Rolle spielten in diesem Zu-
sammenhang die Lohnnebenkos-
ten. Es müsse einiges getan wer-
den, auch über die Vorkehrungen
der Agenda 2010 hinaus.

Hieran knüpfte Marianne DEML
an und gab zu bedenken, dass für
aktuelle Einschätzungen der kon-
junkturellen Entwicklungen auf
dem Arbeitsmarkt zum gegenwär-

tigen Zeitpunkt nicht mehr von ei-
nem Wachstum von 1,4 % aus-
gegangen werden könne. Die
neuesten Zahlen deuteten auf ein
Wachstum von weniger als 0,5 %
hin, so dass sich die Situation auf
dem Arbeitsmarkt noch verschär-
fen werde.

Schwächung der 2. Säule
in Polen

Weiterhin sprach Koch an, dass
es in Kopenhagen einen Kompro-
miss der Regierungschefs gege-
ben habe, die besondere landwirt-
schaftliche Struktur Polens mit
einer hohen Beschäftigtenzahl in
der Landwirtschaft in der Form zu
berücksichtigen, dass Mittel aus
der 2. Säule für die Landwirtschaft
aufgewendet werden dürften. Er
befürchte, dass dadurch die
2. Säule geschwächt werde. An-
gesichts der Freisetzung von Ar-
beitskräften aus der Landwirt-
schaft stünden dann in der 2. Säu-
le nicht mehr ausreichend Mittel
zur Verfügung, um neue Arbeits-
plätze entstehen zu lassen.

Hönekopp konkretisierte, dass
die Erwerbstätigen in der Landwirt-
schaft Polens zzt. einen Anteil von
19 % an allen Erwerbstätigen in

Polen ausmachten, im Vergleich
zu unter 2 % in Westdeutschland
und 5 % im EU-Schnitt. Dieser
hohe Anteil könne nicht gehalten
werden. Daher komme es darauf
an, alternative Qualifizierungs- und
Beschäftigungsmöglichkeiten in
den Regionen zu schaffen.

Prof. Dr. Drs. h. c. Jörg Maier,
Universität Bayreuth, Lehrstuhl
für Wirtschaftsgeographie und
Regionalplanung

Zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung im deutsch-
tschechischen Grenz-
raum – Herausforderun-
gen und Perspektiven

Das bayerisch-böhmische
Grenzgebiet sei diesseits und jen-
seits der Grenze dünn besiedelt,
infrastrukturell im jeweiligen Lan-
desvergleich partiell benachteiligt
und weise Professor MAIER zu
Folge auf beiden Seiten der Gren-
ze eine vergleichbare Wirtschafts-
struktur auf. Diese sei jeweils ge-
kennzeichnet durch hohe Anteile
in traditionellen Branchen des pro-
duzierenden Gewerbes und eine
deutlich schwächere Wirtschafts-
dynamik als in den Landesdurch-
schnitten Bayerns und der Tsche-

Marianne Deml,
MdL

chischen Republik. Obwohl sich
die Lagebeziehungen der bayeri-
schen und böhmischen Grenzre-
gionen in wenigen Jahren grund-
legend verändern und von einer
Randlage ins Zentrum eines er-
weiterten Europas rücken würden,
bestehe für die Grenzräume den-
noch die Gefahr, von der sich ab-
zeichnenden Entwicklung „über-
sprungen“ zu werden.

Maier geht davon aus, dass die
Verdichtungsräume Europas mit
ihren hohen Anteilen an Dienstleis-
tungen, innovativen Wirtschafts-
zweigen und großen Humanres-

sourcen den größten Vorteil aus
der EU-Osterweiterung ziehen
werden. Die ländlichen, z. T. agra-
risch strukturierten Räume in Bay-
ern werden sich seiner Ansicht
nach längerfristig durch die stei-
gende Produktivität in der Tsche-
chischen Republik einem zuneh-
menden Wettbewerbsdruck aus-
gesetzt sehen. Auf tschechischer

Dr. Johann Haimerl,
Bayerisches
Staatsminis-
terium für
Landwirt-
schaft und
Forsten
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Seite habe neben dem Kraj Pil-
sen/Plzen der Kraj Karlsbad/Kar-
lovy Vary die günstigste Entwick-
lung zu erwarten. Die alte Reichs-
stadt Eger/Cheb werde sich als
wichtigstes Zentrum im unmittel-
baren Grenzbereich etablieren.

Für die einzelnen Wirtschafts-
sektoren würden sich durch die
EU-Osterweiterung folgende Her-
ausforderungen ergeben: Die In-
dustrie der Grenzregionen bekom-
me eine historische Chance, ihre
Investitions- und Absatzmöglich-
keiten zu steigern. Auch den Han-
delsunternehmen würden in den
Grenzregionen gute Chancen at-
testiert, sich aufgrund ihrer güns-
tigen Lage zunehmend als Verbin-
dungsglied zwischen den Produ-
zenten aus der EU und den Ab-
nehmern in den Beitrittsländern zu
profilieren. Das Handwerk erwar-
te durch die EU-Osterweiterung
große Probleme, die z. T. auch auf

Vorurteilen beruhten. Für den Be-
reich Tourismus erwartet Maier
durch die Erweiterung keine Ver-
änderungen grundsätzlicher Natur,
da bereits seit 1990 die Möglich-
keit bestehe, über die Grenze zu
reisen.

In Reaktion auf diese Herausfor-
derungen bedürfe es im bayeri-
schen Grenzraum einer integrati-
ven und querschnittsorientierten
Entwicklungsplanung mit konkre-
ten Zielen, Instrumenten und Pro-
jekten, wie sie bereits seit meh-
reren Jahrzehnten in Bayern prak-
tiziert werde. Es sei zu erwarten,
dass den regionalen Entwick-
lungskonzepten oder dem Regio-
nalmanagement künftig eine grö-
ßere Bedeutung zukommen wer-
de, weil mit diesem Instrument
schneller und flexibler auf die
oftmals sehr dynamischen Ent-
wicklungen reagiert werden kön-
ne.

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt
sei festzustellen, dass die zahl-
reichen Initiativen der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit
z. T. noch etwas unverbunden ne-
beneinander stünden oder von
mehreren Institutionen gleichzei-
tig verfolgt würden. Erfolge im Hin-
blick auf die anstehenden Proble-
me, z. B. im Verkehrsbereich,
seien noch selten. Gründe hierfür
lägen in der Sprachbarriere, den
Unsicherheiten durch die Verwal-
tungsreform in der Tschechischen
Republik sowie in den geringen fi-
nanziellen Spielräumen auf tsche-
chischer Seite. Hinzu komme,
dass ein Bewusstsein für die ge-
meinsamen Probleme noch kaum
vorhanden sei. Maier bezeichne-
te die grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit deshalb als „begin-
nende Vernetzung“. Eine gemein-
same Plattform fehle bislang.

Die heutige Region Pilsen, die
2001 im Rahmen einer Staatsver-
waltungsreform entstanden sei,
habe eine Fläche von 7 500 km²,
550 000 Einwohner und einen
ausgeprägt ländlichen Charakter,
stellte Stanislav RAMPAS zu Be-
ginn heraus. Die Arbeitslosenquo-
te in der Region liege derzeit zwi-
schen 7 und 8 %.

Pilsen hätten rund 5 000 Men-
schen eine neue Beschäftigung
gefunden.

Die Region Pilsen, die im Hin-
blick auf ihre ökonomische Effek-
tivität hinter Prag an zweiter Stel-
le der Tschechischen Republik
stehe, habe ein Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) von 68 % des EU-

Stanislav Rampas, stellv.
Regionspräsident der Region
Pilsen, und Dolmetscherin

Eine wichtige Rolle spielten die
traditionelle Bierbrauerei, das Bau-
wesen und die Holzverarbeitung.
In den Grenzgebieten hätten sich
zudem Betriebe der Optikbranche,
der Elektrotechnik sowie Zuliefer-
firmen für die Automobilindustrie
angesiedelt, berichtete Rampas.
Im bedeutendsten Entwicklungs-
gebiet Borská pole am Rande von

Ländliche Entwicklung in Tschechien
am Beispiel der Region Pilsen
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Durchschnitts. Der Durchschnitts-
lohn liege bei 550 Euro, Unterneh-
men seien kapitalschwach und
verschuldet, Darlehen teuer.

Der Beschäftigungsgrad der
Land- und Forstwirtschaft sei um
die Hälfte auf 7 % aller Beschäf-
tigten gesunken. Die Landwirt-
schaft trage knapp 4 % zum BIP
bei. Selbstständige Bauern, von
denen es über 5 000 in der Regi-
on gebe, bewirtschafteten im
Durchschnitt rund 30 ha, juristi-
sche Personen (Genossenschaf-
ten) bewirtschafteten oftmals über
1 000 ha, so Rampas. Finanziell
gefördert werde vor allem der nicht
produzierende Sektor, z. B. die
Bereiche Umweltschutz und Pro-
duktqualitätsförderung.

Ein Problem sei die Zersplitte-
rung der ländlichen Besiedelung,
die mit einer schwach ausgepräg-
ten Verkehrs-Infrastruktur einher
gehe. In einem Entwicklungspro-
gramm der Region Pilsen seien
Schritte zur Verbesserung der de-
mographischen und sozialen Si-
tuation sowie zur Schaffung der
Voraussetzungen für einen erfolg-
reichen EU-Beitritt vorgesehen.
Es gebe außerdem ein nationa-
les Programm der ländlichen Er-
neuerung. Rampas forderte im Zu-
sammenhang mit den Vorbereitun-
gen zum EU-Beitritt, die Bemü-
hungen zum Ausbau der Infra-
struktur zu verstärken. Dies sei
besonders wichtig, da die Region
durch den Transitverkehr stark

beansprucht werde. Es sei außer-
dem notwendig, den LKW-Verkehr
stärker auf die Schiene zu verle-
gen. Rampas betonte, dass die
Region Pilsen daher zusammen
mit der Regierung der Oberpfalz
eine grundlegende Modernisierung
der Zugverbindungen zwischen
Pilsen und Regensburg sowie
München unterstütze.

Darüber hinaus arbeite die Re-
gion mit dem EU-Programm SA-
PARD und sei in der Vorberei-
tungsphase für die Teilnahme am
LEADER-Programm. Eingehende
Erfahrungen mit EU-Programmen
hätte die Region im Zusammen-
hang mit den Programmen PHA-
RE und INTERREG gemacht, mit
denen vor allem im Grenzraum
zahlreiche Projekte ermöglicht
worden seien.

Rampas merkte gleichwohl an,
dass der EU-Beitritt insbesondere
bei der Kapitalabsicherung sowohl
der Gemeinden als auch von Un-
ternehmen Probleme mit sich brin-
gen könnte. Beschränkte Mittel für
die Vorbereitung von Projekten und
ihre Kofinanzierung könnten die
Inanspruchnahme von Förderun-
gen einschränken. Rampas erwar-
te vor allem Probleme bei der Be-
wältigung von administrativ an-
spruchsvollen EU-Verfahren, bei
steigendem Kostenaufwand für die
Arbeitskräfte, bei ökologischen
Anforderungen an die Wirtschaft
und bei der Kofinanzierung von
Projekten.

Die Region könne bereits an
eine laufende Kooperation zwi-
schen Gemeinden und Unterneh-
men anknüpfen sowie auf die
gleichberechtigte Zusammenar-
beit der Euregios Sumava/Baye-
rischer Wald und Egrensis. Auch
im Rahmen der bestehenden Ko-
operation zwischen der Region
Pilsen und den Regierungen der
Oberpfalz und Niederbayerns hät-
te eine gemeinsame Arbeitsgrup-
pe viele Projekte vorbereitet, ein-
schließlich eines gemeinsamen
Informationssystems für Landwir-
te.

Die Landwirte erwarteten den
EU-Beitritt mit Unsicherheit und
sähen ihn als Herausforderung an,
berichtete Rampas. Eine gemein-
same Agrarpolitik werde langfris-
tig Preisstabilität und ein für In-
vestitionen geeignetes Umfeld ga-
rantieren, Interventionsaufkauf zu
höheren Preisen, einen einfache-
ren Zugang zum gemeinsamen
Markt sowie höhere Realeinkom-
men um ca. 50 % ermöglichen.

Der EU-Beitritt werde gleichzei-
tig den Wettbewerb zwischen den
Regionen verschärfen. Zum ent-
scheidenden Faktor werde das
Regionalmarketing, sah Rampas
voraus. Er sprach sich in diesem
Zusammenhang dafür aus, die his-
torisch begründeten Unterschie-
de, den Vorsprung und die Erfah-
rungen, die die Region Pilsen in
der informellen Zusammenarbeit in
den letzten Jahren gesammelt
habe, zu nutzen.

Junge tschechische Gene-
ration optimistisch

Helmut Koch berichtete von Er-
fahrungen mit gut ausgebildeten
jungen Tschechen, die große Hoff-
nungen mit dem EU-Beitritt ver-
bänden. Rampas bestätigte die
Beobachtung Kochs, wies jedoch
darauf hin, dass es sich hierbei
um den gebildeten Teil der jungen
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Generation handele, der auch gute
Fremdsprachenkenntnisse habe.
Bei der mittleren Generation
schätze er etwa die Hälfte als eher
konservativ und weder auf die
schnellen Entwicklungen der Infor-
mationsgesellschaft noch fremd-
sprachlich vorbereitet ein. Die
größten Befürchtungen hinsicht-
lich des EU-Beitritts lägen seiner
Ansicht nach bei der älteren Be-

völkerung, bei den Rentnern und
denjenigen, die kurz vor der Ren-
te stünden.

Vertrauen ist wichtigster
Faktor für Betriebs-
ansiedelung

Kroll-Schlüter wies darauf hin,
dass es einen Zusammenhang
zwischen dem kulturellen Ange-
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dass die LKWs der Firma Siemens
ohne Verzögerungen die Grenze
passieren dürften. Dies sei Vor-
aussetzung für Siemens als Zu-
lieferer für BMW in Regensburg
gewesen, denn die „just in time“-
Produktion erlaube keine 24 Stun-
den Wartezeit an der Grenze. Die
gesamte Unternehmensleitung
wohne in Bayern, fahre jedoch täg-
lich zur Arbeit nach Tschechien.

Wenn es um eine Ansiedelung
in Prag, Pilsen und anderen
Standorten gehe, spiele die Kul-
tur nach Ansicht von Maier sicher
eine größere Rolle, wobei
zunächst einmal definiert werden
müsse, was Kultur sei. Sie habe
jedenfalls eine eher geringe Be-
deutung im Vergleich zum Faktor
Vertrauen.

Vereinfachung des
Grenzverkehrs

Johann BIENER, Bayerische
Jungbauernschaft, interessierte,
ob es vorgesehen sei, dass die
EU-Beitrittsländer Tschechische
Republik, Polen usw. auch dem
Schengener Abkommen beitreten,
damit die Wartezeiten an den
Grenzen nicht nur für LKWs weg-
fielen, sondern auch für den priva-
ten Personenverkehr.

Professor Maier erläuterte, dass
der Beitritt zum Schengener Ab-
kommen ein Ziel sei, für dessen
Erreichen große Anstrengungen
unternommen würden. Das Pro-
blem sei die Kontrolle an den
tschechischen Außengrenzen,
wofür Personal und Geld fehlten.
Der PKW-Verkehr sei seiner An-
sicht nach kein Problem. Da er in
Pilsen an der Universität lehre,
fahre er zzt. mehrmals wöchent-
lich ohne Schwierigkeiten über die
Grenze. Problematisch seien be-
sondere Veranstaltungen, Busrei-
sen oder Feiertage, an denen vie-
le Tagesurlauber die Grenzen
überqueren wollten.

Unabhängig vom Schengener
Abkommen gebe es Schwierigkei-
ten mit der Abfertigung der LKWs.
Beispielsweise kämen bulgari-
sche LKW-Fahrer mit 30 t Gemü-
se, für welches sie noch keinen
Käufer hätten, an die Grenze. Da
sie den Zoll nicht bezahlen könn-
ten, verkauften sie ihre Ware per
Telefon von der Grenze aus an die
großen Supermarktketten. Erst
wenn diese den Zoll bezahlten,
könnten die LKWs die Grenze
passieren. Da dieses Problem
noch länger bestehen werde, gäbe
es Überlegungen, an allen großen
Grenzübergängen eine Art Frei-
handelszone zu schaffen, in der
die Ware zwischengelagert und
nach Bedarf der Handelsketten
ausgelöst werde. Hiervon halte er
sehr viel, im Gegensatz zu dem
Vorschlag, Wirtschaftszonen ein-
zurichten. Die bayerische Staats-
regierung sei jedoch noch nicht
entschieden, welche Lösung sie
umsetzen werde.

Rampas ergänzte diese Ausfüh-
rungen, indem er darauf hinwies,
dass die Verkehrslage u. a. mit
dem ehemaligen „Eisernen Vor-
hang“ zusammen hänge. Da es
nur wenige Grenzübergänge ge-
geben habe, gäbe es keine verti-
kale Verkehrsstruktur.

Währungsumstellung
unproblematisch

Die Währungsumstellung Tsche-
chiens auf den Euro bezeichne-
ten sowohl Maier als auch Ram-
pas als eher unbedeutend, da so-
wohl die EU als auch Tschechien
diese Notwendigkeit sähen. Lt.
Rampas habe die tschechische
Regierung optimistisch den Ter-
min 2009 angekündigt. Nach An-
sicht von Maier gäbe es in der
tschechischen Republik eine Rei-
he größerer Probleme als die
Umstellung auf den Euro. Zu nen-
nen sei das Gerichtswesen. Zzt.
würden beispielsweise bis zum
Beginn von Handelsprozessen
zwei bis drei Jahre vergehen.

bot einer Region und der Chance
auf Investitionen gebe.

Bei einer Betriebsansiedelung
achteten größere Unternehmen
darauf, welche Infrastruktur und
welche Imagefaktoren vorhanden
seien, erklärte Maier. Für kleinere
Handwerksunternehmen sei dage-
gen wichtiger, dass sie Partner
fänden, zu denen sie Vertrauen
haben und mit denen sie gut zu-
sammen arbeiten könnten. Bei
Untersuchungen zu diesem The-
ma in der tschechischen Repub-
lik oder in Polen habe die Vertrau-
ensfrage immer im Vordergrund
gestanden: das Vertrauen in den
Staat, in die Sicherheit, in den
Besitz, in die Rechtsprechung.

Ohne Zweifel spiele auch das
Image eines Raumes eine wichti-
ge Rolle, wie das Beispiel der Fir-
ma Rodenstock in Klattau/Tsche-
chien zeige. Klattau sei ein attrak-
tives Städtchen, das Rodenstock
sicher eher gewählt habe als „ir-
gendeinen ländlichen Raum“.
Was die Frage nach der ländlichen
oder landwirtschaftlichen Kultur
angehe, seien hier ganz andere
Strukturen als in Deutschland vor
zu finden. In Tschechien begegne
man in erster Linie Betriebsgrö-
ßen um die 1 000 bis 5 000 ha,
d. h. großen industriellen Komple-
xen, die keine ländliche Kultur wi-
derspiegelten. Sie hätten auch
kein ländliches Umfeld mit attrak-
tiven Dörfern. Wenn Unternehmen
hierhin gingen, stünden andere
Ziele im Vordergrund.
Beispielsweise habe sich die Fir-
ma Siemens in einem Ort, der
zwischen der Grenze und Pilsen
liege, angesiedelt. Dieser attrak-
tive und historisch interessante
Ort sei einmal Mittelzentrum,
Schulzentrum und Militärstandort
gewesen. Siemens habe den Ort
jedoch nicht deshalb gewählt, son-
dern weil er von der Grenze aus in
einer halben Stunde erreichbar
sei. Die Tschechische Republik
habe die Zusicherung getroffen,
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Aus Sicht der
tschechischen Landwirte

Anfang der 90er Jahre habe es
große strukturelle Veränderungen
in der tschechischen Landwirt-
schaft gegeben, erläuterte Vaclav
HLAVACEK. Im Zuge von Privati-
sierung und Transformation seien
landwirtschaftliche Betriebe und
Verarbeitungsbetriebe an die ur-
sprünglichen Besitzer zurück ge-
geben worden. Die Folge sei ein
Anstieg der Arbeitsproduktivität
sowie der Erträge gewesen. Die
Milchproduktion habe sich z. B.
mehr als verdoppelt und erreiche
heute EU-Niveau. Gleichzeitig
habe diese rasante Entwicklung
eine Senkung der landwirtschaft-
lichen Produktion erzwungen, die
von einem Rückgang der Beschäf-
tigten in der Landwirtschaft beglei-
tet worden sei. Während vor etwa
zehn Jahren noch 520 000 Perso-
nen in der Landwirtschaft beschäf-
tigt waren, seien es zzt. nur noch
140 000 Menschen. Das habe zu
Verschuldung und einem Sinken
der Durchschnittslöhne um 30 %
geführt. Begleitet werde dieser
Prozess vom Prestigeverlust des
Landwirtsberufs in der Gesell-
schaft. Immer weniger junge Men-
schen seien bereit, in der Land-
wirtschaft zu arbeiten. Für notwen-
dige Investitionen in die landwirt-

schaftliche Produktion mangele
es an Kapital. Schlechte klimati-
sche Bedingungen im Jahr 1997
und die Überschwemmungen
2002 hätten die Situation für die
Landwirtschaft weiter verschärft.
Tschechische Landwirte hätten
Verluste von 7 Mrd. Kronen
(223,86 Mio. Euro) erlitten.

Im Zusammenhang mit den Vor-
bereitungen der tschechischen
Nahrungsmittel- und Verarbei-
tungsindustrie auf den EU-Beitritt
betonte Hlavacek, dass die tsche-
chischen Produkte in vollem Aus-
maß EU-Standards entsprächen.
Probleme ergäben sich noch
durch Überschüsse im Bereich
der Milchverarbeitung, in der Ver-
arbeitung des roten und weißen
Fleisches sowie in der Produkti-
on von Futtermitteln. Es sei da-
mit zu rechnen, dass die Verar-
beitungskapazität gesenkt werde
und Verarbeitungsbetriebe ge-
schlossen werden müssten. Pro-
blematisch sei auch die Zahlungs-
frist für gelieferte Produkte, die
sich nach dem rapiden Aufkom-
men der Supermärkte auf dem
tschechischen Markt auf 180 Tage
verlängert habe. Die niedrigen
Preise der Supermärkte seien für
die Konsumenten positiv, gingen
jedoch auf Kosten der Landwirte.
Hinzu komme, dass die Qualität
der Nahrungsmittel in den Super-

märkten schlechter sei und diese
oftmals gar keine natürlichen land-
wirtschaftlichen Rohstoffe enthiel-
ten, beklagte Hlavacek. Durch
Überschüsse komme es zu wei-
teren Preissenkungen für landwirt-
schaftliche Produkte und somit zu
niedrigeren Einkommen für die
Landwirte. Auf der anderen Seite
seien die Konsumenten nicht be-
reit, für bessere Qualität höhere
Preise zu zahlen.

Die tschechischen Landwirte
hätten sich mit der Gründung von
Institutionen der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit sowie
der Umsetzung von Projekten gut
auf den EU-Beitritt vorbereitet, so
Hlavacek. Sie fühlten sich ange-
sichts der Direktzahlungen in
Höhe von 25 % der Summe, die
die jetzigen EU-Mitgliedsstaaten
erhielten, jedoch ungerecht be-
handelt und befürchteten, nicht
konkurrenzfähig sein zu können.

Zusammenfassend betonte Hla-
vacek, dass der EU-Beitritt für
Tschechien eine große Herausfor-
derung sei. Er bedeute eine Mit-
verantwortung für die zukünftige
Entwicklung Europas und sei eine
Aufforderung, die Umwelt zu scho-
nen und damit einen Beitrag für
die nächsten Generationen zu leis-
ten.

Vaclav Hlavacek, Päsident der
Agrarkammer der Tschechi-
schen Republik, Prag, und
Dolmetscherin

Zwischen Konkurrenzangst und Zukunftschance –
die Landwirtschaft vor der Osterweiterung
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Verstärkte Landflucht in
Tschechien

Auf den Hinweis von Wolf
ROSSBERG, dass er in Tsche-
chien und auch in Polen viele land-
wirtschaftliche Flächen brach lie-
gen gesehen habe, erklärte Hla-
vacek, dass die ehemaligen Be-
wirtschafter sich gegen eine wei-
tere Bewirtschaftung zu den jetzi-
gen Bedingungen entschieden hät-
ten. Sie hätten dem Leben auf dem
Lande den Rücken zugekehrt, um
dorthin zu gehen, wo sicherere
und vor allem höhere Einkommen
zu erzielen seien. Die Zukunft die-
ser Flächen werde wesentlich von
der zukünftigen Agrarpolitik, d. h.
von der gesellschaftlichen Nach-
frage, abhängen. In der Tschechi-
schen Republik sei der Viehbe-
stand so weit reduziert worden,
dass nicht mehr das gesamte
Gras verfüttert werden könne. Aus
diesem Grund würden vermehrt
Flächen stillgelegt.

Zuckerproduktion in aus-
ländischer Hand

Zur Organisation der Zuckerin-
dustrie in Tschechien erläuterte

Hlavacek, dass die Anbaufläche
für Zuckerrüben von ursprünglich
190 000 ha auf 82 000 ha gesun-
ken sei. Die Zuckerproduktion
werde von drei Gesellschaften aus
Deutschland, Österreich und
Frankreich bestimmt. Sie sei ge-
fährdet, weil bis jetzt keine Zucker-
verarbeitungsverordnung akzep-
tiert worden sei.

Direktzahlungen und
Produktionskürzungen
bleiben umstritten

Dass Tschechien ab 2004 nur
25 % der Prämien der EU 15 er-
halte, bewertete Hlavacek als Un-
gerechtigkeit. Aus tschechischer
Sicht handele es sich um ein prin-
zipielles Problem, denn die 25 %
bezögen sich schon auf die redu-
zierte Produktion. Hinzu kämen
noch weitere Produktionskürzun-
gen. Als Beispiel führte er die Zu-
ckerproduktion an. Zzt. würden in
der Tschechischen Republik zwi-
schen 560 000 t und 580 000 t
Zucker produziert. Zukünftig dürf-
ten die tschechischen Landwirte
jedoch nur etwa 450 000 t produ-

zieren. Diese Menge beinhalte
schon eine Reserve, werde aber
nicht für den tschechischen Markt
genügen. Sie würden sich fragen,
warum sie ihre Produktion so stark
reduzieren müssten. Tschechien
hätte die Produktion schon um
30 % gesenkt und von dieser re-
duzierten Menge sollten noch
weitere 20 % reduziert werden. In
derselben Zeit hätten die EU-Län-
der ihre Zuckerproduktion auf
121 % gesteigert.

Tschechien sei immer ein typi-
sches zuckerexportierendes Land
gewesen. Für den Export hätten
sie eine Quote von 3 500 t bekom-
men. Zwar müssten sie nicht un-
bedingt exportieren, aber sie zum
Zuckerimport zu zwingen, wenn
die Produktionspotenziale eigent-
lich vorhanden wären, das sei un-
verständlich. Hlavacek warnte die
EU davor, dieselben Fehler zu
machen wie die Tschechen An-
fang der 90er Jahre, als sie ihren
Markt zu sehr geöffnet hätten.
Wenn erst einmal 30 bis 40 % des
Marktes vom Ausland gedeckt
würden, sei die Entwicklung nicht
mehr rückgängig zu machen.

Direktor Walther Pittroff,
Bayerischer Bauernverband
Oberpfalz, Regensburg

Zwischen Konkurrenz-
angst und Zukunfts-
chance – die Landwirt-
schaft vor der Osterwei-
terung

Aus Sicht der deutschen
Landwirte

 Walther PITTROFF wies darauf
hin, dass die Diskussion über die
Osterweiterung häufig unter dem
Aspekt des hohen Produktionspo-
tenzials in den Beitrittsländern
geführt werde: Während sich die
Anbaufläche der Europäischen
Union um 40 % vermehre, kämen

nur etwa 20 % potenzielle Verbrau-
cher/-innen hinzu. Die einheimi-
schen Erzeuger befürchteten des-
halb besonders bei Ackerfrüchten
einen Mengen- und Preisdruck.
Für die Landwirte in den Grenzre-
gionen zu den neuen EU-Mit-
gliedsstaaten ergebe sich außer-
dem aufgrund des Fördergefälles
eine schwierige Situation. Dort be-
stehe die Gefahr, dass Investitio-

nen und Produktionsstätten vom
Westen in den Osten wanderten,
was mit dem Verlust von Arbeits-
plätzen einher gehen würde.

Für das Kernstück der Landwirt-
schaft im Regierungsbezirk Ober-

DISKUSSION
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pfalz, die Milch, sah Pittroff so-
wohl in der Qualität des Rohpro-
duktes als auch in der Verarbei-
tung und Vermarktung einen gro-
ßen Vorsprung gegenüber den
Beitrittsländern. Dies gelte für an-
nähernd alle Produkte, die verar-
beitet und veredelt würden. Den
Beitrittsländern fehle es vor allem
an Kapital zur Modernisierung ver-
alteter Anlagen. Mit der Öffnung
der Grenzen wachse der Konkur-
renzdruck auf die verarbeitende
Industrie in den MOE-Staaten. Die
Einkommen der Bewohner in den
Beitrittsländern würden insgesamt
steigen, prognostizierte Pittroff.
Dadurch könnten hochwertige Le-
bensmittel aus dem Westen stär-
ker nachgefragt werden als bisher.
Diese Entwicklung sei eine Chan-

ce für die Landwirtschaft und die
verarbeitenden Betriebe in
Deutschland.

Pittroff zufolge drängten die deut-
schen Bauern darauf, dass nur
solche Produkte auf den EU-Bin-
nenmarkt gelangten, die nach EU-
einheitlichen Standards erzeugt
worden seien. Hausgemachte
Wettbewerbsverzerrungen in Form
von zusätzlichen nationalen Ver-
ordnungen und Auflagen müssten
unterbleiben.

Abgesehen von der Schaffung
der notwendigen Rahmenbedin-
gungen durch Politik und Verwal-
tung seien die landwirtschaftlichen
Unternehmen gehalten, ihre Be-
triebe ständig weiter zu entwi-

ckeln. Betriebsanalyse, Kosten-
senkung, Erzeugung hochwertiger
Qualitätsprodukte und gutes Mar-
keting seien Voraussetzungen für
ein Bestehen der bäuerlichen
Landwirtschaft in Deutschland,
betonte Pittroff. Neue Perspekti-
ven sah er auf dem Markt für nach-
wachsende Rohstoffe. Seiner Ein-
schätzung nach seien die Vor-
schläge der EU-Kommission im
Rahmen des Midterm-Review und
die bevorstehenden WTO-Ver-
handlungen viel gefährlicher für die
bäuerlichen Landwirtschaftsbetrie-
be als die Osterweiterung. Pittroff
wies darauf hin, dass auch die
oberpfälzer Landwirte grundsätz-
lich eine positive Einstellung ge-
genüber der EU-Osterweiterung
hätten.

Zu der Bemerkung, ob er Betrie-
be mit 700 ha nicht zu den bäuer-
lichen Betrieben zähle, vertrat Pitt-
roff die Ansicht, dass die Größe
allein nicht als Kriterium ausrei-
che. Im allgemeinen werde davon
ausgegangen, dass die Betriebs-
leiter bäuerlicher Betriebe mit ei-
ner zusätzlichen Arbeitskraft und/
oder einem Lehrling zusammen
ihren Betrieb bewirtschafteten. Es
gäbe auch in der Oberpfalz reine
Ackerbaubetriebe, die mehrere
100 ha bewirtschafteten und in
bäuerlicher Regie geführt würden.
Der Unterschied zu den Beitritts-
ländern sei jedoch, dass dort Be-
triebe mit durchschnittlich 700 ha
von einer Vielzahl von Arbeitskräf-
ten bewirtschaftet würde, bei de-
nen die Bindung an die Unterneh-
merfamilie nicht gegeben sei.

Erste Kontakte zwischen
tschechischen und deut-
schen Bauernverbänden

Wolf Roßberg interessierte sich
dafür, inwieweit der Bayerische
Bauernverband Kontakt zu den

DISKUSSION

Bauernverbänden oder zu einzel-
nen landwirtschaftlichen Betrieben
in Tschechien habe. Pittroff räum-
te ein, dass erste Kontakte erst
vor drei Monaten auf Vermittlung
der Regierung der Oberpfalz ge-
knüpft worden seien. Ende Mai
würde jedoch eine Delegation
nach Pilsen reisen und dort erste
Gespräche mit der Agrarkammer
der Region Pilsen aufnehmen, um
das Versäumte möglichst schnell
nachzuholen. Kroll-Schlüter er-
gänzte, dass es sich bei der Kon-
taktaufnahme um einen sensiblen
Bereich handele. Zu klären sei,
wer von Seiten des Deutschen
Bauernverbandes im Hinblick auf
eine Kontaktaufnahme in Frage
komme. Dies sollte seiner Ansicht
nach vorher gründlich im kleine-
ren Kreis besprochen werden.

Dr. Schulz-Greve ergänzte in Be-
zug auf das von Pittroff angespro-
chene Programm zur Förderung
der Grenzregionen in Vorbereitung
auf die EU-Osterweiterung, dass
das Programm inzwischen auf
265 Mio. aufgestockt worden sei.

Die Bundesregierung habe sich
zusammen mit dem Europäi-
schen Parlament dafür stark ge-
macht. Zu dem Fördergefälle zwi-
schen aneinandergrenzenden Län-
dern erläuterte Schulz-Greve,
dass nach Öffnung der innerdeut-
schen Grenze auch hier schon
Ziel 1-Regionen an Ziel 2-Gebiete
angegrenzt hätten und die Betrof-
fenen mehr oder weniger gelernt
hätten, damit umzugehen. Seine
Brüsseler Kollegen verwiesen re-
gelmäßig auf die Möglichkeit, die
Fördergelder aus dem Ziel 2-Pro-
gramm im Rahmen der Subsidia-
rität auf die besonderen Probleme
der Grenzregionen auszurichten
und nicht auf das ganze Land zu
verteilen.

Subventionen für
Dorferneuerung und
Verbraucher

Pittroff erläuterte das grundsätz-
liche Problem mit der Ziel 2-För-
derung in der Nachfolge der sog.
5b-Förderung, dass die 5b-Förde-
rung wesentlich stärker auf die



Agrarsoziale Gesellschaft e.V.

16 Mai/Juni 2003 Ländlicher Raum

Landwirtschaft zugeschnitten ge-
wesen sei. Außerdem sei die
Gebietskulisse der Ziel 2-Förde-
rung im Vergleich zur 5b-Förde-
rung in Bayern deutlich kleiner
geworden. Dies bedeute, dass viel
Geld von der Landwirtschaft weg
in andere Kanäle laufe. Probleme
habe er auch mit der Dorferneue-
rung, in die oft Mittel fließen wür-
den, die im Namen der Landwirt-
schaft beantragt würden, von de-
nen aber andere profitierten.
Manchmal fahre man durch wun-
derbare Ortschaften und habe das
Gefühl, dass die landwirtschaftli-
chen Betriebe nur noch Fassaden
seien. Ein ernsthaftes Anliegen
sei ihm deshalb, das Geld direkt
bei den produzierenden landwirt-

schaftlichen Betrieben ankom-
men zu lassen.

Christian Hammel merkte an, ob
die Subventionspolitik nicht bes-
ser unter dem Gesichtspunkt „Hilfe
zur Selbsthilfe“ funktionieren wür-
de. Durch die Subventionen sei
vieles kaputt gemacht worden, weil
es Geld gegeben habe. Dadurch
sei viel Eigeninitiative auf der Stre-
cke geblieben.

Hermann Kroll-Schlüter ergänz-
te diesen Diskussionsbeitrag mit
dem Hinweis, dass letztlich die
Verbraucher subventioniert wür-
den. Die Bauern in Europa könn-
ten nicht gewinnbringend zu den
Preisen, die sie für ihre Produkte

bekämen, produzieren, schon gar
nicht im Sinne einer multifunktio-
nalen Landwirtschaft. Die Preise
für Agrarprodukte seien gesenkt
worden, weil man sich am Welt-
marktniveau orientiert habe. Dies
sei seiner Ansicht nach der erste
grundlegende Fehler gewesen.
Anschließend habe man ver-
sucht, einen Ausgleich zu schaf-
fen. Nun sei es an der Zeit, be-
stimmte Dinge zu verändern. Es
müsse doch allen Verantwortli-
chen zu denken geben, dass bis
auf einige wenige Ausnahmen, wie
z. B. Neuseeland, die Landwirt-
schaft auf der ganzen Welt sub-
ventioniert werde. Diese Situation
müsse einmal grundsätzlich in
Frage gestellt werden.

Einladung nach
Einladung nach Chemnitz

Anlässlich der Eröffnungsfeier der Frühjahrstagung überbrachte Nor-
bert Eichkorn, Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Land-
wirtschaft, die Einladung zur Frühjahrstagung nach Chemnitz vom 12.
bis 15. Mai 2004.

Frühjahrstagung
2004

12.-15. Mai 2004

Sachsen

Der „Ländliche Raum“ kann auch als
pdf-Datei von der Homepage der ASG
www.asg-goe.de herunter geladen
werden.
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ASG-Positionspapier:

Politik für ländliche Räume steht auf dem Spiel

Im Rahmen der ASG-Frühjahrstagung vom 21. bis 24. Mai in Regensburg wur-
de u. a. intensiv über die zukünftige EU-Strukturpoltik diskutiert. Aufgrund
der Bedeutung dieses Themas für die Landwirtschaft und die ländlichen Räu-
me hat der Vorstand der Agrarsozialen Gesellschaft e.V. im Anschluss an die-
se Tagung ein Positionspapier verabschiedet.

Zurzeit werden die Karten für die großen Politikbereiche der Gemeinschaft – Agrarpolitik und Struktur-
fonds – neu gemischt. In der gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) stehen dabei beide Säulen zur Diskussion
– die Markt- und Preispolitik (1. Säule) sowie die Politik der ländlichen Entwicklung (2. Säule).

Für die Markt- und Preispolitik gibt es durch den Europäischen Rat in Brüssel klare finanzielle Vorgaben.
Neben der Frage zukünftiger Agrarreformen (1. Säule) spitzt sich die Diskussion zunehmend auf die Frage
zu, wie die Politik der ländlichen Entwicklung im Rahmen der GAP (2. Säule) inhaltlich und finanziell nach
2006 ausgestaltet werden soll. Hat die 2. Säule der GAP als eigenständige Politik zur Entwicklung der
Landwirtschaft und der ländlichen Räume in der neuen Förderperiode nach 2006 überhaupt noch eine
Chance oder wird sie von den Strukturfonds vereinnahmt? Die Diskussion in den großen europäischen
Institutionen (Kommission, Ausschuss der Regionen etc.) läuft derzeit in Richtung auf eine Vereinnah-
mung.

Worum geht es?
Es geht allein für Deutschland um rd. 1,2 Mrd. € EU-Fördermittel, die über die 2. Säule jährlich in die

Landwirtschaft und die ländlichen Räume fließen. Davon entfallen rd. 750 Mio. € auf die neuen Bundeslän-
der. Diese Mittel werden über zwei unterschiedliche Programme (Ziel 1-Programme und Entwicklungsplä-
ne) mit unterschiedlichen Abwicklungsmodalitäten zur Umsetzung der 2. Säule verwendet. Eine eigenstän-
dige flexible Politik für ländliche Räume ist nicht zu verwirklichen. Der Verwaltungsaufwand ist unvertretbar
hoch. In den alten Bundesländern treten diese Probleme nicht in diesem Maß auf. Hier wird die 2. Säule
über ein Programm (Entwicklungspläne) umgesetzt.

Mit dem Hinweis auf Verwaltungsvereinfachung wird derzeit auf europäischer Ebene gezielt der Vorschlag
zur Schaffung eines Monofonds für die Ziel 1-Förderung in die Diskussion gebracht. Im Ergebnis ist daran
gedacht, weite Bereiche der ländlichen Entwicklung und dementsprechend der klassischen Agrarstruktur-
maßnahmen über den Regionalfonds (Monofonds) zu fördern. Es geht damit um die Vereinnahmung weiter
Teile der Agrarpolitik und eine entsprechende finanzielle Verstärkung des Regionalfonds aus Mitteln des
EAGFL nach 2006. Die 2. Säule der Agrarpolitik würde dadurch zu einem rudimentären Politikbereich
degradiert. Die notwendige Flankierung der Agrarreform und des agrarstrukturellen Wandels wäre immer
weniger möglich. Die Bereitschaft und die Möglichkeiten, integrierte Entwicklungskonzepte zu verwirkli-
chen, würden abnehmen. Auf Synergieeffekte würde im Ergebnis verzichtet, denn die lassen sich nur im
partnerschaftlichen Dialog und Zusammenspiel der verschiedenen Politikbereiche realisieren. Die Land-
wirtschaft und der ländliche Raum hätten das Nachsehen.

Der Vorstand der Agrarsozialen Gesellschaft e.V. (ASG) spricht sich deshalb dafür aus, die 2. Säule in
der neuen Förderperiode inhaltlich und finanziell mit originären Haushaltsmitteln zu stärken. Die 2. Säule
muss in die Lage versetzt werden, einen eigenständigen Beitrag zur Entwicklung der Landwirtschaft und
der ländlichen Räume zu leisten – innerhalb und außerhalb der Ziel 1-Förderung.

Die ASG fordert mehr Subsidiarität in der Förderung. Das heißt: Die Gemeinschaft muss den Regionen
genügend Spielraum lassen, ihre Entwicklungsschwerpunkte zu definieren und durch Kombination der
verschiedenen Politikbereiche Programme eigenverantwortlich umzusetzen (integrierte Ansätze sind nur
auf der regionalen Ebene zu realisieren und nicht durch starre Vorgaben der Gemeinschaft).

Die ASG spricht sich gegen eine durch einen Monofonds dominierte Politik im Bereich der Strukturfonds
aus. Denn die vielschichtigen Probleme der ländlichen Räume  lassen sich nur durch ein gleichgewichtiges
Zusammenspiel aller wichtigen Politikbereiche lösen. Der Agrarpolitik und insbesondere der 2. Säule wird
hierbei eine große Bedeutung beigemessen.
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Landwirtschaft
Diskussionsbeitrag der Deutschen Bischofskonferenz und des Rates der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland zur Lage der Landwirtschaft:

Neuorientierung für eine nachhaltige Landwirtschaft

In ihrem gemeinsamen Text zur „Neuorientierung für eine nachhaltige Landwirt-
schaft“ beziehen sich die beiden großen christlichen Kirchen in Deutschland auf
das Prinzip der Nachhaltigkeit als ethische Leitperspektive für eine zukünftige
Landwirtschaft. Der Text, der sich als Diskussionsbeitrag zur Lage der Landwirt-
schaft versteht, will dazu beitragen, einen offenen Dialog über notwendige Refor-
men, tragende Werte und künftige Chancen der Landwirtschaft anzustoßen.

Kirchen fördern Dialog
Zur Neuorientierung für eine

nachhaltige Landwirtschaft könn-
ten die Kirchen durch das Ange-
bot von Dialogforen zwischen
Landwirten, Verbrauchern, Futter-
mittelherstellern, Lebensmittelver-
arbeitern und -händlern, Tier- und
Naturschützern, Vertretern von
Politik sowie Agrar- und Ernäh-
rungswissenschaftlern wesentlich
beitragen. Die Kirchen engagieren
sich darüber hinaus weltweit durch
ihre Entwicklungsdienste und
Hilfswerke für die Ernährungssi-
cherheit und ländliche Entwick-
lungsprojekte.

Krise in der Landwirt-
schaft als gesamtgesell-
schaftliche Herausforde-
rung

In dem Papier, das eine ökume-
nische Arbeitsgruppe erarbeitet
hat, erkennen die Kirchen
zunächst eine weltweite Krise der
Landwirtschaft. Auf der einen Seite
gebe es große Erfolge in der Pro-
duktivitätssteigerung, auf der an-
deren Seite bestünden ungleiche
Verteilung, Preisdumping, Be-
triebsaufgaben und ökologische
Probleme fort. Die Landwirtschaft
befinde sich in einer Zerreißprobe
zwischen ökonomischen und öko-
logischen Interessen.

Sie müsse außerdem die Inter-
essen der Entwicklungsländer

stärker berücksichtigen. Während
auf den Weltmärkten ein Über-
schuss an Nahrungsmitteln herr-
sche, drängten subventionierte
Überschussprodukte aus den
USA und der EU die Eigenproduk-
tion von Nahrungsmitteln in den
Entwicklungsländern zurück.
Wirksame Armutsbekämpfung sei
ohne tiefgreifende Reformen der
globalen Agrarpolitik nicht mög-
lich, stellen die Kirchenvertreter
fest. Ihrer Ansicht nach sei die
anhaltende Krise in der Landwirt-
schaft eine gesamtgesellschaftli-
che Herausforderung. Durch neue
Orientierungen und Kooperationen
zwischen den unterschiedlichen
Politikfeldern und Berufsgruppen
sowie durch eine verhaltensrele-
vante Bewusstseinsveränderung
bei den Verbrauchern/-innen kön-
ne die Krise bewältigt werden.

Rahmenbedingungen der
Landwirtschaft brauchen
Reformen

In einer nachhaltigen Landwirt-
schaft sollten ökologische, ökono-
mische und soziale Belange inte-
griert werden, fordern die Kirchen-
vertreter. Sie rufen zu politischen
Reformen der europäischen Rah-
menbedingungen auf, die ihrer
Ansicht nach zentrale Bedeutung
auf dem Weg zu einer nachhalti-
gen Landwirtschaft haben. Es sei-
en verbindliche und global abge-
stimmte Rahmenbedingungen für

Anbauverfahren, Bewirtschaf-
tungsformen und Tierhaltung not-
wendig. Z. B. sollten die notwen-
digen Umschichtungen der EU-
Mittel aus dem Bereich der pro-
duktionsbezogenen Stützung in
direkte Einkommenshilfen mit
volkswirtschaftlichen, sozialen
und ökologisch sinnvollen Leistun-
gen verknüpft werden. Viele Vor-
schläge der EU-Kommission zur
Halbzeitbewertung böten gute
Ansatzpunkte und Chancen für
notwendige Reformen. Diese hät-
ten jedoch finanzielle Folgen, die
nicht allen Beteiligten Besitz-
standswahrung ermöglichen wür-
den.

Multifunktionale Landwirt-
schaft fördern

Die Landwirtschaft in Deutsch-
land könne als multifunktionale
Landwirtschaft neue Perspektiven
gewinnen. Dem  Ansatz der Nach-
haltigkeit entspreche eine indivi-
duell an die jeweiligen Standorte
und Möglichkeiten angepasste
Kombination unterschiedlicher
Einkommenssegmente: neben
der Erzeugung von Nahrungsmit-
teln würden z. B. Anbau und Ver-
arbeitung nachwachsender Roh-
stoffe, Energiegewinnung aus Bio-
masse, Anbau von Arznei- und
Gewürzpflanzen, Naturschutz und
Landschaftspflege, Direktvermark-
tung von Lebensmitteln oder An-
gebote von Ferien auf dem Bau-
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ernhof zu den Tätigkeitsfeldern der
Landwirtschaft gehören. Eine sol-
che Öffnung der Landwirtschaft
müsse jedoch von der Gesell-
schaft finanziell honoriert werden.
Die Landwirtschaft habe einen gro-
ßen externen Nutzen, der die ethi-
sche Basis schaffe für die Förde-
rung einer multifunktional auf die-
sen Gemeinwohlnutzen ausge-
richteten Landwirtschaft. Deshalb
seien die in der Landwirtschaft
tätigen Menschen auf solidarische
Unterstützung angewiesen.

Regionale Wirtschafts-
kreisläufe stärken

Um die jeweiligen ökologischen,
sozialen und wirtschaftlichen
Standortgegebenheiten nutzen zu
können, müssten lokale und regi-

onale Wirtschaftskreisläufe subsi-
diär gestärkt und die Vielfalt der
Landschaften kreativ genutzt wer-
den. In einigen Regionen hätten
sich kirchliche Bildungseinrichtun-
gen und Verbände intensiv am
Aufbau regionaler Vermarktungs-
strukturen beteiligt, weil sie darin
gute Chancen für eine nachhalti-
ge Landwirtschaft und ein neues
Identitätsbewusstsein der ländli-
chen Räume sähen.

Bewusstseinswandel von
Verbrauchern/-innen

Neben politischen und instituti-
onellen Reformen seien auch
neue Wege in der praktischen
Lebensgestaltung jedes einzelnen
gefragt. Die Nachfrage nach qua-
litativ vielseitiger und mehr pflanz-

licher Nahrung könne eine Syner-
gie zwischen Gesundheitsvorsor-
ge und nachhaltiger Landwirt-
schaft bewirken. Im Vorwort beto-
nen Kardinal Karl LEHMANN, Vor-
sitzender der Bischofskonferenz,
sowie Manfred KOCK, EKD-Rats-
vorsitzender, dass die Förderung
einer neuen Kultur und Ethik der
Ernährung ein Grundanliegen ih-
rer Schrift sei. Ein Bewusstseins-
wandel im Umgang mit Tieren und
Nahrungsmitteln schaffe die not-
wendige Basis für eine nachhalti-
ge Landwirtschaft und sei ein
Zeugnis für gelebten Schöpfungs-
glauben, heißt es im gemeinsa-
men Text der Kirchen.

Der vollständige Text ist unter
www.dbk.de (Schriften) oder un-
ter www.ekd.de (Texte) erhältlich.

    Kommentar
Hermann Kroll-Schlüter

Der Rat der evangelischen Kir-
che in Deutschland und die Deut-
sche Bischofskonferenz haben in
den vergangenen Jahrzehnten die
Entwicklung der Landwirtschaft
mit ihren Stellungnahmen stets
begleitet, waren besorgt über die
Entwicklungen und haben Vor-
schläge zur Verbesserung ge-
macht.

Ihre Erkenntnis heute: Die Land-
wirtschaft in Deutschland, Euro-
pa und weltweit befinde sich in
einem tiefen Umbruch. Die welt-
weite Krise der Landwirtschaft sei
ein Kernproblem globaler Gerech-
tigkeit. Einerseits herrsche auf
den Weltmärkten ein Überschuss
an Nahrungsmitteln, andererseits
sei es nicht gelungen, dass Pro-
blem der Welternährung zu bewäl-
tigen. Die anhaltende Krise der
Landwirtschaft sei nicht nur ein
sektorales Problem, so folgern
sie weiter, sondern Ausdruck ei-
ner umfassenden Krise im Ver-
hältnis zur Natur und in der Ge-
staltung des Globalisierungspro-
zesses.

Die beiden christlichen Kirchen

wollen mit dem hier vorgelegten
Text dazu beitragen, „ethische
Orientierungen auf der Grundlage
des Leitbilds der Nachhaltigkeit
zu bieten und einen offenen Dia-
log über notwendige Reformen tra-
gende Werte und künftige Chan-
cen der Landwirtschaft anstoßen.“

Es muss ausdrücklich betont
werden: Es handelt sich hier um
eine Diskussionsgrundlage, die
auch zur Diskussion und zum Di-
alog führen sollte. Diese Grundla-
ge ist zu umfangreich, als dass
sie mit einem einzigen Seitenhieb
abgetan oder auf eine einzige
spektakuläre Aussage reduziert
werden könnte. Es geht um einen
Diskussionsprozess, um eine Di-
alogstruktur, die die Sachgerech-
tigkeit preist, das Wissen ver-
mehrt, die Zusammenhänge er-
hellt und unpopuläre Maßnahmen
ermöglicht.

Ebenso wichtig ist auch, die rich-
tigen Fragen zu stellen. Und dazu
bietet dieser Diskussionsbeitrag
zur Lage der Landwirtschaft wich-
tige Hinweise. Denn so schreiben
Kardinal Karl Lehmann und der

EKD-Ratsvorsitzende Manfred
Kock: „Die europäische Agrarpo-
litik steht vor schwerwiegenden
Entscheidungen. Dieser Text soll
zur Verständigung zwischen den
unterschiedlichen Perspektiven
und Interessen beitragen.“ Die
Herausforderung könne nur ge-
meinsam von Verbrauchern, Po-
litikern, Verbänden, Futtermittel-
industrie, Agrarchemie und Agrar-
forschung bewältigt werden.

Auf denn. Und so früh wie mög-
lich die richtigen Fragen stellen.
Z. B., warum wird fast auf der gan-
zen Welt die Landwirtschaft sub-
ventioniert? Warum geht es ei-
gentlich nicht ohne so umfassen-
de und manchmal ärgerliche Sub-
ventionen?

Wer wird eigentlich subventio-
niert – die Verbraucher oder die
Landwirtschaft? Kann man sich
über die niedrigen Nahrungsmit-
telpreise wundern, wenn seit Jahr-
zehnten eine Politik betrieben
wird, die genau dies zum Ziel hat?
Wird hinreichend die Tatsache
gewürdigt, dass die Europäische
Union der offenste Markt für Agrar-
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Zum Artikel

„Chancen der nachhaltigen Landwirtschaft weltweit
nutzen“ in Ländlicher Raum 02/2003

Wissenschaftliche Dokumen-
tationen zeigen endlich,

dass angepasste, ökologisch
nachhaltige Landnutzungssyste-
me in den Tropen den Leistungs-
vergleich (Protein- und Kohlehyd-
raterzeugung/Fläche) mit der kon-
ventionellen Landwirtschaft nicht
zu scheuen brauchen. Bei diver-
sifizierter Nutzung (Feld-Wald-
Mischkulturen statt Monokulturfel-
der) im Vergleich zu konventionel-
ler Nutzung ist oft sogar ein vielfa-
cher Output an Protein bzw. Koh-
lehydraten pro Fläche möglich und
dies ohne Inkaufnahme von Bo-
dendegradation.

Aber das simple Zahlenspiel,
dass es in den „naturräumlich leis-
tungsfähigeren“ Gebieten der Erde
weniger und in den „für die Pro-
duktion von Höchsterträgen weni-
ger geeigneten“ Gebieten zu viele
Menschen gäbe, war schon immer
keine hinreichende Erklärung für
die Ursachen des Hungerpro-
blems. In Entwicklungsländern
wird nicht einfach zu wenig für die
Bevölkerung produziert – es wird

vor allem auf zu vielen Flächen gar
nicht für die einheimische Bevöl-
kerung produziert, sondern für
Konsumenten in den Industrielän-
dern.

Die Verteilungsungerechtigkeit,
die bei der Nord-Süd-Diskussion
bisher meist nur zur Sprache
kommt, wenn es um das Ozon-
loch, die Luftverschmutzung oder
den Energieverbrauch geht, fällt in
der konventionellen Nahrungsmit-
tel- und Tragfähigkeitsdebatte so
gut wie immer unter den Tisch. Die
Bodennutzung wird meist nicht
unter diesem Aspekt betrachtet.
Doch mit dem Rohstoff Boden ver-
hält es sich wie mit anderen Roh-
stoffen auch: Zur Ernährung nut-
zen ihn vor allem wir Menschen in
den Industrienationen und wir nut-
zen auch hier mehr als uns zu-
steht. Wenn auf 8 Mio. ha in Ent-
wicklungsländern bei gleichzeiti-
ger Unterversorgung der Bevölke-
rung Soja als Futter für 40 Mio.
Schweine in Europa produziert
wird, ebensogut aber mit
Schwarzbohnen oder Mais in

nachhaltigem Anbau Protein oder
Eiweiß für 35-45 Mio. Menschen
vor Ort produziert werden könnte,
dann ist das Problem der Ernäh-
rung eine Frage des Lebensstils
bzw. der Essgewohnheiten, die wir
uns hier leisten und nicht eine Fra-
ge zu geringer Bodenfruchtbarkeit
oder Erträge in den Entwicklungs-
ländern.

Die Kaufkraft und Nachfrage für
Nahrungsmittel im Norden ist so
mächtig, und der europäische oder
nordamerikanische Markt so at-
traktiv, dass inzwischen z. T. auch
dem ökologischen Landbau die
Gefahr droht, dem Wohlstandsko-
lonialismus zu verfallen. Eine Pa-
lette argentinischer Öko-Spargel
hat beispielsweise (von der Trans-
portfrage einmal abgesehen) in
Europa solange nichts zu suchen,
wie sich argentinische Kleinbau-
ern mangels Bodenbesitz nicht
selbst mit dem auf ihrem Boden
Gewachsenen versorgen können.
Dadurch kommt es zur Landflucht
und Bildung von Elendsvierteln in
den städtischen Regionen, wo die

produkte ist und dass dieser Markt
mehr Nahrungsgüter und Rohstof-
fe aus den Entwicklungsländern
aufnimmt als die Märkte der USA,
Kanadas, Australiens, Neusee-
lands und Japans zusammen?
Soll es eine Fortsetzung dieser
Agrarpolitik jeweils von Reform zu
Reform geben oder muss es zu
ihr eine Alternative geben? Eine
solche ist angedeutet in den Zif-
fern 76 und 77, wo es heißt: „Wett-
bewerb und Markt sind in freiheit-
lichen Systemen ohne Alternati-
ve. Sie bedürfen aber einer politi-
schen Rahmenordnung, deren
Leitziel es ist, dass möglichst alle
Kosten in den Preisen enthalten
sind, auch und vor allem die des
nachhaltigen  Ressourcenschut-

zes. Die Qualität der natürlichen
Ressourcen ist ein knapper wer-
dendes Gut, das durch entspre-
chende Preise und Steuern in der
Systemlogik der Marktwirtschaft
zur Geltung gebracht werden
muss. Deshalb entspricht dem
Leitbild der Nachhaltigkeit auf der
ordnungspolitischen Ebene eine
an ökologischen und sozialen Kri-
terien orientierte Marktwirtschaft.
Diese verbindet die Dynamik des
Marktes mit sozialer Fairness und
wirksamen Mitteln zum Schutz
der Umwelt... Zum System einer
an ökologischen und sozialen Kri-
terien orientierten Marktwirtschaft
gehören verlässliche Rahmenbe-
dingungen, die dem einzelnen
Landwirt bei wesentlichen Ent-

scheidungen, etwa bei einer Hof-
übernahme, für Investitionen und
Stallbauten, Maschinen usw.
langfristig berechenbare Grundla-
gen geben...“.

Neuorientierung für eine nach-
haltige Landwirtschaft, das kann
schon als Botschaft verstanden
werden. Ein Diskussionsbeitrag
zur Lage der Landwirtschaft – das
ist eine Herausforderung, um sich
erneut auf den Weg zu machen –
wofür, das ist klar. Wohin, dafür
werden verschiedene Vorschläge
gemacht. Nicht nur verschiedene,
sondern auch vielfältige Vorschlä-
ge gemacht. Sie aber bedürfen
der gründlichen Erörterung. Eine
Chance.
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„Menschenmasse“ mit billigen
Massenlebensmitteln „gefüttert“
werden muss. Ein Festhalten an
der (kolonial verwurzelten) Export-
orientierung von Entwicklungslän-
dern beinhaltet eine Bodennut-
zung, die dem Nahrungsmittelbe-
darf der Bevölkerung vor Ort nicht
zu Gute kommt. Während Export-
wirtschaft eher rationalisierte
Großflächenproduktion fördert, so
werden durch die Produktion für
nationale und regionale Märkte in
der Regel eher Kleinbauern mit
kombinierter Subsistenzwirtschaft

und weiterverarbeitende mittlere
Betriebe gefördert (dies wird in ei-
nem Projekt der Bio-Fach in Bra-
silien jetzt angestrebt, Link:
www.biofach-brazil.com). Für eine
ökologisch nachhaltige Produkti-
on von Nahrungsmitteln und ihre
gleichmäßige Verfügbarkeit kom-
men wir daher auf die Dauer nicht
um die Änderung von Besitzver-
hältnissen und den Verzicht auf
übermäßige Fremdflächennut-
zung im Nord-Süd-Verhältnis her-
um. Gerade wenn die Sicherung
der Ernährung der Menschheit vor

allem ein wirtschafts- und sozial-
politisches Problem ist, muss mit
dem „WIE wird produziert?“ auch
immer die Frage verknüpft sein:
„FÜR WEN?“.

Mit freundlichen Grüßen aus
Mainz

Dr. Andrea Beste
Büro für Bodenschutz und Öko-
logische Agrarkultur
Seminare, Analysen, Beratung
www.gesunde-erde.net

Angesichts der agrarpoliti-
schen Herausforderungen der

anstehenden Verhandlungsrunde
der Welthandelsorganisation
(WTO) und der Weiterentwicklung
der europäischen Agrarpolitik hat
sich der Arbeitskreis Agrarpolitik
im Evangelischen Bauernwerk in
Württemberg zur aktuellen Dis-
kussion mit einer Stellungnahme
zur „Zukunftssicherung unserer
Landwirtschaft“ zu Wort gemeldet.
Darin wird die grundsätzliche ge-
sellschaftliche Bedeutung der
Landwirtschaft für die Lebensqua-
lität betont, da Werte existenziel-
ler, wirtschaftlicher, ökologischer
und sozio-kultureller Art durch die
Landwirtschaft hervorgebracht
würden. Zugleich macht das Bau-
ernwerk deutlich, dass alle Ge-
sellschaftsmitglieder quasi „von
der Landwirtschaft Betroffene“ sei-
en, weswegen Diskussionen über
die gesellschaftlichen Zielerwar-
tungen auch konkret mit der Land-
wirtschaft getroffen und ehrlich
geführt werden müssten. Dabei
dürften jedoch polarisierende Be-
griffe und Bilder wie „bäuerlich ver-
sus industriell“, „Familienbetrieb
versus Agrarfabrik“ oder „konven-
tionell versus ökologisch“ nicht
den Blick darauf verstellen, ob die
heimische Landwirtschaft grund-
sätzlich noch gewollt sei und ob
man sich Nachhaltigkeit auch fi-
nanziell leisten könne und wolle.

Ausdrücklich wird in der Stel-
lungnahme ein Plädoyer für sozi-
ale Nachhaltigkeit vorgenommen,
da in der aktuellen Debatte eine
ökologische oder ökonomische
Sichtweise dominiere. Auch die
Menschen in der Landwirtschaft
hätten einen Anspruch auf sozial
gerechte bzw. sozial verträgliche
Arbeits- und Lebensbedingungen.
Ansonsten drohten sie innerhalb
des Spannungsfeldes ökonomi-
scher Konkurrenzfähigkeit und
ökologischer Standardsetzungen
zunehmend unter körperlicher und
zeitlicher Arbeitsbelastung und fi-
nanzieller Mehrbelastung mit al-
len persönlichen, familiären und
gesundheitlichen Begleiterschei-
nungen zerrieben zu werden.

Um dem landwirtschaftlichen
Nachwuchs eine Chance zu ge-
ben, sei eine neue Form solider
Agrarpolitik erforderlich, welche
die gesellschaftliche Solidarität mit
der Landwirtschaft demonstriere,
die Solidarität innerhalb der Land-
wirtschaft fördere und Solidarität
mit der Landwirtschaft im interna-
tionalen Kontext im Auge behal-
te. Solch eine neue Form solider
Agrarpolitik müsse nicht nur ver-
lässlich und berechenbar, sondern
auch nachvollziehbar und transpa-
rent sein. Konkret sei der Weg
dazu die Umgestaltung des aktu-
ellen Förderprämiensystems in-

nerhalb der Agrarpolitik. Dazu
schlägt das Evangelische Bauern-
werk ein neues, zweistufiges Prä-
miensystem vor: eine zweiteilige
Grundprämie sowie eine Sonder-
prämie.

Die Grundprämie sei für das ge-
sellschaftliche Ziel flächendecken-
der Landbewirtschaftung als eine
von der Produktion entkoppelte
Prämie einheitlich für Acker- und
Grünland zu gewähren. Diese soll-
te jedoch in der Auszahlung stu-
fenlos in fließender Degression
ausgestaltet sein. Zugleich sollte
die flächenbezogene Grundprämie
durch eine arbeitsplatzbezogene
Grundprämie, gemessen an sozi-
alversicherungspflichtigen Arbeits-
kräften, ergänzt werden. Die Son-
derprämie solle nach einem Leis-
tungskatalog vergütet werden,
nach dem die Landwirte bestimm-
te gesellschaftliche Erwartungen
durch ihre Bewirtschaftungsweise
erfüllten.

- Dr. Clemens Dirscherl -

Die Stellungnahme ist zu bezie-
hen beim

Evangelischen Bauernwerk in
Württemberg e.V.

Tel.: 07942/107-0

Fax: 07942/107-77 oder bei

C.Dirscherl@ebw.imosnet.de

Evangelisches Bauernwerk zu WTO-Verhandlungen:

Zukunftssicherung der heimischen Landwirtschaft
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Entwicklung der Betriebs- und Arbeitskräfte-
strukturen in der Landwirtschaft 1991 bis 2001

Dr. Günter Nause*

Über die Beschäftigten in den landwirtschaftlichen Betrieben Deutschlands gibt
regelmäßig die repräsentative Arbeitskräfteerhebung innerhalb der Agrarstruktur-
erhebung Auskunft. Agrarstrukturerhebungen sind die wichtigsten und inhalt-
lich umfassendsten Informationsquellen zur Beobachtung und Beurteilung der
mittel- und langfristigen Veränderungen der Produktionskapazitäten und
-strukturen sowie der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse landwirtschaft-
licher Betriebe zwischen den in 8- bis 12-jährigen Abständen stattfindenden um-
fangreicheren Landwirtschaftszählungen (zuletzt 1999).

Bei der als Mehrzweckstich-
probe angelegten Agrarstruk-

turerhebung erhält jeder fünfte
Betrieb einen Fragebogen, der
auch die Erfassung der Arbeits-
kräfte einschließt. Die Erhebungs-
einheiten sind nach dem Agrarsta-
tistikgesetz landwirtschaftliche
Betriebe. Dabei handelt es sich
um Betriebe mit einer landwirt-
schaftlich genutzten Fläche (LF)
von mindestens 2 ha oder mit
Spezialkulturen bzw. Tierbestän-
den, wenn festgelegte Mindest-
grenzen erreicht werden. Aufgrund
der Berücksichtigung von Betrie-
ben ab 1 ha LF bis zum Jahr 1997
sind die Angaben vor und nach

dieser Änderung nur einge-
schränkt vergleichbar.

Um den unterschiedlichen
Rechtsformen der landwirtschaft-
lichen Betriebe gerecht zu werden,
erfolgt die Darstellung der Ergeb-
nisse für Einzelunternehmen (Fa-
milienbetriebe) sowie für die
Rechtsformen Personengesell-
schaften (z. B. BGB-Gesellschaft,
OHG) und juristische Personen
(z. B. GmbH, AG). Die Rechts-
form der Personengesellschaft,
welche sich Mitte der 90er Jahre
in den neuen Ländern verstärkt
herausbildete, wird seit 1997 ge-
sondert als Betriebsgruppe aus-
gewiesen.

Ergebnisse für
Deutschland

Im Jahr 2001 wurden in
Deutschland 436 100 landwirt-
schaftliche Betriebe aller Rechts-
formen gezählt, die eine Fläche
von 17,0 Mio. ha LF bewirtschaf-
teten. Diese Betriebe verfügten
über insgesamt 1,32 Mio. Be-
schäftigte. Davon waren 860 100
Familienarbeitskräfte, 188 700
ständig und 274 000 nicht stän-
dig (Saisonarbeiter/-innen) mit be-
trieblichen Arbeiten beschäftigte
familienfremde Arbeitskräfte. Der
betriebliche Arbeitseinsatz belief
sich nach Umrechnung der Ar-
beitszeit aller Beschäftigten in Ar-
beitskräfte-Einheiten (AK-E) auf
561 400 AK-E, wobei eine AK-E
die Maßeinheit einer mit betriebli-
chen Arbeiten vollbeschäftigten
und nach ihrem Alter voll leistungs-
fähigen Arbeitskraft darstellt. Je
100 ha betrug die betriebliche Ar-
beitsleistung 3,3 AK-E. Darüber
hinaus waren erhebliche regiona-
le Unterschiede erkennbar.

96 % der Familien-AK
arbeiten im früheren
Bundesgebiet

Für das frühere Bundesgebiet
kann eine Dominanz der Famili-
enbetriebe, die im Jahr 2001 eine
durchschnittliche Betriebsgröße
von 26,7 ha LF hatten, und der
Familienarbeitskräfte festgestellt

* Dr. Günter Nause, Statistisches Bundesamt Bonn, Quelle: Wirtschaft und Statistik 4/2003

Ca. 800 000 Familien-AK sind in den Einzelunternehmen im früheren
Bundesgebiet beschäftigt.
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Gegenstand der Nachweisung 
(LF = Landwirtschaftlich genutzte Fläche) Einheit 1991 1995 1999 2001 

Deutschland  
Landwirtschaftliche Betriebe insgesamt 

Betriebe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 642,7 566,9 461,9 436,1 
LF insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 ha LF 17 036,7 17 157,0 17 119,2 16 977,5 
LF je Betrieb . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ha 26,5 30,3 37,1 38,9 
Familienarbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 1 370,4 1 147,1 940,8 860,1 
Ständig beschäftigte familienfremde Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 403,7 178,1 195,9 188,7 
Nicht ständig beschäftigte familienfremde Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . .  1 000 104,6 84,6 300,3 274,0 
Betriebliche Arbeitsleistung insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 AK-E 1 018,3 698,4 612,3 561,4 
Betriebliche Arbeitsleistung je 100 ha LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  AK-E je 100 ha LF 6,0 4,1 3,6 3,3 

Betriebe der Rechtsform Einzelunternehmen 
Betriebe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 635,8 561,4 440,1 413,4 
LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 ha LF 12 107,1 13 883,5 11 936,8 11 766,4 
LF je Betrieb . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ha 19,0 24,7 27,1 28,5 
Familienarbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 1 370,4 1 147,1 940,8 860,1 
Ständig beschäftigte familienfremde Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 75,2 87,7 54,6 50,9 
Nicht ständig beschäftigte familienfremde Arbeitskräfte . . . . . . . . . .  1 000 94,5 78,3 242,8 213,8 
Betriebliche Arbeitsleistung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 AK-E 714,8 609,4 478,5 431,7 
Betriebliche Arbeitsleistung je 100 ha LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  AK-E je 100 ha LF 5,9 4,4 4,0 3,7 

Betriebe der Rechtsform Personengesellschaften 
Betriebe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 X X 16,8 17,5 
LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 ha LF X X 2 091,9 2 152,6 
LF je Betrieb . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ha X X 124,7 123,2 
Ständig beschäftigte Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 X X 66,4 68,0 
Nicht ständig beschäftigte Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 X X 38,6 41,8 
Betriebliche Arbeitsleistung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 AK-E X X 60,4 61,4 
Betriebliche Arbeitsleistung je 100 ha LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  AK-E je 100 ha LF X X 2,9 2,9 

Betriebe der Rechtsform juristische Personen 
Betriebe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 6,9 5,5 5,1 5,2 
LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 ha LF 4 929,6 3 273,4 3 090,5 3 058,5 
LF je Betrieb . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ha 710,3 590,3 607,9 583,8 
Ständig beschäftigte Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 328,5 90,5 74,9 69,7 
Nicht ständig beschäftigte Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 10,0 6,3 18,9 18,5 
Betriebliche Arbeitsleistung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 AK-E 303,6 89,0 73,5 68,3 
Betriebliche Arbeitsleistung je 100 ha LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  AK-E je 100 ha LF 6,2 2,7 2,4 2,2 

Früheres  Bundesgebie t  
Landwirtschaftliche Betriebe zusammen 

Betriebe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 621,0 535,9 432,5 406,8 
LF zusammen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 ha LF 11 754,4 11 637,6 11 530,3 11 393,9 
LF je Betrieb . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ha 18,9 21,7 26,7 28,0 
Familienarbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 1 337,3 1 099,2 901,7 822,1 
Ständig beschäftigte familienfremde Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 82,6 72,0 99,1 99,0 
Nicht ständig beschäftigte familienfremde Arbeitskräfte . . . . . . . . . .  1 000 96,9 77,2 267,4 240,0 
Betriebliche Arbeitsleistung insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 AK-E 705,9 571,1 499,6 456,0 
Betriebliche Arbeitsleistung je 100 ha LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  AK-E je 100 ha LF 6,0 4,9 4,3 4,0 

Betriebe der Rechtsform Einzelunternehmen 
Betriebe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 618,0 533,5 416,9 390,5 
LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 ha LF 11 650,5 11 541,7 10 629,0 10 424,3 
LF je Betrieb . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ha 18,9 21,6 25,5 26,7 
Familienarbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 1 337,3 1 099,2 901,7 822,1 
Ständig beschäftigte familienfremde Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . .  1 000 70,2 62,6 45,1 41,9 
Nicht ständig beschäftigte familienfremde Arbeitskräfte . . . . . . . .  1 000 93,0 74,3 233,1 202,7 
Betriebliche Arbeitsleistung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 AK-E 694,2 562,2 451,9 406,1 
Betriebliche Arbeitsleistung je 100 ha LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  AK-E je 100 ha LF 6,0 4,9 4,3 3,9 

Betriebe der Rechtsform Personengesellschaften 
Betriebe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 X X 13,6 14,3 
LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 ha LF X X 812,5 873,1 
LF je Betrieb . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ha X X 59,6 61,0 
Ständig beschäftigte Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 X X 44,3 46,8 
Nicht ständig beschäftigte Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 X X 28,4 31,8 
Betriebliche Arbeitsleistung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 AK-E X X 38,6 40,3 
Betriebliche Arbeitsleistung je 100 ha LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  AK-E je 100 ha LF X X 4,7 4,6 

Betriebe der Rechtsform juristische Personen 
Betriebe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 3,0 2,4 1,9 2,0 
LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 ha LF 103,9 95,9 88,8 96,5 
LF je Betrieb . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ha 34,6 39,6 45,7 48,3 
Ständig beschäftigte Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 12,4 9,3 9,7 10,3 
Nicht ständig beschäftigte Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 3,9 2,9 5,9 5,5 
Betriebliche Arbeitsleistung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 AK-E 11,7 8,9 9,1 9,5 
Betriebliche Arbeitsleistung je 100 ha LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  AK-E je 100 ha LF 11,3 9,2 10,2 9,9 

 

Tabelle 1: Ausgewählte Ergebnisse zur Beschäftigung in den landwirtschaft-
lichen Betrieben

Ergebnisse der repräsentativen Agrarstrukturerhebungen
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werden. Über 70 % der betriebli-
chen Arbeitsleistung (in AK-E) in
Deutschland wurden in den Fami-
lienbetrieben des früheren Bun-
desgebietes erbracht. 93,3 % al-
ler Betriebe (406 800) befinden
sich im früheren Bundesgebiet, in
ihnen waren 87,8 % (921 100 Per-
sonen) der Familienarbeitskräfte
und der ständig mit betrieblichen
Aufgaben betrauten familienfrem-
den Arbeitskräfte Deutschlands
beschäftigt. Von den 406 800 land-
wirtschaftlichen Betrieben im frü-
heren Bundesgebiet wurden
390 500 Betriebe in der Rechts-
form des Einzelunternehmens
geführt, die über 10,4 Mio. ha LF
verfügten (91,5 % der LF aller
landwirtschaftlichen Betriebe im
früheren Bundesgebiet oder
61,4 % der LF aller landwirtschaft-
lichen Betriebe in Deutschland),
und in denen 822 100 Familienar-
beitskräfte beschäftigt waren.
95,6 % aller Familienarbeitskräf-
te in Deutschland arbeiteten im
Jahr 2001 im früheren Bundesge-
biet.

Im Gegensatz dazu ist eine Do-
minanz der Familienbetriebe für
die neuen Länder nicht feststell-
bar. Die Familienbetriebe hatten
zwar auch hier den größten An-
teil an allen landwirtschaftlichen
Betrieben (78,2 %), sie verfügten
jedoch nur über 36,8 % der stän-
dig Beschäftigten und über 24,0 %
der LF. In den landwirtschaftlichen
Betrieben der neuen Länder wa-
ren 2001 rund 127 600 Personen
ständig mit betrieblichen Arbeiten
beschäftigt, darunter 38 000
(29,8 %) als Familienarbeitskräf-
te. Die landwirtschaftlichen Betrie-
be der Rechtsform Einzelunter-
nehmen verfügen über 1,3 Mio. ha
LF oder 24,0 % der LF der neuen
Länder; sie hatten eine durch-
schnittliche Betriebsgröße von
58,5 ha und waren flächenmäßig
etwa doppelt so groß wie die Fa-
milienbetriebe im früheren Bun-
desgebiet.

Zahl der Familienbetriebe
und der Familienarbeits-
kräfte stark rückläufig

Die Zahl der landwirtschaftlichen

Betriebe hat sich insgesamt in
Deutschland gegenüber 1991 um
rund 206 600 Betriebe verringert,
die der ständig Beschäftigten um
725 400 Personen. Die AK-E nah-
men im gleichen Zeitraum um
456 900 ab. Das Ausscheiden von
mehr als 500 000 Familienarbeits-
kräften betraf vor allem Betriebe
in den Größenklassen unter 50 ha
LF im früheren Bundesgebiet.

In den neuen Ländern gab es
von 1991 bis 2001 per saldo
insgesamt 226 700 ständig be-
schäftige Personen im landwirt-
schaftlichen Bereich weniger.
Anders als im früheren Bundes-
gebiet traf der Rückgang in den
neuen Ländern die Betriebe der
Rechtsform juristische Personen.
Vor allem zwischen 1991 und 1993
verließen aus diesem Bereich
211 500 Personen die Betriebe,
vorwiegend durch Ausgliederung
von Betriebsteilen mit nichtland-
wirtschaftlichem Charakter.

Ergebnisse für das
frühere Bundesgebiet

406 800 landwirtschaftliche Be-
triebe wurden in den alten Bundes-
ländern für das Jahr 2001 nach-
gewiesen, 214 300 Betriebe we-
niger als 1991. Da sich die land-
wirtschaftlich genutzte Fläche nur
um 3,1 % verringerte, stieg die
durchschnittliche Betriebsgröße
von 18,9 ha im Jahr 1991 auf
28,0 ha im Jahr 2001 an.

Die Beschäftigten aller landwirt-
schaftlichen Betriebe erbrachten
2001 insgesamt eine Arbeitsleis-
tung von 456 000 AK-E, die ge-
genüber 1991 vor allem durch die
rückläufige Zahl der Familienar-
beitskräfte um 250 000 zurückge-
gangen ist. Je 100 ha wurden 4,0
AK-E eingesetzt.

80 % der Familien-AK in
Betrieben unter 50 ha LF

Die Familienarbeitskräfte der
Betriebe mit der Rechtsform Ein-
zelunternehmen konzentrieren
sich mit 671 300 Personen
(81,7 % der Familienarbeitskräfte)
im Jahr 2001 auf Betriebe unter

50 ha LF. Gegenüber 1991 waren
im Jahr 2001 rund 534 300 Fami-
lienarbeitskräfte weniger in Einzel-
unternehmen dieser Größenklas-
se, deren bewirtschaftete Fläche
sich um 2,67 Mio. ha LF verrin-
gerte, tätig. Die Betriebe der Grö-
ßenklasse 50 bis unter 100 ha
haben im Jahr 2001 mit 115 200
Familienarbeitskräften in etwa
gleich viele wie 1991; ihre land-
wirtschaftlich genutzte Fläche hat
zugenommen. Nur die Betriebe
der Größenklasse ab 100 ha LF
verdoppelten die Anzahl ihrer Fa-
milienarbeitskräfte auf 35 500 Per-
sonen und ebenso ihre landwirt-
schaftlich genutzte Fläche.

Die Zahl der ständig beschäftig-
ten familienfremden Arbeitskräfte
verzeichnet von 1991 bis 2001 ei-
nen Rückgang von 3,6 % in den
Familienbetrieben unter 10 ha LF.

Wie schon 1991 war im Jahr
2001 von den 822 100 Familien-
arbeitskräften nur jede vierte voll-
beschäftigt. Der Grad der Vollbe-
schäftigung der Betriebsinhaber/-
innen lag mit 39,1 % wesentlich
höher als der von Familienange-
hörigen, welcher 10,6 % betrug.
Zwei von drei der ständig beschäf-
tigten familienfremden Arbeitskräf-
te waren vollbeschäftigt.

Bezüglich der Altersstruktur der
Familienarbeitskräfte sank der pro-
zentuale Anteil von Personen un-
ter 35 Jahren um 6,1 Punkte auf
knapp 20 %. Stark angestiegen
ist der Anteil der 35- bis 54-jähri-
gen, während der Prozentsatz der
älteren leicht zurückging.

Ergebnisse für die neuen
Länder und Berlin-Ost

Im Jahr 2001 lagen mit 29 400
landwirtschaftlichen Betrieben
6,7 % der landwirtschaftlichen
Betriebe Deutschlands in den neu-
en Ländern. Mit 5,6 Mio. ha LF
hatten sie einen Anteil an der LF
Deutschlands von 32,9 %. Von
den ständig beschäftigten Arbeits-
kräften in Deutschland waren im
Jahr 2001 127 600 oder 12,2 % in
den neuen Ländern tätig und er-
brachten 100 100 AK-E. Gegenü-
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ber 1991 waren das rund 225 700
Personen oder 64 % weniger. Hin-
zu kamen Saisonarbeitskräfte mit
5 400 AK-E. Je 100 ha LF wurden
in allen landwirtschaftlichen Be-
trieben 1,9 AK-E eingesetzt, was
weniger als die Hälfte des Arbeits-
kräftebesatzes in den alten Bun-
desländern entspricht.

Im Durchschnitt bewirtschaftete
jeder Betrieb in den neuen Län-
dern 190 ha LF, das siebenfache
eines Betriebes im früheren Bun-
desgebiet.

Personengesellschaften
verfügen im Durchschnitt
über 405 ha LF

Neben 23 000 Einzelunterneh-
men existierten 2001 in den neu-
en Ländern 3 200 Betriebe der
Rechtsform Personengesellschaf-
ten, die im Durchschnitt 405 ha

Gegenstand der Nachweisung 
(LF = Landwirtschaftlich genutzte Fläche) Einheit 1991 1995 1999 2001 

Neue L änder  und Be r l in-Ost  
Landwirtschaftliche Betriebe zusammen 

Betriebe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 21,7 31,0 29,5 29,4 
LF zusammen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 ha LF 5 282,3 5 519,4 5 588,8 5 583,6 
LF je Betrieb . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ha 243,8 178,0 189,7 190,2 
Familienarbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 33,2 47,9 39,1 38,0 
Ständig beschäftigte familienfremde Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 321,2 106,2 96,9 89,6 
Nicht ständig beschäftigte familienfremde Arbeitskräfte . . . . . . . . . .  1 000 7,6 7,4 32,9 34,1 
Betriebliche Arbeitsleistung insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 AK-E 312,4 127,3 112,8 105,5 
Betriebliche Arbeitsleistung je 100 ha LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  AK-E je 100 ha LF 5,9 2,3 2,0 1,9 

Betriebe der Rechtsform Einzelunternehmen 
Betriebe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 17,7 27,9 23,2 23,0 
LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 ha LF 456,6 2 341,9 1 307,7 1 342,1 
LF je Betrieb . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ha 25,8 84,0 56,4 58,5 
Familienarbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 33,2 47,9 39,1 38,0 
Ständig beschäftigte familienfremde Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . .  1 000 5,1 25,1 9,5 9,0 
Nicht ständig beschäftigte familienfremde Arbeitskräfte . . . . . . . .  1 000 1,5 4,0 9,7 11,1 
Betriebliche Arbeitsleistung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 AK-E 20,5 47,2 26,6 25,6 
Betriebliche Arbeitsleistung je 100 ha LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  AK-E je 100 ha LF 4,5 2,0 2,0 1,9 

Betriebe der Rechtsform Personengesellschaften 
Betriebe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 X X 3,2 3,2 
LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 ha LF X X 1 279,4 1 279,5 
LF je Betrieb . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ha X X 405,6 404,8 
Ständig beschäftigte Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 X X 22,1 21,3 
Nicht ständig beschäftigte Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 X X 10,2 10,0 
Betriebliche Arbeitsleistung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 AK-E X X 21,8 21,1 
Betriebliche Arbeitsleistung je 100 ha LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  AK-E je 100 ha LF X X 1,7 1,6 

Betriebe der Rechtsform juristische Personen 
Betriebe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 3,9 3,1 3,1 3,2 
LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 ha LF 4 825,7 3 177,5 3 001,7 2 962,0 
LF je Betrieb . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ha 1 224,5 1 018,1 955,7 913,6 
Ständig beschäftigte Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 316,1 81,1 65,2 59,4 
Nicht ständig beschäftigte Arbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 6,1 3,4 13,0 12,9 
Betriebliche Arbeitsleistung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 AK-E 291,9 80,2 64,4 58,8 
Betriebliche Arbeitsleistung je 100 ha LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  AK-E je 100 ha LF 6,0 2,5 2,1 2,0 

 

noch Tabelle 1: Ausgewählte Ergebnisse zur Beschäftigung in den landwirt-
schaftlichen Betrieben

Ergebnisse der repräsentativen Agrarstrukturerhebungen

LF bewirtschafteten, sowie 3 200
Betriebe der Rechtsform juristi-
sche Personen mit durchschnitt-
lich 914 ha LF.

In den bäuerlichen Familienbe-
trieben der neuen Länder waren
2001 rund 47 000 ständig beschäf-
tige Arbeitskräfte tätig, davon
9 000 familienfremde Personen.
Die Personengesellschaften be-
schäftigten 21 300 ständige Ar-
beitskräfte und die juristischen
Personen 59 400.

Die Personengesellschaften der
neuen Länder verfügten 2001 über
eine durchschnittliche LF, die sie-
benmal größer war als die der
Personengesellschaften in den
alten Ländern. Für diese Betriebe
ergaben sich 1,6 AK-E je 100 ha
LF. Der etwas größere Arbeitskräf-
tebesatz von 2,0 AK-E je 100 ha
LF in den landwirtschaftlichen

Betrieben der Rechtsform juristi-
sche Personen entstand auch
durch rund 200 spezialisierte Be-
triebe, die über weniger als 2 ha
LF verfügen.

2001 dominierten in den neuen
Ländern die großen und häufig
spezialisierten Betriebe. So ver-
fügten die Betriebe der Rechtsfor-
men Personengesellschaften und
juristische Personen über 76 %
der LF; hier arbeiteten 63,2 % der
ständig mit betrieblichen Tätigkei-
ten Beschäftigten in den neuen
Ländern. Während wie im frühe-
ren Bundesgebiet nur ein Viertel
der Familienarbeitskräfte der neu-
en Länder vollbeschäftigt waren,
wiesen die Personengesellschaf-
ten im Jahr 2001 einen Vollbe-
schäftigungsgrad von 83,7 % und
die juristischen Personen von
90,1 % auf.
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QS in der kritischen Phase?

Eine empirische Studie zeigt Systemschwächen und Ansatzpunkte
zur Weiterentwicklung auf

Gabriele Jahn, Martina Peupert, Achim Spiller*

Die Einführung des QS-Systems (s. a. Ländlicher Raum 06/2002) in der deutschen
Fleischwirtschaft im Jahr 2002 stellt weitreichende Anforderungen an die gesam-
te Wertschöpfungskette. Die Diffusion des Systems ist allerdings noch nicht si-
chergestellt. Nach wie vor gibt es Widerstände in der Politik und bei kritischen
Anspruchsgruppen, aber auch in Teilbereichen der Wertschöpfungskette.

In den letzten Monaten haben ca.
32 000 Landwirte einen Vertrag

mit der QS GmbH abgeschlossen:
Das sind immerhin rund 20 % der
schweinehaltenden und 3 % der
rinderhaltenden Unternehmen in
Deutschland. Die Durchsetzung
des Systems ist damit jedoch
noch nicht gewährleistet. Schät-
zungen zu Folge muss die Teil-
nahmerate innerhalb der nächsten
drei Jahre mindestens 50 % der
gesamten Produktion umfassen.
Zum Vergleich: Um eine Beteili-
gung von rund 80 % zu erzielen,
hat das niederländische IKB-Sys-
tem ca. 4 – 5 Jahre benötigt. Es
ist offensichtlich, dass die Verbrei-
tung des QS-Systems und die
Höhe der Standards konfliktär
zueinander stehen: Wenn das QS-
System als „Gütezeichen“ ein
hohes Qualitätsniveau prämieren
soll, wird es, wie bereits andere
Gütesiegel (z. B. der Umwelten-
gel), nicht mehr als ca. 10 bis
höchstens 30 % des Marktvolu-
mens einbinden dürfen. Geht es
dagegen, wie geplant, um ein Prüf-
zeichen ähnlich dem TÜV-Siegel,
wird der Zertifizierungsstandard
nur relativ knapp über den gesetz-
lichen Anforderungen liegen kön-
nen. Die notwendige breite Betei-
ligung wird nur bei einer positiven
Einstellung der Zielgruppe und bei

Zufriedenheit der ersten Teilneh-
mer zu erreichen sein.

Vor diesem Hintergrund ist die
Akzeptanz des Systems in der
Landwirtschaft von hoher Bedeu-
tung für die Gewinnung einer not-
wendigen kritischen Teilnehmer-
masse. In einem Studienprojekt
des Instituts für Agrarökonomie
der Universität Göttingen wurden
in einer ersten Studie 94 Landwir-
te überwiegend aus den Verede-
lungsregionen Niedersachsens zu
ihrem Qualitätsbewusstsein, ihrer
Einstellung und ersten Erfahrun-
gen mit der Zertifizierungspraxis
befragt. Da im Wesentlichen gut
ausgebildete Betriebsleiter leis-
tungsfähiger „Zukunftsbetriebe“
interviewt wurden, geben die Re-
sultate einen vertieften Einblick in
die für die Durchsetzung des QS-
Systems wichtigste Kerngruppe.

Polarisierte Positionen

Folgende Ergebnisse konnten
herausgearbeitet werden:

- Die Teilnahme an QS erfolgt
vornehmlich unter externem
Druck (s. Tab. 1). Die Landwirte
selbst schätzen in ihrer Mehr-
heit die Qualitätsprobleme als
eher gering ein. Eine eigenstän-

dige Motivation zum Qualitäts-
management und insbesondere
zur Zertifizierung fehlt.

- Sowohl Teilnehmer als auch un-
entschlossene bzw. ablehnende
Landwirte befürchten einen stei-
genden Bürokratisierungsgrad
durch die Zertifizierung.

- Auffallend ist die polarisierte Ein-
stellung zum QS-System. Es
konnten vier Gruppen innerhalb
der Landwirtschaft identifiziert
werden:

1. Abnehmerorientierte QS-
Befürworter (n = 42): Zu die-
ser Gruppe, die QS auf Druck
ihrer Abnehmer hin einführen
(wollen), gehört knapp die Hälf-
te der Befragten. Allerdings er-
warten sie keine Optimierung
ihres Qualitätsmanagements,
sondern rechnen mit zuneh-
mender Bedeutung vertikaler
Bindungen und erhoffen sich
eine Verbesserung des
Fleischimages insgesamt. In-
teressant ist, dass die Befür-
worter keinen Mehrpreis am
Markt für QS-Produkte erwar-
ten.

2. Pauschale Ablehner
(n = 32): Rund ein Drittel der
Landwirte lehnt das QS-Sys-

* Gabriele Jahn, Martina Peupert, Achim Spiller, Institut für Agrarökonomie, Lehrstuhl Marketing für Agrarpro-
  dukte und Lebensmittel
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tem ab. Insbesondere werden
zukünftig Probleme in der Zu-
sammenarbeit mit den
Schlachtunternehmen und ein
hoher bürokratischer Aufwand
erwartet. Die Teilnahme erfolgt
daher nur, weil diese Gruppe
sich einem starken Druck aus-
gesetzt sieht.

3. Verbraucherorientierte QS-
Befürworter (n = 15): Eine
kleine Gruppe von 15 Landwir-
ten steht dem Konzept aus
Überzeugung positiv gegenü-
ber. Diese Befragten erhoffen
sich einen Imagegewinn für ih-
ren Betrieb und ggf. auch Mehr-
preise am Markt. Sie sind we-
niger aus Zwang als aus Über-
zeugung Systemteilnehmer
und erhoffen sich eine Erhö-
hung des Qualitätsbewusst-
seins der Landwirtschaft.

4. Massive QS-Ablehner
(n = 4): Einige wenige Landwir-
te lehnen das Konzept durch-
gehend ab. Es handelt sich um
Ökobetriebe bzw. Direktver-

markter, die keinen Nutzen in
einer Zertifizierung knapp ober-
halb des gesetzlichen Niveaus
erkennen können. Sie halten
den Ansatz für unglaubwürdig
und bürokratisch, stehen
allerdings grundsätzlich einem
Qualitätsmanagement positiv
gegenüber.

Keine großen innovativen
Wirkungen

Insgesamt zeigt die Analyse,
dass die QS GmbH noch erhebli-
che Überzeugungsarbeit und z. T.
wohl auch Änderungen am Kon-
zept vornehmen muss, wenn sie
mehr Landwirte vom Nutzen des
Zertifizierungsmodells überzeugen
will. Eine größere innere Motivati-
on ist bisher bei vielen Befürwor-
tern nicht vorhanden. Größere in-
novative Wirkungen bzw. Qualitäts-
optimierungen gehen von QS,
nach Auskunft der bisherigen Teil-
nehmer, nicht aus. Für die meis-
ten Betriebe halten sich allerdings
auch die Investitionen in Grenzen.
Änderungen der Betriebsabläufe

sind meist nicht notwendig. Eini-
ge Landwirte mussten jedoch aus
ihrer Sicht relativ viel Zeit für die
Vorbereitung auf die Erstprüfung
und die spätere Dokumentation
aufwenden. Die Arbeit der Zertifi-
zierer wird von den bereits über-
prüften Betrieben überwiegend als
kompetent bewertet.

Fazit

Die Teilnahmebereitschaft am
QS-System fällt unter den Land-
wirten verhältnismäßig hoch aus.
Von der inhaltlichen Systemkon-
zeption selbst ist jedoch nur eine
kleine Gruppe der befragten Tier-
produzenten überzeugt. Zurückzu-
führen ist die Teilnahmebereit-
schaft im Wesentlichen auf den
externen Druck. Die QS GmbH
steht nun vor der Herausforderung,
den Landwirten den potenziellen
Nutzen eines eigenständigen
Qualitätsmanagements näher zu
bringen. Die Schlachtunterneh-
men müssen ihr Geschäftsbezie-
hungsmanagement überdenken,
da die Betriebe häufig eine Ver-

(Quelle: Eigene Erhebung, n = 65, Mehrfachantworten möglich)

Tabelle 1: Gründe für die Teilnahme am QS-System

 

Was hat Sie dazu bewogen, am QS-System teilzunehmen bzw. zukünftig teilzunehmen? 

Gründe Zahl der Nennungen Anteilig an Gesamtzahl 
der Teilnehmer (in  %) 

Druck des Abnehmers 21 32,3 

Absatzsicherung 16 24,6 

Preisvorteile 16 24,6 

Drohender Preisabzug 10 15,4 

Qualitätsverbesserung 5 7,7 

Verbrauchervertrauen stärken 5 7,7 

Erhoffte Wettbewerbsvorteile 3 4,6 

Geringer Aufwand zur Umsetzung 3 4,6 

Eigene Motivation  2 3,1 

Optimierung der Betriebsprozesse 2 3,1 

Haftungsbeschränkung durch Dokumentation 1 1,5 

Gesellschaftliches Interesse 1 1,5 
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schlechterung der Zusammenar-
beit durch QS erwarten.

Abbildung 1 skizziert die Ein-
stellung der Landwirte zum QS-
Konzept im Überblick.

Anregungen zur Optimie-
rung des QS-Konzeptes

Nach Auffassung der Verfasser/
-innen sollten bei der Optimierung
des QS-Konzeptes folgende Maß-
nahmen im Vordergrund stehen:

- Der Zusammenhang zwischen
Einstellung und Verhalten (i. S.
von Beteiligung an QS) ist nicht
sehr ausgeprägt. Viele Betriebe
aus der Gruppe der „Ablehner“
sind Vertragsnehmer, allerdings
nicht aus Überzeugung. Damit
die kognitiven Dissonanzen die-
ser Gruppe nicht noch ausge-
prägter werden, sollte die QS
GmbH eine offensive Kommuni-
kationspolitik mit der Zielgruppe
„bereits teilnehmende Landwir-
te“ betreiben. Diese könnte

zumindest zwei Elemente bein-
halten:

• Offene Diskussion mit den
Landwirten über Prüfungskrite-
rien und den Prüfungsablauf in
der einzelbetrieblichen Umset-
zung. Vermeidbare bürokrati-
sche Hürden können so im
Laufe der Zeit eliminiert wer-
den.

• Gezielte Nutzung von Mei-
nungsführern. Landwirte sind in
ihrer Kommunikation stark an
ihrem sozialen Umfeld orien-
tiert, so dass überzeugte und
erfolgreiche QS-Teilnehmer
über eine hohe Glaubwürdig-
keit verfügen.

- Wichtig für die ablehnende Hal-
tung vieler Landwirte ist
allerdings nicht direkt das QS-
Konzept, sondern das ausge-
prägte Misstrauen gegenüber
den Schlachtunternehmen. Eine
Verbesserung der Geschäftsbe-
ziehungen zwischen den Land-

wirten und ihren Abnehmern
durch ein konsequentes Supply
Chain Management der
Schlachtbranche steht aus.

- Eine schärfere Definition des
Systems als Prüfsiegel und die
entsprechende Kommunikation
gegenüber Landwirtschaft und
Verbrauchern. Die Gruppe der
„Verbraucherorientierten Land-
wirte“, die mit hohem Engage-
ment hinter dem Konzept steht,
setzt möglicherweise zu große
Hoffnungen in den Marketingwert
des Zeichens. QS ist kein Gü-
tesiegel, das zu Wettbewerbs-
vorteilen einzelner Betriebe führt,
sondern ein Mindeststandard
zur Vertrauenssicherung einer
ganzen Branche.

- Aufbau eines am Konzept der
Balanced Scorecard orientierten
Controlling: Die QS GmbH soll-
te als Steuerungsinstrument ein
umfassendes Kennzahlensys-
tem einsetzen, welches u. a.
auch die Zufriedenheit der Mit-
gliedsbetriebe auf allen Stufen

der Wertschöpfungsket-
te regelmäßig erfasst.

Insgesamt verdeut-
licht die Befragung die
großen Herausforderun-
gen, vor denen die deut-
sche Fleischwirtschaft
bei ihrem innovativen
Versuch steht, ein Zer-
tifizierungssystem über
die gesamte Wert-
schöpfungskette hin-
weg aufzubauen. Wäh-
rend die Qualitätssiche-
rung in den Niederlan-
den oder Dänemark in
vertikale Integrations-
systeme eingebunden
ist und damit vertraglich
durchgesetzt werden
kann, muss die QS
GmbH stärker auf Moti-
vation setzen. Die Stu-
die verweist auf die viel-
fältigen Potenziale, die
sie in dieser Beziehung
noch in der Landwirt-
schaft erschließen
kann.
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Tiroler Genossenschaft Bioalpin:

Das Beste kommt vom Berg

Der bäuerlichen Genossenschaft Bioalpin im österreichischen Tirol scheint ge-
lungen, wovon manche nur träumen können: Die Besonderheit einer regional
begrenzten landwirtschaftlichen Produktionsweise in den Alltag der Menschen
und aus der Nischenexistenz in den Großhandel zu bringen.

Seit November 2002 bietet die
Genossenschaft Bioalpin in

der Tiroler Supermarktkette
MPREIS ein Bio-Sortiment mit der
Markenbezeichnung „BIO vom
BERG“ an. Die Marke wirbt vor
allem mit zwei Qualitäten: Die Pro-
dukte stammen aus traditioneller
tiroler Berglandwirtschaft und sind
zusätzlich den Kriterien des bio-
logischen Anbaus unterworfen. Ins
Leben gerufen wurde die Genos-
senschaft im Mai 2002 von der
Tiroler Agrarmarketing (ein vom
Land Tirol, der Landwirtschafts-
und Wirtschaftskammer sowie der
Tirolwerbung getragener Verein zur
Förderung landwirtschaftsnaher
Firmen), dem ERNTE-Verband
(Biologischer Anbauverband) und
dem Tiroler Bauernbund.

Um die 40 Mitglieder hat die Ge-
nossenschaft bereits, davon die
Mehrzahl Bio-Bergbauern, zudem
sieben tiroler Bio-Sennereien, eine
Bio-Metzgerei, aber auch Promi-
nente wie den tiroler Landeshaupt-
mann Herwig van STAA. Beliefert
wird die Genossenschaft von ca.
700 Betrieben, Tendenz steigend,
so Heinz GSTIR, Obmann und
Geschäftsführer von Bioalpin,
selbst Landwirt mit 17 Milchkü-
hen.

Um dem Projekt eine breitere
Öffentlichkeit zu verschaffen, lu-
den Bio-Bergbauern aus Tirol,
Südtirol und Deutschland am 9.
und 10. Mai 2003 gemeinsam mit
Bioalpin zu ihrem Bergbauernfest
in Hall bei Innsbruck ein. Bei mu-
sikalischer Untermalung wurden

die Bürger/-innen mit Produkten
vom Berg verköstigt, konnten an
einem Preisrätsel teilnehmen (Wie
viel Liter Milch enthält ein 80 kg
schweres Käserad?)1 und wurden
über das Anliegen der Bergbau-
ern informiert.

Besonderheiten
Tirols als
Absatzchance

Das Land Tirol weist – im Ver-
gleich zu anderen Ländern Öster-
reichs – gleich mehrere Besonder-

heiten auf. Zum einen gibt es in
Tirol mit einem Anteil von ca.
25 % überdurchschnittlich viele
Bio-Betriebe, des weiteren liegt
die große Mehrzahl der Betriebe
in Bergregionen mit erschwerten
Anbaubedingungen und
schließlich existiert eine erstaun-
lich enge Liaison zwischen dem
Tiroler Bauernbund und der biolo-
gischen Landwirtschaft.

Dass sich diese Besonderheiten
gegenseitig bedingen, liegt auf der
Hand. Denn für eine überlebens-

1 Knapp 1 000 l Milch
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Käsesommelier Hannes STÖCKEL, Geschäftsführer der Sennerei
Kolsass. Sein ausschließlich in Handarbeit und aus 100 % silofreier Milch
erzeugter „Korbkäse“ wurde 2002 von der DLG mit gold prämiert.
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fähige Landwirtschaft in Bergre-
gionen gibt es wenig Alternativen,
so dass die grundsätzliche Nähe
der tiroler Landwirtschaft zur na-
turnahen Produktion schon durch
die Produktionsbedingungen der
Landwirte gegeben ist. Die sog.
„Bio-Schiene“ ist hier eher eine
Frage der Vermarktung denn der
Umstellung der Produktionsweise,
die den Kriterien biologischer
Landwirtschaft meist schon sehr
nahe kommt oder gar entspricht.
Die Vermarktung der Produkte
unter dem Qualitätskriterium „bi-
ologisch“ bietet den Landwirten
jedoch die Chance, trotz widriger
Bedingungen ihr Überleben zu si-
chern.

So stellt sich hier die leidige Fra-
ge nach „besserer“ und „schlech-
terer“ Landwirtschaft von
vornherein gar nicht, denn, so
Björn RASMUS, Produktmanager
von Bioalpin, „es gab in Tirol immer
nur eine Landwirtschaft und heu-
te ist die biologische Landwirt-
schaft sozusagen Aushänge-
schild einer sowieso naturnahen
Berglandwirtschaft“. Daraus er-
klärt sich auch die von Anfang an
gute Zusammenarbeit von Bioal-
pin mit dem Bauernbund, ohne den
der erste Teil der Aufgabe, die

Suche nach interessierten Höfen
und der Aufbau einer Infrastruktur,
kaum zu lösen gewesen wäre.

„Qualität Tirol um
Berge besser“

Die Strategie der Genossen-
schaft Bioalpin ist in der Theorie
denkbar einfach: die erschwerten
Bedingungen der tiroler Landwirt-
schaft werden mit Qualitätskrite-
rien verknüpft. Aus der ersten Son-
dierungsphase entstand die Idee
der Eigenmarke BIO vom BERG,
die den Verbraucher nicht nur auf
die Art der Erzeugung, sondern
auch auf die besondere Herkunft
der Produkte hinweisen soll. Die
Botschaft der Marke ist, „die Be-
sonderheit der Berglandwirtschaft
bedarf eines höheren Deckungs-
beitrages, garantiert aber gleich-
zeitig auch höhere Qualität“, so
Rasmus. Die Initiatoren zählen
dabei nicht nur auf das ökologi-
sche Bewusstsein der Käufer,
sondern auch auf ihre Eigenschaft
als „patriotische Einkäufer“.

Dass der Kunde für den höhe-
ren Preis ein qualitativ hochwerti-
ges Produkt bekommt, wird in
mehrfacher Hinsicht garantiert.
Die Tiroler Agrarmarketing vergibt

das Gütesiegel „Qualität Tirol“ mit
dem sinnreichen Zusatz „um Ber-
ge besser“, das die Herkunft der
Produkte garantiert. Zusätzlich
entsprechen die Produkte von BIO
vom BERG den Bio-Richtlinien der
EU-Verordnung 2092/91 und des
ERNTE-Verbandes sowie den
Qualitätskriterien der AMA (Agrar
Marketing Austria), die durch zu-
sätzliche sensorische Prüfungen
ergänzt werden.

Erweiterte
Produktpalette

Noch liegt der Schwerpunkt der
Genossenschaft – aufgrund der
Kapazitäten und der größeren Lief-
ersicherheit – auf Milchprodukten
wie Joghurt, Milch und verschie-
denen Käsesorten. Auch einige
Fleischprodukte werden angebo-
ten. Allerdings gibt es in Tirol nur
zwei Schlachthöfe, die EU-Nor-
men entsprechen, für Schweine
existiert gar keiner, und die einzi-
ge Bio-Metzgerei in Tirol verfügt
zwar über eine EU-gerechte
Fleischverarbeitung, kann aber
nicht selbst schlachten. Das be-
deutet, dass die Lieferung von Bio-
Fleischprodukten der Bauern an
Bioalpin über die beiden Schlacht-
höfe in Tirol – bzw. außerhalb Ti-
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Die Produkte von „Bio vom Berg“ stammen aus traditioneller tiroler Berglandwirtschaft und sind den Kriterien des
biologischen Landbaus unterworfen.
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rols für Schweine – nur über ei-
nen Bio-Metzger in Kufstein erfol-
gen kann. Langfristiges Ziel ist
deshalb, eine zentrale Bio-
Schlachtstelle in Kufstein einzu-
richten.

Ab Juni 2003 soll auch Bio-Ge-
müse angeboten werden. Ange-
dacht ist darüber hinaus die Ver-
marktung von Kartoffeln, Fleisch,
Schafkäse, Ziegenkäse, Äpfeln
und Getreide aus alten Landsor-
ten. Gstir betont jedoch, dass die
Genossenschaft sich erst eine
Marktposition gesichert haben
müsse, um danach auch kleinere
Produktsparten eingliedern zu
können.

Erweiterte
Märkte

Durch den Zusammenschluss
der Landwirte und die dadurch
garantierte Liefersicherheit ist es
der Genossenschaft gelungen, die
Firma MPREIS als Vertriebspart-
ner zu gewinnen. Mit 117 Filialen
in Tirol und einer zentralen Vertei-
lerstelle, an die geliefert werden
kann, ein idealer Partner. Die über-
regionalen Ketten Billa und Spar,
die bereits ihre eigene Biomarke
(„natur pur“ bzw. „ja natürlich“) ver-
treiben, waren dagegen nicht be-
reit, die Eigenmarke der tiroler

Bauern in ihr Sortiment aufzuneh-
men.

An diesem Punkt wird sich er-
weisen, ob das Projekt langfristig
halten kann, was es verspricht.
Geplant ist, die Vermarktung auf
Südtirol und Bayern auszudeh-
nen, desgleichen auch das Ein-
zugsgebiet der Lieferanten. Die
Herausforderungen, die dabei auf
die Genossenschaft zukommen
werden, sind vor allem der in
Deutschland bereits enge Markt
für Bioprodukte sowie der harte
Preiskampf und die Schwierigkeit,
mit einer Eigenmarke ins Sorti-
ment des Großhandels aufgenom-
men zu werden. Immerhin hat
MPREIS kürzlich in Südtirol sei-
ne erste Filiale eröffnet, so dass
der erste Schritt in dieser Rich-
tung bereits getan ist. In Deutsch-
land zählen die Tiroler auf ihren Ruf
als Produzenten hochwertiger Nah-
rungsmittel, vor allem im Käsebe-
reich.

Im Vergleich zur Situation vor
1995, als sich der Beitritt Öster-
reichs zur EU abzuzeichnen be-
gann und der Versuch einiger Vor-
denker, sich auf den geöffneten
europäischen Märkten strategisch
zu positionieren, noch belächelt
wurde, sieht die Situation heute
anders aus, berichtet Gstir. Die
Rahmenbedingungen in Politik

und Gesellschaft hätten sich ver-
ändert. Das Ziel, sich zusammen-
zuschließen und die verschiede-
nen Spezialitäten der tiroler Bau-
ern gebündelt auf den Markt zu
bringen, sei sehr viel näher ge-
rückt. Gstir: „Wir haben eine Han-
delsmarke, die den Bauern selbst
gehört und nicht dem Handel“, die-
se Chance müssten die Bauern
nutzen, denn es ist „die einzige
Chance, in Tirol vernünftig Land-
wirtschaft zu betreiben“.

Die neuerdings verkündete Stra-
tegie Österreichs, das Land für
den Wellness-Tourismus auszu-
bauen, stellt für die tiroler Berg-
bauern nun eine Möglichkeit dar,
ihr Vorhaben in einen größeren
Rahmen zu stellen und die Quali-
tät ihrer Nahrungsmittel mit dem
gesunden Leben auf dem Land
und dem Angebot für Erholung su-
chende Touristen zu verknüpfen,
zumal das Land Tirol nach Aus-
sage von Rasmus bislang noch
wenig zur Entwicklung Öster-
reichs zum Wellnessland beige-
tragen hat.   - gr -

Kontakt:
Bioalpin reg. Gen.m.b.H.
Björn Rasmus
Wilhelm-Greil-Str. 9
6020 Innsbruck
+43/512/57244230
info@bioalpin.at

Basel II: Keine generelle Verschlechterung der
Finanzierungsbedingungen für die Landwirtschaft

Basel II wird wahrscheinlich
weder zu einer allgemeinen

Verteuerung von Agrarkrediten
noch zu einer generellen Ein-
schränkung der Kreditvergabe an
die Landwirtschaft führen, da für
diese Kredite künftig die Eigenka-
pitalanforderungen des Retailseg-
mentes zur Anwendung kommen
werden“, so Dr. h.c. Uwe ZIMPEL-
MANN, Mitglied des Vorstandes
der Landwirtschaftlichen Renten-
bank, Frankfurt am Main. Statt

tige Finanzierungsstruktur verfüge,
dürften sich die Finanzierungsbe-
dingungen für zahlreiche Betriebe
eher verbessern. Dennoch seien
Nachbesserungen bei der Decke-
lung der durch Anwendung inter-
ner Ratingansätze erreichbaren
Eigenkapitalentlastung erforder-
lich. Viel hänge auch von der nati-
onalen Umsetzung des Granula-
ritätskriteriums ab, das insbeson-
dere die Möglichkeit  kleiner Ban-
ken und Sparkassen im ländlichen

einer Eigenkapitalunterlegung von
bisher 8 % seien dann nur noch
6 % Eigenkapital erforderlich.
Durch Anwendung interner Rating-
systeme ließen sich die Eigenka-
pitalanforderungen für die Kredit-
institute künftig weiter reduzieren.
Da die Landwirtschaft im Vergleich
zum gewerblichen Mittelstand mit
einer Eigenkapitalquote von über
80 % und einem hohen Anteil mit-
tel- und langfristiger Kredite im
Durchschnitt über eine sehr güns-
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Modellprojekt des dlv: Neue Medien für LandFrauen

Seit Januar 2002 führt der Deutsche LandFrauenverband e.V. (dlv) das Modell-
projekt „Neue Medien für LandFrauen“ durch. In der Nutzung und Verbreitung
der modernen Informations-Technologien (IT) sieht der Verband, der sich maß-
geblich für die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen von Frauen
im ländlichen Raum einsetzt, die Chance, eine nachhaltige Entwicklung
insbesondere in entlegenen Regionen voranzutreiben. Das Projekt, dessen Lauf-
zeit drei Jahre beträgt, wird vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend sowie dem Europäischen Sozialfonds mit insgesamt 1,3 Mio. Euro
gefördert.

Das Projekt ist als Drei-Säu-
len-Modell konstruiert. Es

besteht aus der Qualifikation und
dem Einsatz von IT-LandFrauen,
dem LandPortal zur Online-Ver-
marktung und der verbandsinter-
nen Vernetzung über das Internet.
Das Besondere daran: Die drei
Säulen sind miteinander verzahnt,
so dass für alle Beteiligten ein
Mehr an Nutzen zu erwarten ist.

IT-LandFrauen

Mit der Weiterbildung von Land
Frauen zu Fachfrauen für Informa-
tions-Technik verfolgt der dlv das
Ziel, den Teilnehmerinnen ein
neues Erwerbsfeld zu öffnen.
Gleichzeitig sollen die IT-Land-
Frauen als Beraterinnen und Mul-
tiplikatorinnen dazu beitragen, die
Verbandsmitglieder für die neuen

Medien und das Internet zu sen-
sibilisieren, damit sie diese zu ih-
rem Vorteil im Erwerbs- und All-
tagsleben nutzen können.

Das einjährige Schulungspro-
gramm fand in sechs Blöcken von
jeweils drei Tagen an der Andreas
Hermes Akademie in Bonn- Rött-
gen statt.

Raum zur Vergabe von Krediten
im Rahmen der weniger restrikti-
ven Eigenkapitalanforderungen
des Retailsegmentes deutlich ein-
schränke. In diesem Bereich sei
zumindest eine Ausnahmerege-
lung für kleinere Kreditinstitute
dringend erforderlich.

Stärkere Differenzierung
des Agrarkreditgeschäfts

Da Basel II die Eigenkapitalan-
forderungen generell stärker am
jeweiligen Risikoprofil des Kredit-
nehmers ausrichte, werde auch
das zukünftige Agrarkreditge-
schäft durch eine stärkere Diffe-
renzierung gekennzeichnet sein.
Zwar sei eine generelle Verteue-
rung von Agrarkrediten allein auf
Grund von Basel II nicht zu erwar-
ten, in Abhängigkeit von der jewei-
ligen Kreditausfallwahrscheinlich-
keit könne es dennoch – auch mit
Blick auf die Ertragsprobleme
zahlreicher Kreditinstitute – bei
einzelnen landwirtschaftlichen

Kreditnehmern zu ungünstigeren
Konditionen kommen. Im Rahmen
der Kreditwürdigkeitsprüfung wür-
den zukunftsorientierte Kriterien
wie eine qualifizierte Unterneh-
mensführung neben den physi-
schen Sicherheiten wahrschein-
lich künftig eine größere Rolle
spielen als bisher. Insbesondere
wachsende Betriebe dürften davon
profitieren, dass die negativen
Auswirkungen fehlender oder
nicht anrechnungsfähiger Sachsi-
cherheiten auf die Eigenkapitalan-
forderungen durch eine hohe be-
rufliche Qualifikation des Betriebs-
leiters kompensiert werden könn-
ten. Unabhängig davon sei es aber
erforderlich, grundpfandrechtlich
besicherte Kredite mit niedrigeren
Risikogewichten zu versehen.

Höhere Transparenz
zwischen Landwirt und
Bank

Für landwirtschaftliche Kredit-
nehmer erhöhe die am jeweiligen

Risikoprofil ausgerichtete Neure-
gelung der Eigenkapitalunterle-
gung von Kreditengagements
durch Basel II in erster Linie die
Notwendigkeit, die Geschäftsbe-
ziehung zur Bank möglichst trans-
parent zu gestalten. Das Kredit-
institut müsse eine umfassende
Einsicht in alle betrieblichen Un-
terlagen erhalten. Die Jahresab-
schlüsse seien durch ein mög-
lichst zukunftsfähiges Finanz- und
Investitionskonzept auf der Basis
ausführlich dokumentierter Be-
triebsdaten zu ergänzen. Dabei
stünden den insgesamt höheren
Dokumentations- und Jahresab-
schlusskosten dadurch erzielte
günstigere Kreditzinsen gegenü-
ber. Auch durch risikomindernde
Geschäfte wie z. B. den Ab-
schluss von Ertragsschadenversi-
cherungen oder festen Lieferver-
trägen mit Abnahmegarantie lie-
ße sich die Bonität steigern.

- Rentenbank -
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Die Teilnehmerinnen erlernten,
wie man Websites erstellt und das
Internet als Kommunikations- und
Marketinginstrument nutzt. Einge-
schlossen waren auch Präsenta-
tionstechniken und pädagogisch-
didaktisches Know-how, um das
Erlernte weiter geben zu können
sowie Grundlagenwissen, um da-
mit eine selbstständige Tätigkeit
aufzubauen. Die Unterrichtsinhal-
te orientierten sich dabei voll an
der Zielgruppe LandFrauenvereine
und LandFrauen-Unternehmerin-
nen.

Um die Hausaufgaben zwischen
den Präsenzveranstaltungen erle-
digen zu können, wurden die Teil-
nehmerinnen, die aus dem gan-
zen Bundesgebiet kamen, mit ei-
nem Notebook ausgestattet. Ein
„virtuelles Klassenzimmer“ bot ih-
nen auch in Zeiten räumlicher Dis-
tanz die Möglichkeit zum Teleler-
nen und zum gegenseitigen Aus-
tausch.

Ohne Ausnahme erhielten die 44
IT LandFrauen am 8. April 2003
ihre von Bundesfamilienministerin
Renate SCHMIDT und dlv-Präsi-
dentin Erika LENZ unterzeichne-
ten Zertifikate. Zur Abschlussver-
anstaltung konnten sie auch ihre
„Gesellenstücke“ präsentieren.
Mehr als drei Viertel der Absol-

ventinnen sind bereits unterneh-
merisch tätig. Schon während der
Fortbildung begannen die IT-Land-
Frauen, sich ihren Markt zu ero-
bern. Sie probierten sich als Do-
zentinnen vor LandFrauenvereinen
und geben heute beispielsweise
Kurse für PC/Interneteinsteiger/
-innen. Sie gestalteten Internetprä-
sentationen für Vereine und Unter-
nehmen. Weit über 100 neue
Websites sind so bisher entstan-
den.

Lenz wies bei der Übergabe der
Urkunden darauf hin, dass sich der
Arbeitsschwerpunkt im Projekt
nach dem Ende der Qualifizierung
auf die Weiterentwicklung der In-
ternet-Vermarktung mit Hilfe des
LandPortals verlagern werde, wo-
bei den IT-LandFrauen eine bedeu-
tende Rolle zu komme.

LandPortal

Als zweite Säule des ModeIlpro-
jekts und als ein weiteres Instru-
ment, das die beruflichen Zukunfts-
chancen der LandFrauen verbes-
sern soll, wurde das LandPortal
Anfang 2002 ins Internet gestellt.
Entstanden ist so ein „virtueller
Marktplatz’’, auf dem ausschließ-
lich LandFrauen ihre Erzeugnisse
und Dienstleistungen anbieten
können. Die regional sortierten

Angebote erschei-
nen in drei Kategori-
en (Produkte/Hoflä-
den, LandFrauenser-
vice sowie Urlaub/
Freizeit) und stehen
allen Verbrauchern
offen. Es handelt
sich dabei haupt-
sächlich um Ange-
bote, die schon seit
Jahren als „Marken-
artikel“ der Land-
Frauen etabliert
sind.

Durch das Land-
Portal soll das unter-
nehmerische Enga-
gement von Land-
Frauen gefördert wer-
den. Dieses Anlie-
gen steht im Zusam-

menhang mit den übergeordneten
Zielen des dlv, wonach interessier-
te Mitglieder in Bereichen wie
Hauswirtschaft oder Landtouris-
mus qualifiziert werden, was die
LandFrauen im Idealfall in die Lage
versetzt, ihre wirtschaftliche Si-
tuation durch die Vermarktung der
erworbenen Fähigkeiten positiv zu
verändern.

Bisher haben sich über 500 An-
bieterinnen in das LandPortal ein-
getragen. Dessen Angebotsum-
fang soll im Projektverlauf noch
durch Beratungsangebote wach-
sen. Von der Gruppe der IT-Land-
Frauen selbst erwirtschaftet knapp
die Hälfte ein Zusatzeinkommen
mittels landfrauentypischer Tätig-
keiten wie z. B. die Leitung einer
Serviceagentur.

Fast die Hälfte aller Anbieter-
innen im LandPortal hat eine ei-
gene Homepage. Wer noch nicht
so weit ist, kann sich mithilfe der
IT-LandFrauen ebenfalls bald im
Web präsentieren. Der Link zur
eigenen Seite ist gewollt und stei-
gert die Attraktivität des LandPor-
tals. IT-LandFrauen sind die idea-
len Begleiterinnen auf dem Weg
ins Netz, denn sie sprechen die
Sprache ihrer Kundinnen und wis-
sen, wie deren Produkte online
vermarktet werden können, da sie

IT-Landfrauen des Niedersächsischen Landfrauenverbandes Hannover e.V.
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diese ja aus eigener unternehme-
rischer Tätigkeit kennen.

Verbandsinterne
Vernetzung

Der Aufbau einer modernen In-
frastruktur innerhalb des dlv stellt
die dritte Säule des Projekts dar.
Dazu gehört die Einführung der
neuen Medien auf allen Verbands-
ebenen, um eine zeitgemäße
Kommunikation zwischen den ein-
zelnen Mitgliedern zu gewährleis-
ten.

Neben der technischen Ausstat-

tung ist die Befähigung einer
möglichst großen Zahl von Mit-
gliedern zum Umgang mit der
Technik eine wesentliche Voraus-
setzung, um Internet und E-Mail
als universelle Kommunikations-
mittel einzusetzen. Auch an die-
ser Stelle leisten die 44 IT-Land-
Frauen, von denen etwa ein Drit-
tel ehrenamtliche Führungskräfte
in LandFrauenvereinen sind, einen
erheblichen Beitrag, weil sie durch
ihre Betätigungsfelder zu Multip-
likatorinnen werden und quasi die
LandFrauen mit dem „Internetvi-
rus“ anstecken.

Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alterskassen:

Altersrenten steigen maßvoll

Zum 1. Juli 2003 werden so-
wohl die Renten der gesetzli-

chen Rentenversicherung als auch
die der Alterssicherung der Land-
wirte der Einkommensentwicklung
angepasst. Dies gilt gleicherma-
ßen für die Geldleistungen der ge-
setzlichen Unfallversicherung. Die
Erhöhung beträgt in den alten Bun-
desländern 1,04 % und in den
neuen Bundesländern 1,19 %;
darauf weist der Gesamtverband
der landwirtschaftlichen Alterskas-
sen hin.

Die Rentenberechnung erfolgt
unter Berücksichtigung des allge-
meinen Rentenwertes. Dieser be-
trägt ab 1. Juli 2003 in der Alters-
sicherung der Landwirte 12,06
Euro in den alten und 10,60 Euro
in den neuen Bundesländern. Die

Veränderung des Rentenwertes
folgt der jeweiligen Einkommens-
entwicklung.

Alterskassen zahlen mo-
natlich ca. 600 000 Renten
aus

Die Altersrenten belaufen sich in
der Alterssicherung der Landwir-
te im Durchschnitt auf monatlich
487,00 Euro für Landwirte und
218,00 Euro für Ehefrauen. Unter
Einschluss der Renten wegen Er-
werbsminderung sowie der Wit-
wen-, Witwer- und Waisenrenten
zahlen die Alterskassen monatlich
etwa 597 000 Renten aus, auf die
landwirtschaftlichen Berufsgenos-
senschaften entfallen etwa
163 000 Rentenzahlungen pro
Monat. Dafür bringt die Alterssi-

cherung der Landwirte ca. 2,8
Mrd. Euro pro Jahr auf; mit etwa
74 % beteiligt sich der Bund an
diesen Ausgaben, so der Gesamt-
verband. In der Unfallversicherung
betragen die jährlichen Rentenleis-
tungen etwa 437 Mio. Euro; hier
beträgt der Bundesmittelanteil
etwa 30 %.

Genaueres über die Rentenbe-
rechnung in der Alterssicherung
der Landwirte ist in der Broschüre
„Renten an Landwirte und mitar-
beitende Familienangehörige“ be-
schrieben. Sie kann unter der In-
ternetadresse www.LSV-D.de ab-
gerufen oder direkt bei den land-
wirtschaftlichen Alterskassen an-
gefordert werden.

- ssl -

Weitere Informationen und Adressenlisten sind im Internet zu finden unter:

         www.it-landfrauen.de                         www.landportal.de                         www.landfrauen.info

Im Zuge der Ausbildung hat sich
zudem ein stabiles Netzwerk zwi-
schen den IT-Frauen gebildet.
Berufliche Kooperation und Ab-
sprachen, Informationsfluss, und
Dialog prägen dieses Netzwerk.

Auf Messeauftritten konnten so
auch verschiedene Teams der IT-
LandFrauen ihre Angebote vorstel-
len und in der eher männlich do-
minierten IT-Welt ein Zeichen set-
zen, unter anderem auf der Grü-
nen Woche Berlin, auf den Agrar-
computertagen in München und
der DirektMarkt in Hannover.

- ce -
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Blumen- und Zierpflan-
zenbau, Stauden

Verkaufserlöse: 1,5 Mrd. Euro/a

Betriebsformen:
• Topfpflanzen
• Schnittblumen
• Stauden

Vermarktungsformen:
• Vermarktung über Absatzein-

richtungen
• insbesondere in Anbauschwer-

punkten, Niederrhein
• Direktvermarktung an Verbrau-

cher
• Einzelhandelsgärtnereien

Gemüsebau
Verkaufserlöse: 1,4 Mrd. Euro/a

Betriebsformen:
• Unterglasgemüsebau
• Gärtnerisch intensiver Freiland-

anbau
• Intensivanbau auf dem Freiland
• Großflächiger Freilandanbau für

den Frischmarkt
• Vertragsanbau für die Verarbei-

tungsindustrie
• Spargelanbau als Sonderform

Vermarktungsformen:
• Genossenschaften (überwie-

gend)
• Direktabsatz an Verbraucher

(regional bedeutsam)

Gartenbau

Die Sparten des Gartenbaus

Am 26. und 27. April d. J. fand der bundesweite „Tag der offenen Gärtnerei 2003“
statt. Hier hatte die Öffentlichkeit die Chance, sich über die Vielfalt des deutschen
Gartenbaus zu informieren. Die Strukturen der einzelnen Sparten dieser Branche
zeigt die folgende Aufstellung.

Dieter Aust*

Obstbau
Verkaufserlöse:  0,6 Mrd. Euro/a

Betriebsformen:
• Kernobstbetriebe
• Beerenobstbau
• Erdbeeranbau als Sonderform

Vermarktungsformen:
• Genossenschaften (überwie-

gend)
• Direktabsatz an Verbraucher

(regional bedeutsam)

Baumschulen
Verkaufserlöse: 0,9 Mrd. Euro/a

Betriebsformen:
• Ziergehölze
• Obstgehölze
• Forstbaumschulen

Vermarktungsformen:
• Großabsatz (überwiegend Nord-

deutschland und Großbetriebe)
• Gartenbaumschulen (Direktab-

satz an Verbraucher)

Friedhofsgärtnereien
Verkaufserlöse: 1,1 Mrd. Euro/a
Betriebszweige:
• Grabneuanlage
• Grabpflege, insbesondere ver-

tragliche Dauergrabpflege
• Friedhofsrahmenpflege
• Floristik
• Blumengeschäft (am Friedhof)

• teilweise noch Eigenproduktion

Garten-, Landschafts- und
Sportplatzbau

Verkaufserlöse: 4,3 Mrd. Euro/a

Betriebszweige:
• Neuanlage von Gärten und Parks
• Pflege im privaten, gewerblichen

und öffentlichen Grün
• Renaturierung, Entsiegelung
• Verkehrsbegleitgrün
• Gebäudenaturierung (-begrü-

nung)
• Anlage von Schwimmteichen
• Baumsanierung, Parkpflegewer-

ke

Sonderformen
• Ökologisch wirtschaftende Be-

triebe (überwiegend Gemüsebau
bzw. im landwirtschaftlichen
Verbund )

• Weihnachtsbaumkulturen (in
Baumschulen, Landwirschafts-/
Forstbetrieben)

• Jungpflanzenbetriebe (Zierpflan-
zen und Gemüsepflanzen)

• Samenbau (größere Unterneh-
men meist im internationalen
Verbund)

• Pilzanbau (Champignons, Shii-
Take, Austernpilze u. a., An-
zucht von Pilzbrut für Weiterkul-
tur)

* Dieter Aust, Landwirtschaftskammer Rheinland, Bonn. Aus: VDL Journal 02/2003.
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Branchendaten des
deutschen Gartenbaus
Auf 1 % der landwirtschaftlichen

Flächen werden rd. 1/7 des Wer-
tes der agrarischen Produktion er-
zeugt.

60 000 Betriebe, davon
• 37 000 Betriebsbereich Garten-

bau

• 23 000 Verbund- und Kombina-
tionsbetriebe Landwirtschaft

300 000 Arbeitskräfte (in Vollbe-
schäftigungseinheiten umgerech-
net)

17 000 Auszubildende

10 Mrd. Euro jährliche Markt-
leistung (ohne Handelsware),
davon

• 4,5 Mrd. Euro aus gartenbauli-
cher Urproduktion

• 5,5 Mrd. Euro  aus gartenbauli-
cher Dienstleistung (GaLaBau,
Friedhofsgärtner)

(im Vergleich: 28 Mrd. Euro
Landbau und tierische Produkti-
on in der Landwirtschaft)

Auszeichnung der „Gärtnerei des Jahres 2003“
in Niedersachsen und Bremen

Mit dem Ziel, den gärtneri-
schen Facheinzelhandel zu

stärken und seinen Marktanteil

langfristig zu erhalten, wird in meh-
reren Bundesländern die „Gärtne-
rei des Jahres“ ausgezeichnet.

In Niedersach-
sen und Bremen
veranstalteten die
Landwirtschafts-
kammern Hanno-
ver und Weser-
Ems, die Garten-
baukammer Bre-
men, der Nord-
westdeutsche Gar-
tenbauverband
e.V. sowie der Lan-
desverband Gar-
tenbau Nieder-
sachsen den Wett-
bewerb zum sieb-
ten Mal und ehrten
am 28. April 2003
vier Betriebe für
ihre besonderen
Leistungen in den
Bereichen Verkauf,
Produktion und
Dienstleistung.
Die ausgewählten
Betriebe besitzen
Vorbildcharakter
und geben Ent-
wicklungsstrategi-
en vor, mit denen
Einzelhandels-
gärtnereien dem
Konkurrenzdruck
von Seiten fach-
fremder Anbieter,
die Blumen und
Pflanzen meist zu
niedrigeren Prei-
sen vermarkten,

erfolgreich standhalten können.

Den ersten Platz und somit den
Titel „Gärtnerei des Jahres 2003“
errang der Betrieb „Blumen Seil“
in Bleckede, Landkreis Lüneburg.
Als zweiter Sieger ging die „Gärt-
nerei Arkenau“ in Delmenhorst,
Landkreis Oldenburg, aus dem
Wettbewerb hervor. Der „Gemüse-
und Pflanzenhof Lüske“ in Hölting-
hausen, Landkreis Cloppenburg,
belegte den dritten Platz. Mit ei-
nem Sonderpreis wurde die Gärt-
nerei „Blumen und Pflanzen Jae-
ger“ in Quakenbrück, Landkreis
Osnabrück, ausgezeichnet.

Gärtnerei des Jahres
2003: Blumen Seil

1927 gründete Heinrich SEIL
den Betrieb, der heute von des-
sen Sohn und Enkel geleitet wird,
als Gemüse- und Friedhofsgärtne-
rei. Seit der Eröffnung eines Blu-
mengeschäftes Ende der 60er
Jahre rückte der Zierpflanzenbau
in wachsendem Maße in den Vor-
dergrund. Seit 1990 erfolgten ne-
ben dem Neubau der Aktions-
bzw. Saisonhalle verschiedene Er-
weiterungs- sowie Modernisie-
rungsmaßnahmen wie die Einfüh-
rung der Ebbe-Flutbewässerung.

Für die Produktion von Stauden,
Beet- und Balkonpflanzen, Topf-
und Schnittblumen stehen
1 600 m2 Gewächshausfläche zur
Verfügung. Der Vertrieb spielt sich
sowohl auf einer 1 000 m2 großen
Verkaufsfläche unter Glas als

Stimmungsvolle, ideenreiche Warenpräsentation

Modernster Technikeinsatz
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auch auf einer Freiverkaufsfläche
von 800 m2 ab. Zusätzlich zu vier
Familienangehörigen (zwei Floris-
tinnen, zwei Gärtnermeister) ar-
beiten ein Auszubildender, zwei
weitere Floristinnen und sechs
Aushilfen auf dem Betrieb.

Der Betrieb überzeugte durch
eine stimmungsvolle, ideenreiche
Warenpräsentation, die Vielfalt
und Qualität in der Pflanzenpro-
duktion sowie eine qualifizierte
Kundenberatung. Durch ihr außer-
gewöhnliches Marketing und ihr
Dienstleistungsangebot hob sich
die sog. Erlebnisgärtnerei, die seit
1998 mit dem „Team kreativer
Gärtner und Floristen“ kooperiert,
von den anderen Wettbewerbsteil-
nehmern/-innen ab. Ein Beispiel
ist der Frühpflanzservice: Die Bal-
konkästen der Kunden werden am
Frühjahrsanfang bepflanzt und so
lange in der Gärtnerei gepflegt, bis
das Wetter es zulässt, sie ins
Freie zu bringen.

Wie in den vergangenen sieben
Jahren fand die Ehrung der Preis-
träger/-innen auf dem Siegerbe-
trieb statt. Dr. Ralf PAESCHKE,
Ministerialdirigent im Niedersäch-
sischen Ministerium für Ländli-
chen Raum, Landwirtschaft, Er-
nährung und Verbraucherschutz
überreichte die Urkunde „Gärtne-
rei des Jahres 2003“ und die Me-
daillen.

Gärtnerei Arkenau

Die Gründung des in der vierten
Generation geführten Betriebes
geht auf das Jahr 1905 zurück. In
drei Bauabschnitten wurde die
Gärtnerei erweitert und mit mo-
dernster Technik ausgestattet,
dazu gehören Energieschirme,
Assimilationsbelichtung und Kli-
macomputer.

Etwa 100 000 Beet- und Balkon-
pflanzen, die überwiegend im ei-
genen Laden verkauft werden,
wachsen in den Gewächshäusern
mit einer Gesamtfläche von ca.
5 000 m2. Das vielseitige und hin-
sichtlich der Artenauswahl und
Floristik hervorragende Sortiment

an Pflanzen und
Blumen liegt in
der Qualität weit
über dem übli-
chen Standard.

Ralf ARKE-
NAU, dessen
Betrieb den zwei-
ten Platz belegt
hat, beschäftigt
einen Gärtner-
meister, sechs
Floristinnen in
Voll- bzw. Teilzeit
und ein bis drei
Auszubildende.

Gemüse- und
Pflanzenhof
Lüske

Beim dritten
Sieger handelt es
sich um einen
ehemals landwirt-
schaftlichen Be-
trieb. 1960 erfolg-
te die Umstel-
lung zum Gemü-
seanbau, dem
sich rund zehn
Jahre später die
Produktion von
Beet- und Bal-
konpflanzen an-
schloss.

Der Verkauf der
Erzeugnisse auf
heute 2 800 m2

Fläche wurde in den 90er Jahren
zunehmend professionalisiert: Es
wurden zwei Verkaufsgewächs-
häuser, in denen Pflanzen, Gar-
tenbedarf und Geschenkartikel an-
geboten werden, sowie eine
marktähnliche Anlage für Obst und
Gemüse errichtet. Zudem stach
der Betrieb von Wolfgang LÜSKE
durch seinen vorbildlichen Inter-
netauftritt hervor.

Auf dem Gemüse- und Pflanzen-
hof gehen sechs Vollzeitkräfte,
zehn Teilzeitkräfte und auch die
Eltern des Betriebsleiters den
gärtnerischen und floristischen Tä-
tigkeiten nach.

Blumen und Pflanzen
Jaeger

Aufgrund seiner ausgedehnten
Marketingaktionen erhielt der Be-
trieb von Annemarie und Helmut
JAEGER einen Sonderpreis in
Form einer Münze. „Gartenevents“
wie die Advents-Nachtshow stei-
gerten den Bekanntheitsgrad der
erst vor zehn Jahren eröffneten
Gärtnerei erheblich.

Im Unternehmen mit einer
5 000 m2 umfassenden Verkaufs-
fläche, von der 900 m2 überdacht
sind, arbeiten neben dem Inhaber-
ehepaar drei Floristinnen und
sechs Teilzeitmitarbeiter/-innen.

  - ce -

Vorbildliche Marketingaktivitäten

Vorbildlicher Internetauftritt
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ASG-Erhebung zu Grundschulstandorten im ländlichen Raum:

Große Unterschiede zwischen Ost- und
Westdeutschland

Offke Schmidt*

In einer bundesweiten Umfrage der ASG bei den Kultusministerien der Länder
(mit Ausnahme der Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg) und den Statisti-
schen Landesämtern wurde nach der Entwicklung der Zahl der Grundschulen,
der Schülerzahlen und der Einschulungen seit 1995 gefragt. Außerdem wurden
Fragen nach der Mindestschülerzahl für Grundschulklassen, den Gründen für
Schulschließungen sowie nach Alternativen zu Schulschließungen gestellt. Die
Antworten aus neun Bundesländern sind in die Auswertung eingeflossen und
werden im Folgenden vorgestellt.

Die Infrastrukturausstattung
auf dem Lande ist permanen-

ten Veränderungen unterworfen.
Generell ist sie in ländlichen Ge-
meinden schwächer ausgebildet
als in städtischen. Diese Diskre-
panz verstärkt sich tendenziell in
Richtung peripherer ländlicher
Gebiete (vgl. Henkel 1995:235).
Die Gründe hierfür liegen vielfach
in den Kosten von Infrastrukturein-
richtungen, die durch die meist
geringere Anzahl der Nutzer/-
innen  – gerade im ländlichen
Raum – sehr hoch sind. Deshalb
kommt es immer wieder zur öf-
fentlichen Diskussion um deren
Auslastung und Rentabilität.

Dem gegenüber steht die Fra-
ge, welchen Richtwerten eine op-
timale Ausstattung mit Infrastruk-
tureinrichtungen folgen sollte. Die
Raumordnungspolitik strebt
gleichwertige Lebensbedingungen
in allen Teilräumen des Staates
an. Diese schließen eine ange-
messene Infrastrukturversorgung
in zumutbarer Entfernung in länd-
lichen Regionen ein. Es zeigt sich
jedoch, dass es keine eindeutigen
quantitativen und qualitativen Soll-
werte für Mindeststandards an In-

Mit der Konzentration der Schulstandorte – meist in neugeschaffenen
Schulzentren – verlängerten sich die Schulwege der Schüler/-innen

* Offke Schmidt, wissenschaftliche Mitarbeiterin der ASG
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frastruktur für die unterschiedli-
chen Raum- und Siedlungstypen
gibt, die ggf. eine Unter- oder Über-
versorgung anzeigen könnten.
Daraus folgt, dass die Ermittlung
des Bedarfs an Infrastruktur
letztlich auch eine politische Ent-
scheidung ist, die von Bundesland
zu Bundesland oder von Kommu-
ne zu Kommune variieren kann
und variiert.

Wie andere Infrastruktureinrich-
tungen im ländlichen Raum unter-
lag und unterliegt auch die Schul-
landschaft seit einigen Jahrzehn-
ten den Einflüssen von Bevölke-
rungsrückgang, politischen Ent-
scheidungen und finanziellen Vor-
gaben.

Von der Dorfschule zum
Schulzentrum

In den 50er und 60er Jahren des
20. Jahrhunderts gab es noch in
nahezu jedem, auch kleineren Dorf
in Deutschland eine Schule. Je
nach Anzahl der Schulkinder wur-
den mehrere Jahrgänge in einem
Klassenverband zusammenge-
fasst. Mitte der 60er Jahre kam
es infolge einer umfassenden Re-
form des ländlichen Bildungswe-
sens, der die Identifizierung einer
deutschen „Bildungskatastrophe“
vorausging, zu einer massiven
Zentralisierung der schulischen
Bildungseinrichtungen. Konkret
bedeutete dies flächenhafte
Schulschließungen auf dem Lan-
de (vgl. Henkel 1995:243). Im ge-
samten Bundesgebiet lag die Zahl
der Schulschließungen vor 1990
bei etwa 10 000. In einigen Regi-
onen kam es zu drastischen schu-
lischen Ausdünnungen. Im Land-
kreis Lüchow-Dannenberg etwa
wurde die Zahl der Schulstandor-
te von 80 im Jahr 1970 auf 18 im
Jahr 1977 reduziert. Mit der Kon-
zentration der Schulstandorte –
meist in neugeschaffenen Schul-
zentren – verlängerten sich die
Schulwege der Schüler/-innen um
ein Vielfaches und der Schulbus
wurde das mit Abstand am meis-
ten genutzte Verkehrsmittel der
Schüler.

Erst später wurden die Nachtei-
le der Schulschließungen und
-konzentration wahrgenommen.
Besonders bei den kleinen Kin-
dern kam es zu physischen und
psychischen Belastungen durch
den Bustransport und die längere
Abwesenheit vom Elternhaus.
Pädagogen begannen, die Schu-
le nicht nur unter dem Leistungs-
aspekt zu sehen, sondern auch
als Erziehungsraum zu Koopera-
tion und Kommunikation. Der Ver-
lust der Dorfschule brachte zudem
nicht nur Nachteile für betroffene
Kinder und Eltern, sondern mit der
Schule verlor das gesamte Dorf
seine kulturelle und soziale Mit-
te. Henkel stellt fest, dass die
Dorfgemeinschaft ihren wesentli-
chen Zusammenhalt durch die
gemeindliche Selbstverwaltung
sowie kommunale Gemein-
schaftseinrichtungen wie Schule
und Feuerwehr erhielt (vgl. Hen-
kel 1995:73). Die Ausstattung mit
Schulen trägt somit zum Wohn-
wert eines Ortes bei, weil die dörf-
liche Schule neben ihrer Funktion
als Bildungsstätte eine wichtige
Rolle für das lokale öffentliche
Leben spielt.

Zu einer erneuten Wende in der
Schulpolitik kam es 1986, als das
Kultusministerium in Baden-
Württemberg die Eröffnung dörfli-
cher Grundschulen ab 40 Kindern
erlaubte. In den meisten in Frage
kommenden Gemeinden kam es
zu sofortigen Wiedereinrichtungen
von Schulen. Gleichwohl bestan-
den schon damals große Unter-
schiede zwischen den einzelnen
Bundesländern. In Nordrhein-
Westfalen z. B. lag die Mindest-
schülerzahl zur Neu- bzw. Wieder-
einrichtung einer dörflichen Grund-
schule bei 120 Kindern. Nach
Henkel gab es z. B. in Nordrhein-
Westfalen zahlreiche große Dör-
fer, aus denen täglich etwa 100
Grundschüler/-innen mit Bussen
in entfernte Schulzentren trans-
portiert wurden, während in den
Dörfern selbst große historische,
bisweilen denkmalgeschützte
Schulen leer standen. Seit der
Wiedervereinigung ist eine neuer-

liche Wandlung der Schulland-
schaft zu beobachten.

Wohnortnähe ist in Ost-
deutschland vielerorts
nicht mehr gewährleistet

Die Zahl der Grundschulen in
Sachsen hat sich von insgesamt
1 235 im Jahr 1995 auf heute 885
verringert (s. Tab. 1). Davon wa-
ren Orte mit mehr als 2 000 Ein-
wohnern/-innen prozentual weni-
ger stark betroffen als kleinere
Dörfer und Gemeinden. In Orten
mit über 2 000 Einwohnern/-innen
nahm die Zahl der Grundschulen
um 26 % ab, in Orten mit weniger
als 2 000 Einwohnern/-innen um
54 %. In Orten mit weniger als
1 000 Einwohnern/-innen gab es
1995 sieben Grundschulen, im
Jahr 2000 waren es noch zwei,
heute gibt es keine mehr. Von den
97 Grundschulen, die es 1995 in
den Orten Sachsens mit weniger
als 2 000 Einwohnern/-innen gab,
existieren heute noch 45.

In Mecklenburg-Vorpommern
hat sich die Zahl der Grundschu-
len von insgesamt 557 im Jahr
1995 auf 428 im Jahr 2000 und
schließlich auf den heutigen Stand
von 382 vermindert. Das entspricht
einem Rückgang um 31 % in acht
Jahren.

In Thüringen waren es 1995
690 Grundschulen, 2000 noch
527, heute gibt es in Thüringen 501
Grundschulen und damit 27 %
weniger als 1995.

In Rheinland-Pfalz dagegen
gibt es heute 14 Grundschulen
mehr als im Jahr 1995, als es 977
waren. 1995 befanden sich in Or-
ten mit weniger als 2 000 Einwoh-
nern/-innen 374 Grundschulen, im
Jahr 2000 waren es in diesen Or-
ten 366 und heute sind es 365.
Die Zahl der Grundschulen in Dör-
fern unter 500 Einwohnern/-innen
sank von 19 auf 17 und liegt heu-
te bei 15. Ortschaften mit mehr
als 2 000 Einwohnern/-innen hat-
ten 1995 603 Grundschulen, 2000
waren es 620 und heute sind es
626. Das bedeutet, dass die



Agrarsoziale Gesellschaft e.V.

40 Mai/Juni 2003 Ländlicher Raum

Grundschulen in kleineren Ge-
meinden nur geringfügig weniger
geworden sind (2 %), während sie
in den größeren Ortschaften von
Rheinland-Pfalz leicht zunahmen
(um knapp 4 %).

Ein ähnliches Ergebnis liefert
Niedersachsen. 1995 hatte Nie-
dersachsen 1 862 Grundschulen,
fünf Jahre später waren es 1 875,
heute sind es 1 877, d. h. es gibt
in Niedersachsen heute 15 Grund-
schulen mehr als noch vor acht
Jahren.

Auch in Bayern hat sich die Zahl
der Grundschulen seit 1995 von
insgesamt 2 312 auf 2 323 im Jahr
2000 erhöht und liegt heute gleich-
bleibend bei 2 323.

Im Saarland gab es 1995 270
Grundschulen, heute ist es eine
weniger.

Rückgang der Schüler-
zahlen an Grundschulen in
Ostdeutschland um mehr
als die Hälfte

Die Entwicklung der Zahl der
Grundschulen hängt in den neu-
en Bundesländern unmittelbar mit
dem Rückgang der Schüler/-
innenzahlen zusammen. Wäh-
rend es in Sachsen 1995 noch
222 803 Grundschüler/-innen gab,
sind es heute nur noch 95 195,
das entspricht einer Abnahme um
57 %. Ähnlich sieht es in Thürin-
gen und Mecklenburg-Vorpom-
mern aus. Die Zahl der Grund-
schüler/-innen sank in Mecklen-
burg-Vorpommern von 105 006
(1995) auf 50 909 (2000) und liegt
heute bei 39 883. Die Zahl hat sich
damit in acht Jahren um 62 % ver-
ringert. Auch in Thüringen gibt es
heute im Vergleich zu 1995 59 %
weniger Grundschüler/-innen.
Waren es 1995 noch 128 882, sind
es heute 52 777.

Der starke Rückgang der Schü-
ler/-innenzahlen ist eine Folge von
Abwanderung und Geburtenrück-
gang in Ostdeutschland. Zwischen
Ende 1949 und Ende 1999 verrin-
gerte sich die Bevölkerung in der

ehemaligen DDR bzw. in den neu-
en Bundesländern und Ost-Berlin
um 3,5 Mio., wobei der Höhepunkt
der Abwanderung 1989/90 lag. Seit
1998 fällt auf, dass die Entwick-
lungen bei Männern und Frauen
unterschiedlich ausfallen. Wäh-
rend sich bei den Männern die Zu-
und Fortzüge annähernd die Waa-
ge halten, ziehen mehr Frauen
aus den neuen Bundesländern
weg als hinzu. Vor allem 18- bis
25-jährige Frauen haben die neu-
en Länder verlassen (vgl. Werz
2001:27).

In Mecklenburg-Vorpommern
z. B., dem Land mit der gerings-
ten Bevölkerungsdichte Deutsch-
lands, lag der Bevölkerungsverlust
nach 1990 aufgrund von Migration
bei 90 000 Personen oder 4,5 %,
die Geburten gingen um zwei Drit-
tel auf 12 589 im Jahr 1999 zu-
rück. Von den jungen Frauen, der
„demographisch aktivsten Grup-
pe“, würden von 1 000 neugebo-
renen Mädchen nach dem derzei-
tigen Trend 700 im Land bleiben,
während es bei den neugeborenen
Jungen 850 wären.

In Sachsen, dem bevölkerungs-
reichsten und am dichtesten be-
siedelten neuen Bundesland ist
die Bevölkerung in zehn Jahren um
570 000 Einwohner/-innen zurück
gegangen, das entspricht einem
Rückgang um 11,3 %. Infolge der
rapiden Abnahme der Zahl der
Jüngeren durch niedrigere Gebur-
tenzahlen und Wanderungsverlus-
te, schreitet die Alterung der Be-
völkerung weiter voran.

Insgesamt verringerte sich die
Zahl der Grundschüler/-innen in
Ostdeutschland im Vergleich zum
Vorjahr um 3,6 % (bundesweit um
2,1 %) (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2003). Da die jeweilige Be-
völkerungsvorausberechnung Ar-
beitsgrundlage der Landesregie-
rungen für die Planung im Bil-
dungs- und Schulbereich ist, zei-
gen sich die Konsequenzen des
starken Geburteneinbruchs im
Zuge des politischen Umbruchs
und der Transformation besonders
im Schulbereich.

Leichter Rückgang der
Schülerzahlen in
Westdeutschland

Obwohl die Schüler/-innenzah-
len auch in einigen alten Bundes-
ländern zurück gingen, haben die
Rückgänge bei weitem nicht eine
solche Dimension erreicht wie in
den neuen Bundesländern. In
Rheinland-Pfalz beispielsweise
waren es 1995 179 199 Grund-
schüler/-innen, heute sind es
172 433 (die Abnahme liegt bei
3,7 %). Auch im Saarland und
in Nordrhein-Westfalen sank die
Zahl der Grundschüler/-innen von
1995 bis heute, im Saarland um
9 % und in Nordrhein-Westfalen
um 2,7 %. In einigen alten Bun-
desländern ist die Zahl der Grund-
schüler/-innen leicht gestiegen, so
in Bayern und Niedersachsen.

In Westdeutschland gab es
insgesamt 1,8 % weniger Grund-
schüler/-innen als im Vorjahr (vgl.
Statistisches Bundesamt 2003).

Mehr Einschulungen in
Ostdeutschland

Die Zahl der Einschulungen stieg
im Vergleich zum Vorjahr in den
neuen Ländern mit 6,6 % deutlich
stärker als im früheren Bundes-
gebiet mit 1,6 %. In Ostdeutsch-
land gibt es erstmals seit der Wie-
dervereinigung mehr Schulanfän-
ger/-innen als im Vorjahr (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2002). Den-
noch war die Zahl der Einschulun-
gen im Schuljahr 2002/2003 in
Ostdeutschland mit rund 108 700
nur noch etwa halb so hoch wie
1992/1993.

In Mecklenburg-Vorpommern
ist die Zahl der Einschulungen von
24 751 im Jahr 1995 auf 9 619 im
Jahr 2000 gefallen. Im laufenden
Schuljahr gab es in Mecklenburg-
Vorpommern 10 339 Einschulun-
gen. In Sachsen-Anhalt ist die
Zahl der Einschulungen auch
nach 2000 nicht wieder angestie-
gen. 1995 gab es in Sachsen-An-
halt 34 417 Einschulungen, 2000
waren es 15 527, in diesem Schul-
jahr wurden 15 109 Schüler/-innen
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eingeschult. In Sachsen fiel die
Zahl der Einschulungen von
51 937 im Jahr 1995 auf 23 071
im Jahr 2000. Im laufenden Schul-
jahr gab es 24 527 Einschulungen.

In den westdeutschen Bundes-
ländern sind die Einschulungen
seit 1995 kontinuierlich zurück
gegangen. In Niedersachsen
wurden 1995 86 981 Kinder ein-
geschult, 2000 waren es 793 we-
niger, im laufenden Schuljahr wur-
den erneut 1 341 Kinder weniger
eingeschult. Die Zahl lag bei
84 847. Eine ähnliche Tendenz
lässt sich in Rheinland-Pfalz,
Hessen, Bayern und im Saar-
land beobachten, wo es überall
zu einem Rückgang der Einschu-
lungszahlen gekommen ist.

Mindestschülerzahlen
variieren von Bundesland
zu Bundesland

Die Festlegung der Mindestschü-
lerzahl von Klassen und der Min-
destklassenzahl von Grund-
schulen ist Berechnungsgrundla-
ge bei der Entscheidung, ob
Grundschulstandorte geschlos-
sen werden. Ist die Mindestschü-
lerzahl zu hoch angesetzt, so wird
die erforderliche Klassenstärke

schwerer erreicht und die Minimal-
größe leichter unterschritten, was
ein Anlass zur Schulschließung
sein kann. Insbesondere Grund-
schulen in ländlichen Regionen
haben Schwierigkeiten, die erfor-
derliche Schüler/-innenzahl bzw.
die nötige Anzahl an Klassenzü-
gen zu erreichen. Daher drohen
insbesondere Schulschließungen
kleiner ländlicher Standorte. Die
Regelungen für die Mindestschü-
lerzahl variieren von Bundesland
zu Bundesland und werden
teilweise auch von den geographi-
schen Bedingungen einzelner
Bundesländer vorgegeben.

So gibt es beispielsweise in
Schleswig-Holstein auf den In-
seln und Halligen manchmal nur
eine/-n Schüler/-in pro Klasse und
zahlreiche 2-klassige oder 1-klas-
sige Schulen. Nach Auskunft des
Ministeriums für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Kultur wür-
den in Schleswig-Holstein kleine
Schulen bestehen bleiben, wenn
der Schulträger es für richtig hal-
te.

In Niedersachsen ist für Grund-
schulen eine Mindestschüler/
-innenzahl von 20 vorgesehen, es
muss außerdem mindestens eine

Klasse pro Jahrgang geben. Die
Mindestschülerzahl darf in Nieder-
sachsen nur bei Einzügigkeit un-
terschritten werden.

In Hessen beträgt die Mindest-
klassengröße für die Grundschu-
le 13 Schüler/-innen. Vorgaben für
die Mindestgröße von Schulen gibt
es in Hessen nicht.

Baden-Württemberg geht von
einer Mindestklassengröße von 16
Schülern/-innen aus und hat kei-
ne Minimalgrößen für Schulen
festgelegt.

In Bayern beträgt die Mindest-
schüler/-innenzahl 13. Eine
selbstständige Grundschule muss
aus mindestens zwei (jahrgangs-
kombinierten) Klassen bestehen.
Grundschulen mit jahrgangskom-
binierten Klassen müssen in Bay-
ern eine Gesamtheit von mindes-
tens 40 Schülern/-innen aufwei-
sen.

Im Saarland gibt es keine Vor-
gaben zur Minimalgröße einer
Klasse. Die kleinsten Grundschu-
len müssen insgesamt mindes-
tens zwei Klassen bilden. In die-
sem Fall werden die Schüler/-
innen der ersten und zweiten so-

Quelle: ASG 2003

Tabelle 1: Anzahl der Grundschulen, Schüler/-innen und Einschulungen

Anzahl der Grundschulen Anzahl der Schüler/-innen Anzahl der Einschulungen 
 

1995 2000 2002/03 1995 2000 2002/03 1995 2000 2002 

Bayern 2 312 2 323 2 323 505 228 524 587 513 215 129 182 124 719 121 766 

Hessen 1 186 1 205 - 253 123 258 151 - 64 159 606 20 - 

Mecklen-
burg-Vorp. 557 428 382 105 006 50 909 39 883 24 751 96 19 10 339 

Nieder-
sachsen 1 862 1 875 1 877 342 006 361 837 347 410 86 981 86 188 84 847 

Nordrhein-
Westfalen 3 424 3 464 3 462 804 701 824 229 782 765 - - - 

Rheinland-
Pfalz 977 986 991 179 199 183 005 172 433 45 888 44 498 41 684 

Saarland 270 269 269 45 435 44 742 41 248 11 547 10 621 10 102 

Sachsen 1 235 987 885 222 803 118 170 95 195 5 1937 23 071 24 527 

Thüringen 690 527 501 128 882 65 693 52 777 30 432 13 068 13 818 
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wie der dritten und vierten Klas-
senstufe gemeinsam unterrichtet.

Mecklenburg-Vorpommern
sieht für die Klassenbildung
mindestens 14 Schüler/-innen vor.
Eine Grundschule kann ab 56
Schüler/-innen gebildet werden.
Bei der Teilnahme am Programm
„Grundschule auf dem Lande“ und
jahrgangsübergreifendem Unter-
richt sind sieben Schüler/-innen
pro Jahrgangsstufe und 28 Schü-
ler/-innen pro Grundschule ausrei-
chend.

In Sachsen sind 15 Schüler/
-innen je Klasse und eine Klasse
pro Jahrgang vorgeschrieben. An-
gesichts der Entwicklung der
Schülerzahlen in Sachsen ist dies
eine sehr rigide Vorgabe, die mit
verantwortlich ist für die Ausdün-
nung der Grundschulen in den klei-
nen Dörfern.

Schließung von Grund-
schulstandorten vor allem
in Ostdeutschland

In Folge des Rückgangs der
Schüler/-innenzahlen wurden
vielerorts die vorgegebenen Min-
destschülerzahlen unterschritten
und es kam zu Schulschließun-
gen. Diese Entwicklung birgt die

Gefahr einer Konzentration der
Schülerströme auf große Schul-
standorte in den Städten, was
sich dort in größeren Klassen nie-
derschlägt. Gleichzeitig trägt die
mangelhafte Schulversorgung auf
dem Land zu einer ungleichen
Verteilung der Bildungschancen in
ländlichen Regionen bei.

In Thüringen waren nach Aus-
kunft des Kultusministeriums der
ländliche und der städtische Raum
gleichermaßen von der Schlie-
ßung von Grundschulstandorten
betroffen. Die Schließung von
Grundschulstandorten führt das
Kultusministerium des Freistaa-
tes Thüringen auf den dramati-
schen Rückgang der Geburten
nach 1989/90 zurück. Das Minis-
terium für Bildung, Wissenschaft
und Kultur in Mecklenburg-Vor-
pommern gibt als Gründe stark
rückläufige Schülerzahlen an. Das
Sächsische Staatsministerium
für Kultus verweist auf ein „Fehlen
des öffentlichen Bedürfnisses“.

Dem gegenüber ist es in den
alten Bundesländern seit 1995 nur
ganz vereinzelt zur Schließung
von Grundschulstandorten gekom-
men. Im Saarland wurden aus
ökonomischen Gründen im Zu-
sammenhang mit einem Schüler-

rückgang und wegen Standort-
verlagerungen zwei Grundschu-
len geschlossen. Die Bundes-
länder Schleswig-Holstein,
Niedersachsen, Rheinland-
Pfalz, Hessen und Bayern ga-
ben an, dass seit 1995 keine
Grundschulen geschlossen
worden seien.

Modell „Kleine Grund-
schule“ als Alternative
zur Schulschließung

Im Zuge des fortschreitenden
Schülerrückgangs haben eini-
ge Bundesländer Anstrengun-
gen unternommen, um Grund-
schulstandorte zu erhalten.

Dazu zählt das Programm
„Grundschule auf dem Lande“,
das das Kultusministerium
Mecklenburg-Vorpommern
1996 ins Leben gerufen hat.

Darin wird auch die Bedeutung der
Schule für das Dorfleben hervor
gehoben. Die Idee besteht darin,
auf die sinkenden Schüler/-innen-
zahlen mit neuen pädagogischen
und organisatorischen Maßnah-
men zu reagieren. Diese sollen
dazu führen, Grundschulen, die
unter die Einzügigkeit, also unter
die für die Bildung einer Grund-
schulklasse festgesetzte Zahl pro
Jahrgang sinken, nicht aufzulö-
sen, sondern sie als „Kleine
Grundschulen“ bestehen zu las-
sen. Erst wenn die Mindestschü-
ler/-innenzahl von 28 Schülern/-
innen pro Schule unterschritten ist
und die Schulwegzeit der dann in
Anspruch zu nehmenden Schule
unter 2 x 40 Min. bleibt, soll es
möglich sein, die Schule zu
schließen.

Es gibt zwei Formen der „Klei-
nen Grundschule“: als selbststän-
dige Schule oder im Schulverbund,
d. h. als unselbstständige Außen-
stelle einer woanders gelegenen
Grundschule. Der Unterricht findet
jahrgangsübergreifend bzw. in
Lerngruppen statt. Neben Meck-
lenburg-Vorpommern haben auch
Brandenburg, Sachsen-Anhalt
und Thüringen das Modell der
„Kleinen Grundschule“ eingerich-
tet. In Sachsen gibt es Forderun-

Grundschulen in ländlichen Regionen haben zunehmend Schwierigkeiten, die vorgegebenen
Schülerzahlen zu erreichen.
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gen, die Mindestschüler/-innen-
zahl an Grundschulen von bisher
15 auf zehn zu senken, um Schul-
standorte erhalten zu können. Die-
se Forderungen sind von der Lan-
desregierung bisher jedoch abge-
lehnt worden. Hier gibt es keine
Kleinen Grundschulen und keinen
Unterricht in jahrgangsübergreifen-
den Klassen.

Mecklenburg-Vorpommern
führt heute Unterricht in 43 „Klei-
nen Grundschulen“ durch. In Thü-
ringen gab es 1995 13 Grund-
schulen mit jahrgangsübergreifen-
den Klassen, 2000 waren es 69,
im laufenden Schuljahr wird an 55
Grundschulen in klassenstufen-
übergreifenden Klassen unterrich-
tet. Derzeit erhalten in Thüringen
3 039 Kinder Unterricht in jahr-
gangsübergreifenden Klassen.

Auch in einigen westdeutschen
Bundesländern ist Unterricht in
jahrgangsübergreifenden Klassen
möglich. In Hessen gibt es in ein-
zelnen Regionen Schulversuche.
Jahrgangsübergreifende Klassen
müssen gebildet werden, wenn die
Mindestgröße von 13 Schülern/-
innen unterschritten wird. Die Zahl
solcher Klassen und der betroffe-
nen Schulen ändert sich von Jahr
zu Jahr. In einigen Schulträgerbe-
reichen in Hessen gibt es Kern-
schulen mit Außenstellen.

Auch in Bayern und Baden-
Württemberg können bei beson-
deren örtlichen Gegebenheiten an
den Grundschulen ausnahmswei-
se zwei Jahrgangsstufen in einer
Klasse zusammen gefasst wer-
den. 1995 gab es in Bayern 64
Grundschulen mit zwei bzw. drei
Klassen, 2000 waren es 29, heu-
te gibt es 26 Grundschulen, in
denen klassenübergreifend unter-
richtet wird. In Baden-Württem-
berg hatten im Jahr 2001 neun
Schulen sog. Kombinationsklas-
sen.

Grundsatz der Wohnortnä-
he ist wichtiges Kriterium
für Schulerhalt

Auf die Frage, welche Überle-
gungen beim Erhalt von Grund-

schulstandorten im ländlichen
Raum eine Rolle spielen, gab das
Kultusministerium Mecklenburg-
Vorpommern den Erhalt eines
wohnortnahen Grundschulange-
bots an.

Auch Hessen und Bayern las-
sen sich vom Grundsatz der wohn-
ortnahen Grundschule leiten. In
Hessen ist letztlich die Qualität
des Schulangebots maßgeblich.
Bayern prognostiziert, dass auch
in Zeiten des jetzigen Schüler-
rückgangs das Netz der Grund-
schulen keiner grundsätzlichen
Korrekturen bedarf. Eine etwaige
Auflösung von Grundschulen wird
sich auf ganz wenige Ausnahme-
fälle beschränken.

Im Saarland sind keine nen-
nenswerten Überlegungen zum

Erhalt von Schulstandorten im
ländlichen Raum bekannt. Bei ei-
nem erheblichen Rückgang der
Schülerzahlen in der Zukunft sei-
en Schulschließungen, auch im
ländlichen Raum, unvermeidlich.

Grundschulversorgung in
Ostdeutschland wird zur
bildungspolitischen Her-
ausforderung

Die dargestellte Entwicklung der
Grundschulen und der Schüler-
zahlen in den neuen und den al-
ten Bundesländern legt folgende
Schlüsse nahe:

• es gibt bundesweit große Unter-
schiede, insbesondere in der
Entwicklung zwischen Ost- und
Westdeutschland,

Die Ausstattung mit Schulen trägt zum Wohnwert eines Ortes bei
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• während Grundschulschließun-
gen in Westdeutschland in den
letzten acht Jahren kaum vorka-
men, stellen sie in den neuen
Ländern ein massives Problem
dar,

• vom Abbau der Grundschulen ist
der ländliche Raum wesentlich
stärker betroffen als die städti-
schen Gebiete.

In Ostdeutschland ist die Grund-
schulversorgung im ländlichen
Raum zur bildungspolitischen
Herausforderung geworden, auf die
teilweise bereits mit konkreten
Maßnahmen reagiert wird. Dabei
hat sich der jahrgangsübergreifen-
de und altersgemischte Unterricht
als eine Option heraus gestellt, die
nicht nur den zurück gehenden
Schülerzahlen entgegen kommt,
sondern auch aus pädagogischer
Sicht sinnvoll erscheint. Gleich-
wohl wird diese Ansicht nicht in
allen Bundesländern geteilt. Die
Landesregierung in Sachsen lehnt
jahrgangsgemischte Klassen
nach wie vor ab, weil sie erfolgrei-
ches Lernen nur in relativ großen,
homogenen Gruppen gewährleis-
tet sieht. Empirisch sei diese Ein-
schätzung jedoch kaum haltbar,
so Fehrmann (2003), der auf gute
Erfahrungen mit kleinen, jahr-
gangsgemischten Klassen in an-
deren Ländern verweist. Nicht
zuletzt fördere die Auseinander-
setzung mit Kindern anderer Ent-

wicklungsstufen in hohem Maße
die soziale Kompetenz. Die Schü-
ler/-innen entwickelten in Klein-
schulen eine besondere Kultur der
Solidarität im Hinblick auf die Or-
ganisation der selbstständigen
Arbeit (vgl. Sutter-Moosbrugger
2002:4).

Das Bundesamt für Bauwesen
und Raumordnung (BBR) geht von
einer weiteren Westverlagerung
der Bevölkerung mit einem weiter
sinkenden Anteil Ostdeutsch-
lands an der Gesamtbevölkerung
aus. Zu den benachteiligten Ge-
bieten zählen vor allem der ländli-
che und periphere Raum. (vgl.
Werz 2001:28). Vor diesem Hin-
tergrund wird es in Ostdeutschland
auch in Zukunft darauf ankom-
men, Möglichkeiten zu finden, mit
denen zum einen der Grundsatz
der Wohnortnähe von Grundschu-
len gewahrt werden kann und die
zum anderen die Schule als kul-
turellen Kern eines Dorfes erhal-
ten. Nicht zuletzt sind dabei auch
die Lehrkräfte mit innovativen Ideen
und der Bereitschaft gefragt, alter-
native Schulmodelle zu realisie-
ren.

Ausblick
Die Suche nach innovativen Kon-

zepten wird umso wichtiger, als
sich die Bevölkerungszahlen in
den kommenden Jahrzehnten
auch im Westen aller Voraussicht

nach verändern werden. Nach Er-
gebnissen der 9. koordinierten
Bevölkerungsvorausberechnung
wird die Bevölkerung Deutsch-
lands in den nächsten 50 Jahren
um mindestens 12 Mio. abneh-
men (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2002). Die Einwohnerzahl
Deutschlands wird von heute 82
Mio. auf 65 bis 70 Mio. – je nach
Annahmen zur Zuwanderung – fal-
len. Es wird davon ausgegangen,
dass in den kommenden fünf Jahr-
zehnten – wie in den letzten drei
– mehr Menschen sterben als Kin-
der geboren werden.

Vor dem Hintergrund dieser de-
mographischen Entwicklung ver-
dienen die Schulkonzepte in Ost-
deutschland, die bereits auf das
Problem zurück gehender Schü-
lerzahlen reagieren, besondere
Beachtung. Es sind gewisser-
maßen Modellprojekte, die versu-
chen, pragmatische Antworten auf
die Frage zu finden,  wie eine sin-
kende Zahl von Schülern/-innen
wohnortnah sowie pädagogisch
sinnvoll und finanziell machbar
unterrichtet werden kann. Die Er-
fahrungen mit diesen Konzepten
werden im Hinblick auf ihre Über-
tragbarkeit nach Westdeutsch-
land, ihren pädagogischen Erfolg
und ihre Bedeutung für den ländli-
chen Raum in Zukunft von wach-
sendem Interesse für die alten
Bundesländer sein.
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Ökologische Siedlungsentwicklung aktiv gestalten –
das Beispiel Offensen

Klaus Karweik*

Als Beitrag zur Expo 2000 wurde in der Gemeinde Wienhausen für das Dorf Of-
fensen das Detailprojekt „Ökologische Siedlungsentwicklung aktiv gestalten“ im
Rahmen der Bund-Länder-Initiative „DORF 2000“ entwickelt. Die Siedlungserwei-
terung soll in der einmaligen Flächen- und Gebietswidmung „besonderes Wohn-
gebiet (WB)“ dem ländlich-dörflichen Grundgedanken von Wohnen und Arbeiten
am Lebensort im Einklang mit den natürlichen Lebensgrundlagen und dem un-
mittelbaren Umfeld Rechnung tragen. Ihren Ursprung hatte die Idee einer über-
schaubaren Siedlungsentwicklung Jahre vorher im Arbeitskreis Dorferneuerung.

Ständiger Wandel prägt
Dörfer

Die Gestalt der Dörfer unterliegt
einem ständigen Wandel. Nicht
nur in Niedersachsen, sondern

weltweit sind die Zeichen der Ver-
änderung spürbar und erlebbar.
Gleichwohl gibt es eindeutige
Merkmale, die das dörfliche Leben
und Wirken von dem in städti-
schem Gefüge unterscheiden.
Unbenommen des stetigen Rück-
zugs der Landwirtschaft aus den
Gebäuden und den Dorflandschaf-
ten sind eindeutige Merkmale noch
kennzeichnend und latent vorhan-
den. Dieses gilt vor allem für die
historisch gewachsenen Ortsla-
gen der Dörfer.

Dazu gehören die regionaltypi-
sche Bauweise durch Verwendung
von Materialien des unmittelbaren
Umfelds des Dorfes, die Art des
Verbauens der Materialien, die
Umsetzung dieser Baustoffe und
die Verarbeitung zu Formen, die
den Funktionen Wohnen und Ar-
beiten gerecht werden. Die Anord-
nung der daraus entstehenden
Gebäude zu Höfen, die wiederum
in ihrer Vielzahl die Siedlungs-
struktur des Dorfes ausmachen,
das darin enthaltene Geflecht ar-
beitswirtschaftlicher und sozialer
Beziehungen der Dorfgemein-
schaft, aber auch der direkt an
den Standort gebundene techni-
sche Betrieb der Gebäude sowie
die Verflechtungen mit Natur und
Landschaft sind nur einige, aber
wesentliche Merkmale. Diese ge-

ben das Detail und das Ganze in
eine daraus resultierende Form als
baulich materieller Spiegel dieser
Wirkungszusammenhänge.

Leitbild der Ortserweite-
rung: Vorbild und nicht
Ebenbild, Nachempfinden
und nicht Nachahmen

Vor dem Hintergrund der Ent-
scheidung, eine harmonisierende,
adaptive und nicht kontrapunkti-

* Klaus Karweik, Amt für Agrarstruktur Verden

Offensen, ein landwirtschaftlich geprägtes
Dorf mit etwa 400 Einwohnern, liegt ca.
3 km östlich von Wienhausen an der Kreis-
straße 50 im Landkreis Celle.

Die Siedlungsstruktur Offensens ist nach
wie vor stark landwirtschaftlich geprägt. Das
Dorf entstand unmittelbar südlich der Aller
auf niedrigen Dünen. Die Anordnung der
weitläufig gelegenen Hofstellen mit den
dazwischen befindlichen vielfältigen Freiräu-
men lässt einen dreieckigen Siedlungs-
grundriss erkennen.

Besonders ortsbildprägend erscheint dem
Betrachter der westliche Ortsrand mit der
für die Region typischen Bebauung, dem
das Hofensemble bildenden niederdeut-
schen Hallenhaus und die es umstellenden
Neben- und Wirtschaftsgebäude, die in ei-
nen alten Eichenbestand eingebettet sind,
der gleichzeitig die Straße alleeartig säumt.

Die Art des Verbauens der Materialien ist
kennzeichnend für Dorflandschaften
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sche Siedlungsentwicklung für
den Ort Offensen zu gestalten,
galt es diese unverwechselbaren
Kennzeichen des Dorfes aufzu-
spüren und zu verorten, sich aber
dabei auf das Wesentliche zu kon-
zentrieren, das Detail zu berück-
sichtigen, sich aber nicht im De-
tail zu verlieren und dabei zeitge-
mäßen Anforderungen des moder-
nen Menschen Raum für Ideen
und Zukunftsvisionen zu geben.
Aus diesen Ansprüchen heraus
sollte sich die Siedlungsentwick-
lung für Offensen in den Haupt-
merkmalen Gestaltung, Formge-
bung, Raumbildung, soziokulturel-
le Beziehungen, unmittelbare In-
tegration von Wohnen und Arbei-
ten, landschaftliche Einbindung
und Durchdringung, Energie, Stoff-
kreisläufe, Umfeldnähe der Mate-
rialien, innovative Gestaltung und
aktive Mitwirkung und Mitgestal-
tung der ortsansässigen Bevölke-
rung wiederfinden.

Nach intensiver Diskussion im
Gemeinderat und in Abstimmung
mit dem Arbeitskreis Dorferneue-
rung wurden Projektmerkmale
festgelegt, die dem umfassenden
Anspruch einer sowohl ökologisch
als auch sozial verträglichen Sied-
lungsentwicklung Rechnung tra-
gen sollten. Das Leitbild des Pro-
jektes lässt sich demnach wie
folgt formulieren: Vorbild, nicht
Ebenbild im Sinne von Nachemp-
finden und nicht Nachahmen ist
die unverwechselbare Gestalt und
Eigenart des Dorfes Offensen bei
der Ortserweiterung.

Das Vorhaben untergliedert sich
in Leitziele und Maßnahmen ei-
ner ökologischen und integrierten
Siedlungsentwicklung, die sich
wie folgt beschreiben lassen:

1. Einsatz am Standort
verfügbarer Energie-
und Stoffressourcen

„Wasserkraft“

Umnutzung der Staustufe in der
Aller zur Gewinnung von Energie

„Holz“
Baustoffmaterial und Material für

die Heizung

„Sonne“
Nutzung der Solarenergie

Verschiedene Varianten sowohl
regenerativer Energien, aber auch
konventioneller Energieträger wa-
ren denkbar und wurden diskutiert
– z. B. „Holzhackschnitzelblock-
heizkraftwerk“ oder zentraler Gas-
anschluss. Der Standort intonier-
te jedoch wegen der Nähe zur Al-
ler eindeutig die Variante Wasser-
kraftnutzung. Auch kulturhisto-
risch schien diese Lösung
besonders geeignet zu sein, da es
sich um ein altes Stauwehr der
Rieselfelderbewirtschaftung des
ausgehenden 19. und beginnen-
den 20. Jahrhunderts handelt, das
der regulierten Feldbewässerung
diente. Somit konnte der kultur-
bauliche „Eingriff“ eine neue Nut-
zung nach Maßgabe moderner
Vorzeichen bzw. zeitgemäßer
Themen erfahren. Mehrere Land-
wirte schlossen sich zu einer In-
vestorengemeinschaft zusam-
men, um den Umbau des Stau-
wehrs und den Einbau einer Kap-
lan-Strömungsturbine zu realisie-
ren. Ein Unterfangen, das tech-
nisch und organisatorisch nicht
einfach war bzw. ist, da die Aller
als Flachlandfluss kaum Gefälle
hat und eine Baugenehmigung
wegen divergierender Vorstellun-
gen des Naturschutzes, der Fi-
scherei und des Wasserbaus so-
wie ökonomischer Zwänge der
Betreiber noch nicht erlangt wer-
den konnte. Das technische Pro-
blem hingegen war relativ schnell
und wirtschaftlich lösbar. Wärme-
pumpen sowie Fotovoltaik- und
Fotothermieanlagen, die die An-
forderungen an das Niedrigenergie-
haus nach der Wärmeschutzver-
ordnung noch um 25 % unter-
schreiten, dienen der Komplettie-
rung des gewählten Energiekon-
zeptes. Dazu kommt die Berück-
sichtigung weiterer Kriterien wie
u. a. die Vermeidung langer Trans-
portwege für Baumaterial sowie

FCKW-freie und mit einer vertret-
baren Energie- und Emissionsbi-
lanz hergestellte Baustoffe.

2. Dezentrales Wasser-
kreislaufkonzept

„Kleinkläranlagen“

- Pflanzlich gestützte Reinigung
von Hausabwässern in grund-
stücksbezogenen Kleinkläranla-
gen

- Einrichtung von Einzel- und Sam-
melkläranlagen als Dauerlösung
zur mechanischen und biologi-
schen Abwasserbehandlung

„Vererdung der Klär-
schlämme für die Feld-
ausbringung in der Land-
wirtschaft“

- Einrichtung einer gemeinschaft-
lich betriebenen Hausklär-
schlammvererdungsanlage zur
Behandlung der in den Klärgru-
ben anfallenden Schlämme und
Sickerwässer auch für das Bau-
gebiet

- Rückführung des Vererdungspro-
duktes zu den Abwasserprodu-
zenten oder Verwertung in der
Landwirtschaft

„Regenwasserversicke-
rung und Wasserrückfüh-
rung in den Haushalt“
- Versickerung des Oberflächen-

wassers auf den Grundstücken
und Regenwassernutzung sowie
die Wiederverwendung gereinig-
ter Abwasser auf den privaten
Grundstücken oder in geeigne-
ter Form in den privaten Haus-
halten durch Wasserrückfüh-
rung

Das Dorf Offensen sowie einige
Nachbardörfer haben sich für ein
dezentrales Wasserkreislaufkon-
zept entschieden. Dieses findet
auch Anwendung in der ökologi-
schen und sozial verträglichen
Siedlungsentwicklung Offensens.
Insofern ist es folgerichtig, dass
sämtliche Grundstücke über
pflanzlich gestützte Reinigungs-
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anlagen ihre Hausabwässer be-
handeln. Gleiches gilt für die Be-
handlung der anfallenden Klär-
schlämme und Sickerwasser in
der dörflichen Vererdungsanlage.
Mit diesem Ansatz wird versucht,
ein Modell bzw. ein Beispiel für ein
geschlossenes Stoffkreislaufsys-
tem auf lokaler Ebene zu schaf-
fen. Natürlich handelt es sich hier
im streng logischen Sinne nur um
ein theoretisch geschlossenes
System, denn zur praktischen
Umsetzung würde gehören, dass
auch die Nahrungsmittel, die in
den privaten Haushalten verwen-
det werden, aus regionalem An-
bau kommen und letztlich auch
wieder in die regionale landwirt-
schaftliche Produktion einfließen.
Das dezentrale Wasserkreislauf-
konzept ist von den Einwohnerin-
nen und Einwohnern des Dorfes
mit Hilfe externer Experten selbst
entwickelt worden und wird eigen-
verantwortlich organisiert bis hin
zur technischen Wartung und
Überprüfung der Einzelanlagen
und dem Finanzmanagement.

3. Entwicklung zeit-
gemäßer ländlicher
Lebens-, Wohn- und
Nutzungsformen

„Grundstücksgröße“

Nebeneinander von ländlichen
Zier- und Nutzgärten

„Gebäudeanordnung“

Optimale räumliche Nutzung der
Grundstücke und der Gebäude

„Nutzungsformen“

Integrierte Nutzung von Wohnen
und Arbeiten am Lebensstandort
als Aspekt ländlichen Siedlungs-
wesens und dörflicher Gemein-
schaft

„Nachbarschaften“

Die attraktive städtebauliche
Anordnung sorgt für soziale Ver-
knüpfungen

Die Eigenart der niedersächsi-
schen Dörfer ist geprägt von ei-

nem vielfältigen Neben- und
Miteinander unterschiedlicher
Nutzungs- und Funktionsan-
sprüche. Speziell die dem länd-
lichen Raum eigenen Haupt-
funktionsansprüche Wohnen
und Arbeiten fanden direkt ne-
beneinander statt. Im Nieder-
deutschen Hallenhaus, das in
unmittelbarer Nähe zueinander
sowohl dem Wohnen als auch
dem Wirtschaften, dem Arbei-
ten und den Tieren Platz bot,
kommt dieses Funktionsgefü-
ge besonders zum Ausdruck.

Die Entwicklung der Dörfer in
den letzten 50 Jahren weicht
zunehmend von diesen Funkti-
onszusammenhängen und
Funktionsüberlagerungen ab.
Der Rückgang der Landwirt-
schaft führt zu einer stärkeren
Trennung zwischen Wohnen
und arbeitswirtschaftlicher Tä-
tigkeit. Gleichwohl sind die
meisten Dörfer immer noch ge-
prägt als Gemengelage ver-
schiedenster Funktionen wie
Wohnen, Handel, Handwerk,
Gewerbe und Landwirtschaft.
Wenn zwischenzeitlich das Woh-
nen in den meisten Dörfern auch
stark überwiegt, ist es nach wie
vor dörfliche Eigenart und Merk-
mal der Lebensumstände im länd-
lichen Raum, dass auch in der
Freizeit verstärkt Aktivitäten hand-
werklich-landwirtschaftlicher oder
auch gewerblicher Natur in den
Dörfern stattfinden.

Um diesem Merkmal auch für
die Zukunft in einer Siedlungsent-
wicklung beispielhaft bzw. modell-
haft Raum zu geben, ist es Ziel
des Projektes, sowohl durch die
Grundstücksgröße und die Ge-
bäudeanordnung als auch durch
die Nutzungsformen ein integrier-
tes und sozial verträgliches Ne-
beneinander von Wohnen, hand-
werklich-gewerblichem Wirken
und Hobbytierhaltung stattfinden
zu lassen. Obwohl, wie bereits
durch die Gebietswidmung „Be-
sonderes Wohngebiet“ deutlich
wird, auch hier ein gewisses
Hauptaugenmerk auf der Funkti-

on Wohnen liegt. Das Wohnen soll
jedoch – wie die Gebietswidmung
ebenfalls zum Ausdruck bringt –
„besonderen“ Lebensansprüchen
genügen, die der konsequenten
Entwicklung einer funktionalen
dörflichen Gemengelage Rech-
nung tragen. Dieser Ansatz findet
seine Grenze in Dimensionen, die
dem städtebaulichen Grundkon-
zept nicht mehr entsprechen und
dieses „sprengen“ würden. Dazu
gehören produzierendes Gewerbe
genauso wie handwerklich-ge-
werbliche Einrichtungen mit über
die vorgesehenen Grundstücks-
grenzen und Bebaubarkeitsmög-
lichkeiten hinausgehenden Flä-
chenansprüchen und erheblich
störenden Emissionen. Landwirt-
schaft ist in diesem Gebiet
ebenfalls ausgeschlossen, Hob-
bytierhaltung jedoch ausdrück-
lich zugelassen. In Abstimmung
mit dem Städtebaudezernat der
Bezirksregierung in Lüneburg wur-
de als Gebietswidmung „WB“,
„Besonderes Wohnen“, gewählt

Das Handwerk ist eine Eigenart des
dörflichen Lebens
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mit z. T. freier Definition der zu-
lässigen Nutzungen. Dieses er-
schien deshalb sinnvoll, weil zum
einen Wohnen und Arbeiten inte-
grativ ermöglicht werden sollten,
zum anderen eindeutige Schwer-
punkte in Richtung Gewerbe (GE)
und Landwirtschaft (MD) genauso
wie für Wohnen (WA, WR) aus-
geschlossen sein sollten.

4. Intensive Begrünung,
großzügige Freiräume
mit Übergängen in die
freie Landschaft

   „Organische Struktur“

Unregelmäßige Wegeführung/
interessante Raumwirkung

   „Landschaftsverbund“

Eingrünung und Freiräume als
Verbindung zur umgebenden
Landschaft

   „Einheimische Pflanzen“

Standorttypische Bepflanzun-
gen auf den Grundstücken

Die Dörfer Niedersachsens leben
in ihrer traditionellen und gewach-
senen Struktur nicht in der Kul-

turlandschaft, sondern mit der
Kulturlandschaft. Ein permanen-
tes Durchdringen kulturlandschaft-
licher Strukturen in und durch das
Dorf ist Ausdrucksmerkmal dörfli-
cher Siedlungsgrundrisse. Sie wir-
ken zu naturräumlichen Einzel-
strukturen konsequent verbindend
und vernetzend. Dieses Phäno-
men des sanften und harmonisie-
renden Hineinfließens von Natur-
bzw. Kulturraum in den Siedlungs-
bereich ist auch Gestaltungs-
merkmal der Siedlungsentwick-
lung Offensen. Daher wurde der
Siedlungsgrundriss von vornherein
so gestaltet und die Einbindung
in die Natur so vorgenommen,
dass durch die Anordnung der
Gebäude auf den Grundstücken
und die Zuordnung der Grundstü-
cke zueinander großzügige Grün-
flächen entstehen, die der locke-
ren Bebauungsstruktur der Dörfer
der Region entsprechen und
gleichzeitig ein permanentes Ein-
strömen des umgebenden Natur-
raumes durch sog. Landschafts-
fenster bzw. Landschaftskorrido-
re in das Baugebiet zulassen. Für
die Grünflächen wurden standort-
typische, einheimische Pflanzen
ausgewählt.

5. Moderne Architektur
und Gestaltung unter
Berücksichtigung
lokaler Bautradition

   „Gebäudestruktur“

Orientierung an der regional ty-
pischen Formensprache

   „Baumaterialien“

Verwendung der regional vor-
kommenden Materialien

   „Gestaltung“

Nach Maßgabe des Überliefer-
ten

Die Dörfer des Celler Landes sind
geprägt von einer Jahrhunderte
alten Bautradition, die einem ste-
tigen, aber harmonischen Wandel
unterlegen war. Massive Einbrü-
che in diesen sich anpassenden
Wandel sind erst seit Mitte des
20. Jahrhunderts durch die Aus-
weisung von Baugebieten und die
damit verbundene eigene Form-,
Gestaltungs- und Farbensprache
feststellbar. Die ökologische und
sozial verträgliche Siedlungserwei-
terung Offensen will nicht das Rad
zurückdrehen, sondern neuen Ar-

chitekturformen im Verständnis
des langsam gewachsenen
und sich verändernden Dorfbil-
des Rechnung tragen. Insofern
gibt es Grundzüge der Gestal-
tung, die einzuhalten sind und
den Rahmen bilden für die ent-
stehenden Neubauten. Auf der
anderen Seite ist aber auch
das Ziel formuliert, diese tradi-
tionellen Gestaltungsmerkma-
le in einer zeitgemäßen oder
sogar zukunftsweisenden Ar-
chitektur und Gestaltungsspra-
che aufgehen zu lassen. Auch
hier handelt es sich natürlich
um ein Experiment, das stark
abhängig ist von der individuel-
len Kreativität der einzelnen
Bauherren und ihrer Planer und
bewusst keinem vorgegebenen
visionären Dogma unterliegt.
Dieser Ansatz findet sich in
einem Merkmal dörflicher Ge-
staltwerdung wieder, das sichWeiche Naturformen und geometrische Architektur geben ein harmonisches Ganzes
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grundsätzlich an einer an den je-
weiligen Lebensumständen und
Funktionsansprüchen orientierten
bewussten Einzelentscheidung
festmacht und ihre rahmengeben-
den Kriterien in der technischen
Machbarkeit der baulichen Umset-
zung, der Zugreifbarkeit der Ma-
terialien und bereits im 19. Jahr-
hundert auch in gewissen admi-
nistrativen Gestaltungsvorgaben
gefunden hat. Es handelt sich um
einen Mix aus traditioneller Bau-
weise mit Langzeiterfahrung, in-
dividuellen Ansprüchen und admi-
nistrativen Vorgaben.

6. Einbeziehung und
Unterstützung lokaler
Wirtschaftsbetriebe

- Berücksichtigung bei der bauli-
chen Umsetzung

- Integration in Ablauf und Bera-
tung

Die Einbeziehung und Unterstüt-
zung lokaler Wirtschaftsbetriebe
soll zum einen eine Stärkung der
regionalen Kräfte bewirken, auf
der anderen Seite aber auch das
traditionelle, vor Ort vorhandene
Wissen einfließen lassen.

7. Integration von Neu-
bürgern und soziale
Verträglichkeit

„Mitwirkung und
Mitgestaltung durch die
Bevölkerung“

- Motivation zur Mitarbeit

- Mitwirkung bei Planungs- und
Entscheidungsprozessen

- Mitarbeit bei der Realisierung
von Vorhaben

- Übernahme von Pflichten und
Aufgaben zur Erhaltung und
Weiterentwicklung der Projekte

„Generationsverbund“

- Zusammenleben von älteren und
jüngeren Bevölkerungsteilen

- Möglichkeit verschiedener dorf-

typischer Nutzungsformen im
verträglichen Nebeneinander wie
Wohnen, Gewerbe, Handwerk
finden neue Formen

„Dreistufiges Vermark-
tungskonzept“

- Reservierung von Bauplätzen für
Einheimische und Öffnung nach
außen in räumlichen Distanzra-
dien regionaler Identität

„Bauteam“

Gremium aus Experten und Ver-
tretern der Dorfgemeinschaft zur
Abstimmung von Inhalten, Umset-
zung des Projektes, Beratung von
Neubürgern und Planern sowie
Bearbeitung von Bauanträgen.

Die unmittelbare Einbindung der
ortsansässigen Bevölkerung in die
Entscheidungsprozesse und de-
ren Mitwirkung bei der Gestaltung
des Vorhabens ist nach dem
Selbstverständnis der Dorferneu-
erung in Niedersachsen grund-
sätzlicher Bestandteil des Projek-
tes. Auch geschichtlich betrach-
tet sind es immer die direkt be-
troffenen Menschen gewesen, die
durch ihre Ansprüche und ihr Han-
deln die Dörfer gestaltet haben.
Ferner ist es auch wichtig, den
Aspekt der soziokulturellen Bezie-
hungen nicht ausschließlich im
inneren Gefüge des Baugebietes
zu verorten, sondern im Sinne von
Neubürgerintegration auch in den
Wechselbeziehungen zur Dorfbe-
völkerung. Denn ein unmittelbares
und direktes, manchmal geradezu
hautnahes soziales Beziehungs-
system der Dorfgemeinschaften
ist auch ein Merkmal der Gestalt
der Dörfer. Gleichwohl galt es zu
berücksichtigen, dass die Gesell-
schaft heute neue Akzente hin zu
einer stärkeren Individualisierung
der Menschen setzt.

Das dreistufige Vermarktungs-
modell sollte durch ein Mindest-
kontingent für Einheimische si-
cherstellen, dass Bauwillige aus
dem Dorf bei schneller Umsetzung
eine konkrete Chance behalten,
gleichzeitig aber auch offensives

Vorgehen am Markt bei stagnie-
rendem Absatz ermöglichen. In-
sofern besteht das Baugebiet aus
drei zeitlich und räumlich definier-
ten sog. Aktionsringen der Ver-
marktung: dem lokalen Ring, dem
regionalen Ring und dem überre-
gionalen Ring. Das Bauteam ist
ein Gremium von Experten sowie
Vertretern der Gemeinde und des
Dorfes, das Interessenten qualifi-
ziert berät und den Aspekt der
Bürgerbeteiligung und der Integra-
tion von Neubürgern berücksich-
tigt.

Fazit

In den vorliegenden Ergebnisse
des Umsetzungsprozesses zei-
gen sich die Stärken und Schwä-
chen des Vorhabens. Das Projekt
versucht ein vielfältiges Spektrum
dezentraler und struktureller so-
wie städtebaulicher Siedlungsan-
sätze in sich zu vereinen. Hervor-
zuheben sind dezentrale Stoff-
und Energiekreisläufe, Wohnen
und Arbeiten (Wirken) am Ort, re-
gional und lokal orientierte Gestal-
tung in ausgewogener Offenheit
gegenüber zeitgemäßen und zu-
kunftsweisenden neuen Akzen-
ten, ökologisch ausgerichtete
Bauweise, gelebte Nachbarschaft,
Kommunikationsräume, Integrati-
on von Neubürgern und regionale
Identität.

Nach nunmehr vier Jahren ist ein
Drittel der Grundstücke bebaut.
Dass der Anteil so gering ist, liegt
z. T. an der allgemein stagnieren-
den Nachfrage nach Bauland, aber
offensichtlich auch an der nicht
konsequenten Umsetzung der ver-
einbarten Vermarktungsstrategie
und dem damit einhergehenden
geringen Interesse an den beson-
deren Zielen des Baugebietes bei
potenziellen Käufern. So wurde
z. B. der von der Gemeinde posi-
tiv gedachte Ansatz, die Grund-
stückspreise auf einem niedrigen
Niveau festzulegen, um damit eine
Förderung, finanzielle Anreize für
Einheimische, aber auch für den
mit den Forderungen verbundenen
Mehraufwand zu schaffen, nicht
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zuletzt auf Grund entsprechend
einseitiger Werbemaßnahmen
falsch verstanden und führte zu
einem Nachfrageboom –
allerdings bei Bauherren, die nur
billiges Bauland suchten. Der
überregionale Ring wurde nie ernst-
haft akquiriert. Ein so komplexes
System ökologischer, energeti-
scher, gestalterischer und sozia-
ler Rahmengebung ist nicht ein-
fach umzusetzen, da es wenig

Kräuter für regionales Wachstum
Wolfgang Kleine-Limberg und Vera Huber*

Mehr als ein Kraut sorgt in der Wiesteniederung (Landkreis Rotenburg/Wümme)
für die Steigerung der regionalen Wertschöpfung. In den Gemeinden Horstedt,
Reeßum, Mulmshorn, Gyhum und Sottrum lassen vielfältige Kräuterprojekte neue
Kooperationen entstehen.

Gemeinsam fit für
die Zukunft

Seit Juni 2001 werden im Rah-
men des Landforums „Kräuterre-
gion Wiesteniederung“ die Poten-
ziale der Region zwischen Bre-
men und Hamburg effektiv ausge-
baut. Bei einem Besuch in der
Region erkannte die damalige
Regierungspräsidentin, Ulrike
WOLFF-GEBHARDT, welche Ent-
wicklungsmöglichkeiten in den
Gemeinden entlang der Wieste
stecken. Die Dorferneuerung in
Horstedt gab dann den Anstoß zur
gemeinsamen Initiative der fünf
Gemeinden, ihrer Bürgerinnen und
Bürger sowie des Amtes für Ag-

rarstruktur Verden, der Bezirksre-
gierung Lüneburg, der Landwirt-
schaftskammer Hannover – Kreis-
stelle Zeven – und des Büros für
nachhaltige Prozess- und Regio-
nalentwicklung, mensch-und-regi-
on aus Hannover.

Den Ausgangspunkt bildeten die
Kräutergärtnerei RÜHLEMANN,
das Essig- und Ölkontor in
Horstedt sowie Führungen der
Landwirtschaftskammer Zeven
zum Thema Kräuter. Aus der Idee,
mehr aus der Region zu machen,
entstand ein lebendiges Entwick-
lungsprojekt und aus wenigen
„Einzelkämpfern“ und interessier-
ten Privatpersonen bildete sich in
zwei Jahren ehrenamtlicher Arbeit
ein Netzwerk von derzeit über 50
aktiven Personen, Betrieben und
Einrichtungen. Es verfolgt eine
gezielte Vermarktungsstrategie
und ruft immer neue Projekte ins
Leben, die in den Bereichen Na-
tur und Tourismus sowie Landwirt-
schaft, Gastronomie und Handel
gesundes Wachstum bewirken.

Ein Besuch der Kräuterregion
Wiesteniederung eröffnet
inzwischen vielfältige Möglichkei-
ten. Seminare und Führungen in
einer Kräutergärtnerei zeigen, was
sich mit über 600 Kräutern wür-
zen oder heilen lässt. Die Bren-
nessel-Giersch-Suppe kann in ei-
ner Gastwirtschaft probiert wer-
den. Vielleicht ist aber auch die
(Kräuter-)Essigherstellung inter-
essant und mit einem Besuch im
gerade eröffneten (Kräuter-)Bibel-
garten zu verbinden.

Mittlerweile bestehen für die un-
terschiedlichsten Zielgruppen An-
gebote für Führungen und Semi-
nare zum Thema Kräuter sowie
touristische Pauschalangebote für
gesundheits- und naturbewusste
Tages- und Übernachtungsgäste,
die durch die Vielfalt der Kräuter-
attraktionen auch weite Anreise-
wege in Kauf nehmen. Dabei wird
eng mit dem Touristikverband Ro-
tenburg/Wümme und der AG Ur-
laub und Freizeit auf dem Lande
zusammengearbeitet.

* Wolfgang Kleine-Limberg und Vera Huber, mensch-und-region, Böhm, Kleine-Limberg GbR, Hannover

populär und der Anspruch schwer
vermittelbar ist. Einzelaspekte wie
z. B. die Wärmepumpe, das rote
Dach oder die Kleinkläranlage
werden nicht immer akzeptiert.
Nur in Einzelfällen wurden die Pro-
jektinhalte zu 100 % gebaute Re-
alität.

Umsetzungsdynamik und Inno-
vationssog der Expo sind längst
vorbei. Erste Tendenzen zur Auf-

weichung der selbst gesetzten
Kriterien für das Baugebiet seitens
der lokalen Politik und Verwaltung
sind vernehmbar und an Einzel-
objekten inzwischen wahrnehm-
bar.

Die einst gesuchten Bauherren,
die sich mit dem Projekt identifi-
zieren und es vor Ort bereits le-
ben, wünschen sich Nachbarn –
jedoch Gleichgesinnte.
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„Wir sind etwas
Besonderes und das
zeigen wir auch“

In der Region ist ein neues
Selbstbewusstsein und eine
neue Identität gewachsen. Ein
studentischer Wettbewerb der
nahegelegenen Fachhochschu-
le legte die Grundlage für ein
gemeinsames Logo. Die Web-
site „www.kraeuterregion.de“
zeigt nicht nur die Angebote,
sondern wird zum Netzknoten
für Kräuterprojekte und -regio-
nen ausgebaut. Präsentationen
wie z. B. auf der „Grünen Wo-
che Berlin“ und die Erstellung
von Informationsmaterialien
sind Teil der professionellen Öf-
fentlichkeitsarbeit. Der Erfolg
gibt den engagierten Mitstrei-
tern Recht: beim 1. Kräutertag
der Region im Juni 2002 wur-
den mehr als 2 500 Besucher
gezählt, die Verkaufs-, Informati-
onsstände und Kräuterattraktionen
der Region besuchten. Mit der Ein-
weihung des (Kräuter-)Bibelgar-
tens in Horstedt begann am 22.
Juni 2003 der 2. Kräutertag, bei
dem an fast 50 Ständen Betriebe
und Initiativen aus der Region so-
wie eingeladene Partner zeigen,
was sie zum Thema Kräuter zu
bieten haben.

Synergieeffekte

Die einzelnen Projekte der Kräu-
terregion stehen miteinander in
einer intensiven Wechselwirkung
und erzielen Synergieeffekte, die
sich entwicklungsfördernd auf das
Gesamtprojekt auswirken. So
führt die „Kräuterroute“ als Rad-
wanderrundweg mit direkter An-
knüpfung an überregionale Rad-
wanderwege die Bewohner und
Besucher der Region zu gastro-
nomischen Betrieben, die kulina-
rische Kräuterspezialitäten anbie-
ten. Dort erhalten die Besucher
Informationen zu den Attraktions-
punkten und Angebote entlang der
Kräuterroute. Dazu gehören auch
Betriebe, die Kräuterprodukte an-
bieten. Ihre Artikel werden
demnächst gemeinschaftlich über

einen „Schrank für regionale Pro-
dukte“ vermarktet, der in den Ho-
tels und Gaststätten sowie im
Handel präsentiert wird. Erste
neue „Kräuterprodukte“, z. B. in
Form eines Kalenders für das Jahr
2004, entstehen.

Landwirtschaft als
integrierter Bestandteil

Die Kräuterregion Wiesteniede-
rung kann noch nicht wie andere
Regionen in Deutschland (z. B.
Thüringen) auf einen landwirt-
schaftlichen Kräuteranbau verwei-
sen. Das „Landforum Kräuterregi-
on Wiesteniederung“ zeigt in ei-
ner agrarstrukturellen Untersu-
chung deshalb auch die Proble-
me der Landwirtschaft sowie die
Handlungsmöglichkeiten zu ihrer
Stärkung auf, denn die Entwick-
lungsperspektive der Kräuterregi-
on Wiesteniederung  ist langfris-
tig eng mit den landwirtschaftli-
chen Betrieben verbunden. Der
Anbau von Kräutern oder die Ver-
marktung von Kräuterheu können
für einzelne landwirtschaftliche
Betriebe ein neues Standbein
werden. Insbesondere lassen sich
so die kommenden Auflagen der
FFH-Ausweisung entlang der
Wieste mit den Entwicklungsper-

spektiven der Betriebe kombinie-
ren. Hinzu kommen Maßnahmen
der Flurneuordnung und der Dorf-
erneuerung.

Unter dem Motto „Region als
Kräutergarten“ dienen die Aussaat
von Kräutern und Blumen auch der
Entwicklung eines attraktiven
Landschaftsbildes und eines na-
turbezogenen Tourismus.

Über den eigenen Kräu-
tergarten hinausschauen

Voneinander lernen ist für regio-
nale Entwicklungsprojekte emi-
nent wichtig. Bundesweit stehen
viele ähnliche Initiativen vor den
gleichen Problemen, z. B. der
Vermarktung ihrer Produkte, dem
Aufbau neuer Kooperationen etc.
Mit der jeweiligen Spezialisierung
besetzen sie Marktnischen, die
durch gemeinsame Aktionen,
z. B. den Austausch von „Kräu-
terprodukten“, verstärkt werden
können. Deshalb baut die Kräu-
terregion systematisch Kontakte
zu interessierten Einrichtungen
und Personen aus Niedersach-
sen, anderen Bundesländern oder
auch aus anderen Teilen Europas
auf. Unter dem Focus „Erhöhung
regionaler Wertschöpfung durch
Kräuterprojekte“ wird voraussicht-
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Informationen zum feldmäßigen Anbau von
Heil- und Gewürzpflanzen

Prof. Dr. Ulrich Bomme*

Der Bedarf der Pharma- und Gewürzmittelindustrie an guter Rohware verschie-
denster Heil- und Gewürzpflanzen ist groß. Gleichzeitig sind die Abnehmer we-
gen der meist in größeren Mengen benötigten einheitlichen Rohware nur selten
bereit, mit einzelnen Landwirten Anbau- und Lieferverträge einzugehen. Trotz
deutlichen Interesses am heimischen Anbau reagieren die Verarbeitungsbetriebe
sehr vorsichtig und ohne sich auf bestimmte Mengen oder gar Preise festzule-
gen. Die Preise stehen zudem unter starkem ausländischen Druck und können
von Jahr zu Jahr schwanken.

* Prof. Dr. Ulrich Bomme, Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft (LfL), Institut für Pflanzenbau,
Freising-Weihenstephan

Gemeinschaftlicher Anbau
empfehlenswert

Wegen dieser Unwägbarkeiten
kommt der größere feldmäßige
Anbau gegenwärtig nur gemein-
schaftlich in Frage. Bei einer ein-
heitlichen Aufbereitung des Ern-
tegutes können Kosten bei den
Investitionen gespart und größere
Mengen einheitlicher Qualität pro-
duziert werden. So ist u. U. auch
ein Direktabsatz an Wurst- und
Brotfabriken, Metzgereien, Groß-
küchen, Drogerien, Spezialge-
schäfte usw. möglich.

Hochwertige Qualität ent-
scheidet auf dem Markt

Heil- und Gewürzpflanzen kön-
nen auf allen Böden angebaut
werden, die sich auch für gärtne-

lich im Herbst 2003 zu einem Ex-
pertengespräch eingeladen. Die
Vernetzung bestehender Kräuter-
projekte soll einen impulsgeben-
den Wissenstransfer auslösen,
von dem alle Partner profitieren.

Weiter wachsen
Sind „Kräuter“ nun das Allheil-

mittel für regionales Wachstum?
Sicher ist, dass sie entlang der
Wieste durchaus Wirkung gezeigt

nisation begleitet und ein Jahr aus
Mitteln der niedersächsischen Ag-
rarstrukturverwaltung finanziell
gefördert. Neben die Fortführung
und Weiterentwicklung der Aktivi-
täten tritt nun die Herausforderung,
eine neue Organisations- und Fi-
nanzierungsstruktur aufzubauen,
die sich langfristig selbst trägt. An
der Wieste ist man sich jedoch
sicher: Die Saat wird weiter auf-
gehen.

haben. Damit eine Region sich
weiter entwickeln und wachsen
kann, ist allerdings mehr nötig als
„nur“ eine gute Idee. Es gilt Men-
schen zu finden, die eine solche
Idee aufgreifen. Die rasante Ent-
wicklung, die besonders durch
immer neue Kooperationen geför-
dert wurde, macht den Nutzen für
diese Region deutlich. Bisher wur-
de die Initiative der Gemeinden
durch eine externe Prozessorga-

rische und landwirtschaftliche
Kulturen eignen. Am günstigsten
sind nicht zu schwere, humose,
tiefgründige, bei Wurzelfrüchten
unbedingt siebfähige, nicht stau-
nasse und möglichst unkrautarme
Böden. Eine Beregnung ist in vie-
len Kulturen, insbesondere wenn
gepflanzt werden muss, ange-
bracht. Die Pflanzen müssen ge-
zielt nach ihrem spezifischen Be-
darf gedüngt werden, um gute Er-
träge bei gleichzeitig hoher Quali-
tät zu gewinnen und Nährstoffaus-
trag zu vermeiden. Wegen der re-
lativ kleinen Anbauflächen gibt es
für Heil- und Gewürzpflanzen nur
wenige für die einzelnen Arten
zugelassenen Pflanzenschutzmit-
tel. Rechtzeitig vor einem eventu-
ell notwendigen Einsatz chemi-
scher Pflanzenschutzmittel muss
daher grundsätzlich die amtliche

Pflanzenschutzberatung befragt
werden, welche Pflanzenschutz-
mittel zum Einsatz kommen kön-
nen. Nur durch äußerst sorgfälti-
gen Umgang mit dem chemischen
Pflanzenschutz im Heil- und Ge-
würzpflanzenanbau kann sich die
inländische Produktion positiv von
den Importen abheben und eine
rückstandsmäßig unbedenkliche
Rohware, wie sie heute allgemein
verlangt wird, auf den Markt brin-
gen.

Saatgut kann nach rechtzeitiger
Bestellung von verschiedenen Fir-
men bezogen werden. Bei man-
chen Arten gibt es allerdings kei-
ne oder nur wenige einheitliche
Sorten, sondern oft nur Wildma-
terial mit teilweise ungenügender
Keimfähigkeit und Triebkraft. Bei
größerem Bedarf empfiehlt sich
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daher eine eigene Saatgutvermeh-
rung.

Anschaffung von Spezial-
maschinen kostspielig

Für die Ernte können in den
wenigsten Fällen die sonst in der
Landwirtschaft üblichen Geräte
ohne Veränderung verwendet wer-
den. Einige Betriebe haben sich
beispielsweise für die Ernte ver-
schiedener Blattfrüchte wie Dill,
Petersilie, Pfefferminze usw. ihre
vorhandenen Mähdrescher umge-
baut. Da Spezialmaschinen sehr
teuer sind, werden die Wurzel-

früchte in der Regel mit dem
Schwingsiebroder oder dem Sieb-
kettenroder gerodet, u. U. ist auch
der Einsatz von Kartoffel- oder Zu-
ckerrübenvollerntern möglich.

Üblicherweise ist eine Trock-
nung des Erntegutes notwendig,
da nur wenige Abnehmer Frisch-
ware benötigen. Eigene Aufberei-
tungsanlagen mit Kosten von meh-
reren hunderttausend Euro rentie-
ren sich bei der Neuaufnahme
solcher Kulturen in der Regel je-
doch noch nicht. Hier wäre zu prü-
fen, ob sich in der Nähe z. B. Hop-
fendarren, Wagentrocknungsanla-

gen für Getreide oder andere
Trocknungsanlagen nutzen las-
sen. Die Trocknung sollte zur
Schonung der Inhaltsstoffe nur
bei 40 - 60°C erfolgen.

Absatzmöglichkeiten im
Vorfeld prüfen

Die Entscheidung, welche
Pflanzen im einzelnen ange-
baut werden, hängt in erster
Linie von den zur Verfügung ste-
henden Absatzmöglichkeiten
ab. Der Anbau dieser Pflanzen-
gruppe ist nicht einfach und
erfordert teilweise noch viel
Handarbeit. Daher sollte zuvor
unbedingt geklärt werden, wel-
che Produkte zu welchem Preis
sicher, d. h. vertragsmäßig ge-
bunden, abgesetzt werden kön-
nen. Es gibt im Normalfall kei-
nen freien Markt bei Heil- und
Gewürzpflanzen.

Wenn der Absatz gesichert ist,
liegt der Deckungsbeitrag pro ha
normalerweise deutlich höher als
bei Getreide, bezogen auf die ein-
gesetzte Arbeitsstunde allerdings
niedriger. Wird der Anbau von Heil-
und Gewürzpflanzen erwogen,
sollten auf kleinen Flächen meh-
rere Arten probeweise angebaut
werden, um erste Erfahrungen
sammeln und den Firmen bei der
Absatzsuche kleine Produktmus-
ter anbieten zu können.

Termine

Das Ministerium des Innern und für Sport sucht pfiffige Ideen von jungen Leuten, die frischen Wind und
neuen Schwung in die Dörfer bringen, und Projekte, die nach den Vorstellungen von Jugendlichen geplant
wurden oder werden. Der Einsendeschluss ist der 12. September 2003.

Weitere Informationen können eingeholt werden unter: Planungsbüro B-Plan, Dr.-Ing. Christine Halfmann,
Welzbachstr. 35a, 55437 Appenheim, Tel.: 06725/6943 oder Fax: 06725/307983.

Jugendpreis 2003

Dorferneuerungswettbewerb Rheinland-Pfalz

Feldanbau von Zitronenmelisse
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Personalien
Franz Sauter 75 Jahre

Am 30. Juni 2003 feierte Franz
SAUTER seinen 75. Geburts-

tag. Der gelernte Landwirtschafts-
meister, der im südlichen
Schwarzwald einen landwirt-
schaftlichen Betrieb besitzt, enga-
giert sich seit seinem 25. Lebens-
jahr in der Kommunalpolitik und
hat in seiner Gemeinde und im
Kreis zahlreiche Ämter bekleidet.
In der Zeit als Bundestagsabge-
ordneter von 1972 bis 1990 war er
unter anderem Vorsitzender des

ordens der Bundesrepublik
Deutschland ausgezeichnet.

Von 1989 bis 1998 war Sauter
Mitglied des Vorstandes der ASG.
Die ASG gratuliert Franz Sauter
herzlich zu seinem Geburtstag,
wünscht ihm Glück und Gesund-
heit und hofft, dass er die Arbeit
der ASG weiterhin interessiert
begleiten wird.

Albrecht Löblein als Vorsitzender des Deutschen Bundesverbandes
der Landwirte im Nebenberuf bestätigt

Zum dritten Mal ist Albrecht
LÖBLEIN zum Vorsitzenden

des Deutschen Bundesverbandes
der Landwirte im Nebenberuf
(DBN) gewählt worden. Seit 1995
ist der Nebenerwerbslandwirt aus
Baden-Württemberg in dieser
Funktion tätig, hat die aktuelle
Agrarpolitik kritisch begleitet und

MANN aus Rheinland-Pfalz sowie
Margrit WEIMEISTER aus Sach-
sen-Anhalt. Darüber hinaus wur-
de Matthias SCHREIER aus
Sachsen in den DBN-Bundesvor-
stand gewählt.

Tag des offenen Denkmals am 14. September 2003

Tag des offenen Bauernhauses
Im „Jahr des Bauernhauses“ findet die zentrale Eröffnungsveranstaltung des „Tages des offenen Denk-

mals“ in Lübeck unter dem Motto „Geschichte hautnah – Wohnen im Baudenkmal“ statt. Die Interessenge-
meinschaft Bauernhaus e.V. (IGB) hat sich in den Jahren 2001 und 2002 mit wachsendem Erfolg am Tag
des offenen Denkmals beteiligt. Sie kommt damit dem Wunsch von Interessierten nach, Objekte, deren
Inneres sonst nicht zugänglich ist, zu besichtigen.

Weitere Informationen sind zu erhalten unter: IGB, Tel.: 0700/22 83 76 42 87, Fax: 04792/4717, E-Mail:
igbauernhaus@t-online.de oder Internet: www.IGBauernhaus.de.

Tag der Regionen
Ein von 29 Organisationen und Verbänden aus dem Umfeld von Landwirtschaft, Hotel- und Gaststättenge-

werbe, Kirchen sowie Umwelt- und Naturschutzorganisationen getragenes bundesweites Aktionsbündnis
veranstaltet auch in diesem Jahr wieder den Tag der Regionen. Die vielseitigen ökologischen, wirtschaftli-
chen und kulturellen Stärken der Regionen werden an diesem Tag kreativ und fantasievoll erlebbar, regiona-
le Aktionen werben für heimische Produkte und Dienstleistungen.

Wer sich beteiligen möchte oder nähere Informationen sucht, kann diese erhalten bei:

" Koordinationsbüro Nord, Tel.: 05643/94 85 37, Fax: 05643/94 88 03

" Koordinationsbüro Süd, Tel.: 09852/1381, Fax: 09852/4895

!

 5. Oktober 2003!

Unterausschusses „Welternäh-
rung, Weltlandwirtschaft, Welt-
forstwirtschaft“ sowie Mitglied der
Bundestagsfachausschüsse
„Agrarpolitik“ und „Entwicklungs-
hilfe“. Von 1985 bis 1997 über-
nahm Sauter den Bundesvorsitz
der Katholischen Landvolkbewe-
gung Deutschlands.1998 wurde er
anlässlich seines 70. Geburtsta-
ges für sein langjähriges politi-
sches Engagement mit dem Gro-
ßen Verdienstkreuz des Verdienst-

sich für eine sinnvolle Ergänzung
des traditionellen Berufsstandes
eingesetzt. Seine Wiederwahl wer-
tete Löblein als Bestätigung sei-
ner bisherigen Arbeit für den DBN.

Als Stellvertreter im Bundesvor-
stand bleiben Alois SCHNEIDER
aus Bayern, Gerhard GOMPEL-
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Für Sie gelesen

Regionale Vermarktung in Nordrhein-Westfalen –

Acht Beispiele aus der Praxis mit Hintergrundinformationen

Ministerium für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz des Landes
Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): Re-
gionale Vermarktung in Nordrhein-
Westfalen – Acht Beispiele aus
der Praxis mit Hintergrundinforma-
tionen. Texte: Dr. Marianne Stur-
beck, Christiane Närmann-Bock-
holt. Düsseldorf 2002, 51
Seiten.Kostenfrei zu bestellen
unter: Tel.: 0211/4566-0, Fax:
0211/4566-388, E-Mail:
poststelle@munlv.nrw.de.

Regionalvermarktung muss den
angemessenen gesellschaft-

lichen Stellenwert bekommen.
Noch viel mehr Verbraucherinnen
und Verbraucher müssen sich mit
dem Einkaufskorb für unsere re-
gionalen Lebensmittel entschei-
den. Frei nach dem Motto ‚Global
denken – regional Handeln‘“, for-
dert Bärbel HÖHN, Ministerin für
Umwelt und Naturschutz, Land-

wirtschaft und Verbraucher-
schutz des Landes Nordrhein-
Westfalen im Vorwort der von
ihrem Ministerium herausgege-
benen Broschüre. Darin werden
acht landwirtschaftliche Ver-
marktungsinitiativen vorgestellt,
die beispielhaft zeigen, wie
Verbraucherschutz und Land-
wirtschaft, Naturschutz, Verar-
beitung und Handel erfolgreich
kooperieren können.

Zwar unterscheiden sich die
Kooperationsformen und die
vermarkteten Produkte, ge-
meinsam jedoch ist den Ver-
marktungsinitiativen, dass sie
auf regionale Qualität setzen.
Zwei Initiativen werden im Fol-
genden vorgestellt.

In einem Beispiel beliefern die
Betriebe ihre Hofläden gegensei-
tig mit den jeweils erzeugten Pro-
dukten. Auf diese Weise können
Frische und Regionalität der Wa-
ren garantiert werden, die Betrie-
be haben für einen Teil ihrer Pro-
duktion feste Abnehmer und müs-
sen nicht zu deutlich niedrigeren
Preisen an den Großmarkt liefern.
Auch wenn Produktionsüber-
schüsse durch Sonderangebote
an die Kundschaft gebracht wer-
den müssen, helfen sich die Be-
triebe gegenseitig. Alle Höfe set-
zen gleichermaßen auf Transpa-
renz bei der landwirtschaftlichen
Produktion und investieren Zeit
und Geld in die Öffentlichkeitsar-
beit. Unter gemeinsamem Logo
präsentieren sich die direktver-
marktenden Höfe mit ihrem Ange-
bot in einem farbigen Faltblatt.

In einer weiteren Regionalver-
marktungsinitiative haben sich
landwirtschaftliche Betriebe, Fo-
rellenzuchtbetriebe, das örtliche

Bundesforstamt, der Einzelhandel
und der Wochenmarkt zusam-
mengeschlossen. Ihre Produkte
müssen neben Regionalität und
Qualität bestimmte Umwelt-
schutzkriterien erfüllen, d. h. es
wurden Mindestanforderungen an
Boden- und Gewässerschutz be-
schlossen. Ein Verein legt als In-
haber der Regionalmarke die Ver-
gabe und die Nutzungskriterien
fest. Vereinsmitglieder sind neben
den Betrieben unter anderem die
Verbraucherzentrale NRW e.V.,
der Hotel- und Gaststättenverband
und ein Landfrauen-Service. Sie
alle sorgen dafür, dass die Regio-
nalmarke, die auch unter einheit-
lichem Logo vermarktet, bekannt
gemacht wird. Die Initiative wird
finanziell unterstützt aus Mitteln
des Programms zur Förderung der
Regionalvermarktung des Landes
Nordrhein-Westfalen.

Höhn hebt im Vorwort der Bro-
schüre den Vorteil solcher Koo-
perationen hervor: Da nicht alle
Betriebe von der Direktvermark-
tung leben könnten und wollten,
sei es angesichts der Konzentra-
tion des Lebensmitteleinzelhan-
dels und der Ernährungswirtschaft
sinnvoll, wenn sich auch landwirt-
schaftliche Betriebe zu Produkti-
ons- und Vermarktungsinitiativen
zusammen schlössen und ein re-
gionales Angebot auf den Markt
brächten. Durch die Zusammen-
arbeit von Landwirtschaft, Verar-
beitung und Handel könnten Ver-
braucher/-innen die Vorteile regi-
onaler Produkte in größerem Um-
fang nutzen.

Die einzelnen Beispiele werden
in der DIN-A4-Broschüre sehr gut
präsentiert. Sie sind mit Fotos il-
lustriert, farblich abgesetzte Käs-
ten liefern nützliche Zusatzinfor-
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mationen. Am Schluss des Hef-
tes sind die Logos der acht Initia-
tiven abgebildet und die jeweiligen
Ansprechpartner aufgeführt. Es
finden sich außerdem Hinweise
zur Förderung regionaler Vermark-

tungsinitiativen und zu For-
schungsaktivitäten in dem Be-
reich. Auf die Ergebnisse von For-
schungsprojekten wird in einem
Publikationsverzeichnis verwie-
sen. Die Broschüre ist informativ

und gibt denjenigen, die darüber
nachdenken, ähnliche Initiativen
zu gründen, nützliche Anregun-
gen.

  - os -

Vision Lebensqualität

Nachhaltige Entwicklung – ökologisch notwendig, wirtschaftlich klug, gesell-
schaftlich möglich

Rudolf Häberli, Rahel Gessler,
Walter Grossenbacher-Mansuy,
Daniel Lehmann Pollheimer: Visi-
on Lebensqualität: Nachhaltige
Entwicklung – ökologisch notwen-
dig, wirtschaftlich klug, gesell-
schaftlich möglich. Zürich 2002,
vdf Hochschulverlag AG an der
ETH Zürich, 345 S., 29,90 Euro;
ISBN 3 7281 2808 2.

Lust auf ein unvergessliches
Abenteuer? (...) Willkommen

auf der Reise in Richtung Nach-
haltige Entwicklung.“ So beginnt
der vorliegende Band, der die Le-
ser/-innen auf dieser „Reise in die
Zukunft“ begleiten will.

In sieben Kapiteln setzt sich das
Werk mit der zentralen Frage
auseinander, wie sich nachhalti-
ge Entwicklung in Wirtschaft, Po-
litik und Gesellschaft verwirklichen
lässt. Dazu werden in Kapitel 2
zunächst Geschichte und Bedeu-
tung des Nachhaltigkeitsbegriffes
erläutert sowie grundsätzliche
Strategien für eine nachhaltige
Entwicklung aufgezeigt. Sodann
wird in Kapitel 3 eine Diagnose
über den Zustand der Umwelt in
der Schweiz erstellt. Kapitel 4 wid-
met sich der Globalisierung als
einer Realität, die die Handlungs-
spielräume für eine nachhaltige
Entwicklung bestimmt. Sie müs-
se daher auch als Chance begrif-
fen werden, diese Handlungsspiel-
räume mit zu gestalten. Gleich-
wohl räumen die Autor/-innen ein,
dass es bisher nicht gelungen sei,
Globalisierung und nachhaltige
Entwicklung miteinander zu ver-
binden. Der/die Leser/-in be-
kommt in Kapitel 5 und 6 Lösungs-
wege und Instrumente aufgezeigt,
mit denen gesellschaftliche Ver-
änderungen in Richtung einer
nachhaltigen Entwicklung herbei
geführt und umgesetzt werden
können. Das Buch fordert die Le-
ser/-in zum Abschluss auf, sich
Gedanken über ihren persönlichen
Beitrag für eine nachhaltige Ent-
wicklung zu machen.

In dem Band sind zehn Jahre
Forschungsarbeit im Rahmen des
vom Schweizer Parlament be-

schlossenen Schwerpunkt-For-
schungsprogramms Umwelttech-
nologie und Umweltforschung zu-
sammen gefasst. Obwohl sich der
Fokus in erster Linie auf die
Schweiz richtet, wird der interna-
tionale Kontext immer wieder hin-
zu gezogen. Das Buch ist für Ent-
scheidungsträger aus Politik,
Wirtschaft und Öffentlichkeit so-
wie für weitere Interessierte, die
in ihrem persönlichen oder beruf-
lichen Umfeld Prozesse in Rich-
tung nachhaltige Entwicklung mit
gestalten möchten, gedacht. Es
ist ansprechend aufgemacht und
enthält viele Fallbeispiele, Graphi-
ken und Stellungnahmen von Ex-
perten/-innen, die den Text unter-
mauern.

Ob die direkte Ansprache, mit
der die Leser/-innen am Ende ih-
rer „Reise“ aufgefordert werden,
selbst zu handeln, ankommt oder
am Schluss eines solchen Bu-
ches, das hinreichend Beispiele
und Hinweise zum konkreten Han-
deln enthält, nicht eher dazu führt,
dass sich der/die Leser/-in etwas
bevormundet fühlt, ist Ge-
schmackssache. Vielleicht ist es
auch nur Ausdruck des Engage-
ments, mit dem die Autor/-innen
dazu anregen wollen, die Reise in
Richtung nachhaltige Entwicklung
zu beginnen und durch entspre-
chendes Handeln aus der Vision
Lebensqualität Realität werden zu
lassen.

- os -
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„Es gibt kein Zurück zu einem binnen-
marktorientierten Ansatz in der EU-Agrar-
politik, sondern nur eine Fortentwicklung in
Richtung weiterer Marktöffnung, Abbau der
Agrarstützung in den Industrieländern und
Umbau der Stützung.“

- Aus: Diskussionspapier der von Dr. Martin Wille,
früherer Staatssekretär im Bundeslandwirtschafts-
ministerium, geleiteten Arbeitsgruppe Agrarpolitik

des SPD-Parteivorstandes -

„So geht’s aber nicht. Es kann kein Geld
geben, weil jemand Bauer war, sondern er
muss Geld bekommen, weil er in Zukunft
Bauer bleibt.“

- Prof. Dr. Manfred Köhne zu der Aussage, dass die
Entkopplung auf die Besitzstandswahrung abziele -

„Der Milchmarkt war noch nie so stabil wie
heute, weil bis auf Neuseeland alle Erzeu-
gerländer über eine Produktionsbegren-
zung verfügen.“

- Heinz-Christian Bär, Präsident des Hessischen
Bauernverbands, zu den Vorschlägen von EU-

Kommissar Fischler, die Produktion zu steigern und
gleichzeitg die Milchpreise zu senken -

„Das niedrige Biosiegel-Niveau hat die
ausländische Konkurrenz auf Kosten der
deutschen Bauern stark gemacht.“

- Dr. Heinrich Graf von Bassewitz, Vorsitzender des
Fachausschusses Ökologischer Landbau des

Deutschen Bauernverbandes -

„Kein Verbraucher fragt mehr nach Sicher-
heit und Qualität.“

- Rolf Heidenberger, Geschäftsführer der EDEKA-
Nord-Fleischwerke  -
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Wie geht’s weiter?

WTO – Agrarpolitik
zwischen Liberalisierung
und globaler Gerechtigkeit

6. und 7. November 2003 in Göttingen

Im Mittelpunkt der Tagung wird die agrarpolitische Reformdebatte über den
Weg und das Ausmaß der weiteren Agrar-Liberalisierung stehen. Folgende
Begriffe werden mit Inhalt zu füllen sein:

Liberalisierung  –  Nachhaltigkeit und Multifunktionalität  –
ökologische Probleme  –  Preisdumping  –  Tierschutz  –
Lebensmittelsicherheit –  Subventionen  –  ökonomische
Erfordernisse  –  soziale Lage  –  globale Gerechtigkeit  –
Welternährung  –  Marktregulierung  –  Weltagrarmärkte  –
globale Agrarpolitik


